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Einführung

Die Aufnahme von Geflüchteten ist, an-
ders als zum Zeitpunkt der letzten Ak-
tualisierung dieser Broschüre im Som-
mer 2017, gegenwärtig vor allem wegen 
der andauernden Covid-19-Pandemie 
kein Topthema der Tagespolitik mehr. 
Die Frage nach der Arbeitsmarktintegra-
tion ist aber weiterhin zentral: Viele der 
hier lebenden Geflüchteten werden vo-
raussichtlich dauerhaft in Deutschland 
bleiben, weil sie als Schutzberechtigte 
anerkannt wurden, weil ihre Abschie-
bung dauerhaft unmöglich ist oder weil 
sie aus anderen Gründen ein Aufenthalts-
recht haben. Sie benötigen eine effektive 
Chance zur dauer haft en Teilnahme am 
Arbeitsleben.

Nach einem Bericht der Regionaldi-
rektion Niedersachsen-Bremen der Bun-
desagentur für Arbeit können drei Viertel 
der arbeitsuchenden Geflüchteten nur 
einfache Tätigkeiten im Helferbereich 
ausführen. Verantwortlich hierfür ist eine 
Kombination aus Sprachbarrieren einer-
seits und fehlenden schulischen bzw. in 
Deutschland nicht beruflich verwertba-
ren Qualifikationen auf der anderen Sei-
te. Auch während der Corona-Pandemie 
suchen die Betriebe vor allem Fachkräfte 
oder noch höher qualifizierte Bewerbe-
rinnen und Bewerber.1 Es gibt weiterhin 
zahlreiche Akteure, die sich die Arbeits-
marktintegration von Geflüchteten zum 

1 Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion 
Niedersachsen Bremen: »Fluchtmigration in 
Niedersachsen«, Fact sheet, 3. Quartal, Stand 
15.7.2021, abrufbar unter bit.ly/3zaiV04.

Ziel gesetzt haben. Zum Teil konkurrie-
rende Qualifizierungsmaßnahmen und 
viele flankierende Aktivitäten machen 
aus dem Themenfeld »Arbeitsmarktinte-
gration von Geflüchteten« einen zuweilen 
kaum mehr zu durchschauenden Flicken-
teppich. Gab es bis 2015 im Wesentli-
chen nur eine große Projektlinie – die 
aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
finanzierten Arbeitsmarktprogramme für 
Asylsuchende, Geduldete und Schutzbe-
rechtigte (heute: ESF-Integrationsrichtli-
nie Bund – Handlungsschwerpunkt IvAF 
mit rund 300 Teilprojektträgern) –, sind 
nunmehr verschiedene ESF-Program-
me (z. B. Integration durch Qualifizie-
rung) mit Teilaspekten des Themenfel-
des befasst. Daneben sind sowohl auf 
Bundes- als auch auf Landesebene viele 
neue Akteure (z. B. Willkommenslotsen, 
KAUSA-Servicestellen, Start Guides in 
Niedersachsen) hinzugekommen. 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen 
des Arbeitsmarktzugangs wurden durch 
das im Sommer 2019 beschlossene Mi-
grationspaket2, das zu bedeutenden 
Neuregelungen im Aufenthaltsgesetz, im 
Asylgesetz, im SGB III und im Asylbe-
werberleistungsgesetz (AuslbLG) geführt 

2 Im Juni 2019 wurden verschiedene weitreichende 
Änderungen insbesondere im Migrations- und 
Sozialrecht beschlossen, die zusammenfassend 
als Migrationspaket bezeichnet wurden, zu den 
Einzelheiten vgl. Informationsverbund Asyl und 
Migration, Neuregelungen durch das Mi gra-
tions paket, Beilage zum Asylmagazin 8–9/2019, 
S. 2 ff. 

http://azf3.de/wp-content/uploads/2021/07/Factsheet_Flucht_2_Q_2021.pdf
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hat, erheblich verändert. Insbesondere 
das Zweite Gesetz zur besseren Durch-
setzung der Ausreisepflicht3 hat den 
Arbeitsmarktzugang für Asylsuchende 
und Personen mit einer Duldung ein-
geschränkt, indem es die Duldung für 
Personen mit ungeklärter Identität ein-
geführt und die Verpflichtung für Asyl-
suchende, in einer Erstaufnahmeeinrich-
tung zu wohnen, zeitlich ausgedehnt hat. 
Die Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung zum Integrationsgesetz und 
der Beschäftigungserlaubnis4 hat unter 
anderem die Vorrangprüfung für Asyl-
suchende und Geduldete deutschland-
weit dauerhaft abgeschafft und Leiharbeit 
uneingeschränkt ermöglicht. Durch das 
Ausländerbeschäftigungsförderungsge-
setz5 wurde allen ausländischen Staats-
angehörigen ohne Beschäftigungsverbot 
unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit 
und ihrem Aufenthaltsstatus ein grund-
sätzlicher Zugang zu allen Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit eingeräumt. Al-
lerdings wurden bei einigen Instrumen-
ten zur Ausbildungsförderung Einschrän-
kungen oder Ausschlüsse formuliert – vor 
allem für Asylsuchende und Gedulde-
te. Asylsuchende, die vor dem 1. Au-
gust 2019 eingereist sind, können jetzt 
unter bestimmten Voraussetzungen zum 
Integrationskurs zugelassen werden6 
und ihr Zugang zur Berufsbezogenen 

3 BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, S. 1294 ff. 
4 Vom 22.7.2019, BGBl. I, Nr. 28 vom 2.8.2019, 

S. 1109.
5 Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Be-

schäftigung von Ausländerinnen und Auslän-
dern vom 8.7.2019, BGBl. I, Nr. 26 vom 15.7.2019, 
S. 1021 ff.

6 § 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 1b AufenthG; eine weitere Vo-
raussetzung ist die sogenannte Arbeitsmarktnähe 
oder Kinderbetreuung.

Deutschsprachförderung wurde ebenso 
erweitert wie der von Geduldeten.7 Das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes8 führte dazu, 
dass auch während einer Berufsausbil-
dung oder eines Studiums ein Anspruch 
auf (ergänzende) Leistungen zur Lebens-
unterhaltssicherung besteht, wodurch 
die »BAB-Falle« und die »BAföG-Falle« 
beseitigt wurden. Durch das Ausbil-
dungs- und Beschäftigungsduldungs-
gesetz9 wurde die Ausbildungsduldung 
detaillierter geregelt und die Beschäfti-
gungsduldung als weitere Duldungsform 
etabliert. Zudem wurden die Beschäfti-
gungsverbote für Personen mit einer Dul-
dung, die aus den sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten kommen, ausgeweitet. 
Nach all diesen Änderungen sind die 
rechtlichen Voraussetzungen des Zugangs 
zum Arbeitsmarkt noch komplizierter ge-
worden, als sie es ohnehin schon waren. 
Dies wiederum stellt vor allem Personen, 
die sich neu mit diesem Themenfeld be-
fassen, vor große Herausforderungen. Bei 
der Beratung von Geflüchteten in diesem 
Themenfeld spielt die Kenntnis der ak-
tuellen rechtlichen Grundlagen – insbe-
sondere des Zusammenwirkens der auf-
enthaltsrechtlichen Bedingungen des 
Arbeitsmarktzugangs, der sozialrechtli-
chen Fördermöglichkeiten und der auf-
enthaltsrechtlichen Voraussetzungen der 
Aufenthaltssicherung – eine zentrale Rol-
le. Die vorliegende Broschüre gibt einen 
Überblick über die Rahmenbedingungen, 

7 § 45a Abs. 2 S. 3 Nr. 2 AufenthG; § 4 Abs. 1 S. 2 
Nr. 2 DeuFöV.

8 Vom 13.8.2019, BGBl. I, Nr. 31, S. 1290 ff.
9 Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be-

schäftigung vom 8.7.2019, BGBl. I, Nr. 26, 
S. 1021 ff.
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wobei die neuen gesetzlichen Regelungen 
besonders berücksichtigt werden. 

Die Rahmenbedingungen des 
Arbeitsmarktzugangs

Im ersten Teil dieser Broschüre werden 
die unionsrechtlichen Vorgaben und die 
aufenthaltsrechtlichen Grundsätze des 
Arbeitsmarktzugangs dargestellt:

 • Wer erhält unter welchen Vorausset-
zungen und in welchem Verfahren eine 
Beschäftigungserlaubnis und wer kann 
sich selbstständig machen?

 • Welche weiteren Nebenbestimmungen 
wie räumliche Beschränkungen (soge-
nannte Residenzpflicht) oder Wohn-
sitzauflagen können relevant sein? 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit (so-
zialrechtlichen) Unterstützungsangebo-
ten, die im Rahmen der gesetzlich ge-
regelten Leistungen der Jobcenter, der 
Agenturen für Arbeit, der Jugendsozial-
arbeit (SGB VIII mit den Schnittstellen 
zu SGB II und SGB III), des BAföG so-
wie durch öffentlich geförderte Projekte 
gewährt werden können. Hierzu zählen 
etwa die Vermittlung freier Stellen, Quali-
fizierungsmaßnahmen und Ausbildungs-
förderung sowie die Hilfe bei der Aner-
kennung im Ausland erworbener Quali-
fikationen. 

Im dritten Teil wird beschrieben, un-
ter welchen Voraussetzungen der Auf-
enthalt vor allem durch eine Ausbildung 
oder eine Beschäftigung gesichert wer-
den kann. Dabei geht es um die Ausbil-
dungs- und die Beschäftigungsduldung, 
die Aufenthaltserlaubnis nach den Blei-

berechtsregelungen infolge »guter« bzw. 
»nachhaltiger Integration« nach §§ 25a 
und b AufenthG sowie um die Aufent-
haltserlaubnis zum Zweck der Beschäf-
tigung nach einem erfolgreichen Ausbil-
dungs- oder Studienabschluss nach § 19d 
AufenthG.

Im Fazit werden die Änderungen vor 
allem durch das Migrationspaket bewer-
tet und Änderungsvorschläge unterbrei-
tet.

Um wen geht es in dieser Broschüre?

Wie im Untertitel bereits angedeutet, steht 
der Begriff »Geflüchtete« in der Über-
schrift stellvertretend für verschiedene 
Personengruppen, mit deren Rechtsstel-
lung sich diese Broschüre beschäftigt:

 • Asylsuchende mit einem Ankunfts-
nachweis nach § 63a AsylG oder einer 
Bescheinigung über die Aufenthaltsge-
stattung nach § 61 AsylG,

 • Asylberechtigte, international und 
national Schutzberechtigte mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1, 
Abs. 210 oder Abs. 3 AufenthG,

 • Personen mit einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG,

 • Personen mit einer Duldung nach 
§ 60b AufenthG (Duldung für Perso-
nen mit ungeklärter Identität).

10 Am 1. Dezember 2013 trat der größte Teil der 
Bestimmungen des sogenannten Richtlinienum-
setzungsgesetzes in Kraft (Gesetz zur Umsetzung 
der Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August 2013, 
BGBl. I, Nr. 54, S. 3474 ff.), mit dem u. a. das Kon-
zept der internationalen Schutzberechtigung in 
das deutsche Recht übernommen wurde. 
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Als Asylsuchende werden Personen be-
zeichnet, die um Asyl nachgesucht haben 
und zunächst einen Ankunftsnachweis 
zur Bescheinigung über die Meldung als 
Asylsuchende11 erhalten haben, sowie 
diejenigen, denen nach der förmlichen 
Asylantragstellung eine Bescheinigung 
über die Aufenthaltsgestattung erteilt 
wurde. 

Der Begriff der international Schutz-
berechtigten umfasst nach der Neufas-
sung der sogenannten Qualifikations-
richtlinie der EU (2011/95/EU) sowohl 
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention als auch die sogenannten 
»subsidiär Schutzberechtigten«.12 Inter-
national subsidiär Schutzberechtigte sind 
nach Art. 15 der Qualifikationsrichtlinie 
Personen, die in ihrem Herkunftsland von 
Todesstrafe, Folter oder unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder in-
dividuell im Rahmen eines bewaffneten 
Konflikts bedroht sind (vgl. Umsetzung 
in § 4 Abs. 1 AsylG). 

Während sich der Schutz dieser Per-
sonengruppen also auf völker- und euro-
parechtliche Vorgaben stützt, gibt es zu-
sätzlich noch Möglichkeiten, gefährdeten 
Personen nach nationalem Recht Schutz 

11 Der Ankunftsnachweis als Aufenthaltspapier 
wurde durch das Datenaustauschverbesse-
rungsgesetz vom 2. Februar 2016 (BGBl. I, Nr. 5, 
S. 130 ff.) im Asylgesetz verankert.

12 Art. 2 Bst. b) i. V. m. Art. 2 Bst. e) und Art. 2 Bst. g) 
der Qualifikationsrichtlinie – Richtlinie 2011/95/
EU vom 13. Dezember 2011 über Normen für 
die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen 
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit An-
recht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes, ABl. L 337 vom 
20.12.2011, S. 9–26, abrufbar auf asyl.net unter 
Gesetzestexte/Asylrecht.

zu gewähren. Seit dem Inkrafttreten des 
Richtlinienumsetzungsgesetzes am 1. De-
zember 2013 gehören zu den national 
Schutzberechtigten mit einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
insbesondere die Personen, bei denen 
ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 
oder Abs. 7 AufenthG vorliegt. Darunter 
fallen Personen, deren Abschiebung we-
gen des Verstoßes gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) un-
zulässig ist oder für die im Zielstaat der 
Abschiebung eine erhebliche konkrete 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit be-
steht. Das im Rahmen des sogenannten 
Migrationspakets von 2019 beschlos-
sene Fachkräfteeinwanderungsgesetz13 
hat die Rechtsstellung der anderweitig 
Schutzberechtigten im Hinblick auf den 
Arbeitsmarktzugang an die der interna-
tional Schutzberechtigten angeglichen. 
Daher werden die für beide Gruppen 
geltenden Rahmenbedingungen jetzt im 
Unterschied zu den früheren Auflagen 
der Broschüre jeweils in denselben Kapi-
teln dargestellt. Erwähnung finden in die-
sem Kontext zudem Personen, denen aus 
weiteren völkerrechtlichen, humanitären 
oder politischen Gründen ein Aufent-
haltsrecht gewährt wird, etwa im Rahmen 
der Aufnahme von Schutzsuchenden aus 
dem Ausland oder durch die sogenannten 
»Altfall«- oder »Härtefall«-Regelungen 
(§§ 22–25b AufenthG). Die Vorausset-
zungen für die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25a AufenthG für 
»gut integrierte Jugendliche und Heran-
wachsende« und nach § 25b AufenthG 
bei »nachhaltiger Integration« werden im 
Teil III im Einzelnen beschrieben. 

13 BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, S. 1307 ff.
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Eine Duldung erhalten Personen, die 
nicht Staatsangehörige von EU-Staaten 
sind (sogenannte Drittstaatsangehörige), 
vor allem dann, wenn sie ausreisepflich-
tig sind, aber gegenwärtig aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen nicht 
abgeschoben werden können. Durch das 
Migrationspaket wurde die Ausbildungs-
duldung (jetzt § 60c AufenthG) insbeson-
dere für Personen, die eine mindestens 
zweijährige Berufsausbildung aufneh-
men, neu geregelt und die sogenannte 
Beschäftigungsduldung (§ 60d AufenthG) 
wurde neu eingeführt, Einzelheiten zu 
diesen Duldungsformen sind ebenfalls 

im Teil III zu finden. Durch das Migrati-
onspaket wurde zudem ein weiterer neuer 
Duldungstypus geschaffen, die Duldung 
für Personen mit ungeklärter Identi-
tät (§ 60b AufenthG). Diese wird erteilt, 
wenn eine Abschiebung wegen Täu-
schung, falscher Angaben oder fehlen-
der Mitwirkung bei der Passbeschaffung 
nicht möglich ist. Da diese Duldung zu 
einem absoluten Arbeitsverbot und einer 
Wohnsitzauflage führt, werden die Rah-
menbedingungen für Personen mit dieser 
Art von Duldung in eigenen Kapiteln be-
schrieben (vgl. I 4 und II 4).
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Teil I: Der aufenthaltsrechtliche Rahmen des 
Arbeitsmarktzugangs

In diesem Kapitel werden die Vorgaben 
des europäischen und des nationalen 
Rechts für den Arbeitsmarktzugang er-
läutert, wobei nach den zuvor genannten 
Personengruppen differenziert wird. Für 
die jeweilige Gruppe werden die Voraus-
setzungen für die Ausübung unselbst-
ständiger und selbstständiger Tätigkeiten 
sowie weitere rechtliche Bestimmungen 
beschrieben. Den Ausgangspunkt bil-
den dabei die Bedingungen des Arbeits-
marktzugangs für Asylsuchende. Um 
Wiederholungen zu vermeiden, wird in 
den da rauff ol gen den Abschnitten Bezug 
auf diese Ausführungen genommen, falls 
Gemeinsamkeiten zu den anderen Perso-
nengruppen bestehen.

1. Asylsuchende

1.1 Nichtselbstständige Erwerbs‑
tätigkeit

Asylsuchende benötigen für jede Form 
von unselbstständiger Erwerbstätigkeit 
(Beschäftigung) eine Beschäftigungser-
laubnis.

Zur Definition des Begriffs »Beschäfti-
gung« wird im Aufenthaltsgesetz auf § 7 
SGB IV, also auf das Sozialversicherungs-
recht verwiesen (§ 2 Abs. 2 AufenthG). 
Nach § 7 Abs. 1 SGB IV ist Beschäftigung 

die nichtselbstständige Arbeit, insbeson-
dere in einem Arbeitsverhältnis. Anhalts-
punkte für eine Beschäftigung sind eine 
Tätigkeit nach Weisungen und eine Ein-
gliederung in die Arbeitsorganisation der 
Weisungsgebenden. Als Beschäftigung 
gilt nach § 7 Abs. 2 SGB IV auch der Er-
werb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten 
oder Erfahrungen im Rahmen betriebli-
cher Berufsbildung. Hierzu gehören alle 
Tätigkeiten, die zumindest einem der in 
§ 7 Abs. 2 SGB IV genannten Ziele dienen, 
auch wenn die jeweilige Bildungsmaß-
nahme nicht den Vorgaben des Berufsbil-
dungsrechts und einem dort geordneten 
Ausbildungsgang entspricht.14 Damit stel-
len auch Maßnahmen zur Berufsfindung, 
Berufsvorbereitung, Arbeitserprobung, 
zur beruflichen Anpassung und zur För-
derung der Erwerbs- und Berufstätigkeit, 
selbst wenn sie nicht unmittelbar zu einer 
Berufstätigkeit führen, eine Beschäfti-
gung dar.15 Also ist auch für betriebliche 
Berufsausbildungen und Einstiegs-
qualifizierungen, für einen gesetzlichen 
Freiwilligendienst (Freiwilliges Soziales 

14 Kasseler Kommentar zum Sozialversicherungs-
recht – Zieglmeier (Dezember 2020), § 7 SGB IV, 
Rn. 290; Funke-Kaiser in Gemeinschaftskom-
mentar zum Aufenthaltsgesetz (Loseblattwerk), 
Stand: Juni 2017, § 2 AufenthG, Rn. 40–41; Kom-
mentar zum Sozialrecht, Kreikebohm/Spell-
brink/Waltermann (Hrsg.) – Berchtold (6. Aufl. 
2019), § 7 SGB IV, Rn. 77. 

15 Kommentar zum Sozialrecht, Kreikebohm/Spell-
brink/Waltermann (Hrsg.) – Berchtold (6. Aufl. 
2019), § 7 SGB IV, Rn. 77.
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Jahr, Bundesfreiwilligendienst etc.) und 
grundsätzlich für Praktika eine Beschäf-
tigungserlaubnis erforderlich (vgl. § 32 
Abs. 2 Nr. 1–3, Abs. 3 BeschV).16 Aus-
nahmen können allerdings für Praktika 
während des (Berufs-)Schulbesuchs und 
im Rahmen einer schulischen Berufsaus-
bildung gelten.

Nach den Anwendungshinweisen des 
Bundesinnenministeriums17 kommt es 
bei der Frage, ob praktische Tätigkeiten 
im Rahmen einer schulischen Berufs-
ausbildung Beschäftigungen sind, darauf 
an, ob die Tätigkeit in die schulische Be-
rufsausbildung integriert ist oder ob der 
Schwerpunkt bei einer beruflichen Aus-
bildung oder sonstigen beruflichen Tä-
tigkeit liegt. Von einer Integration in die 
schulische Berufsausbildung ist danach 
auszugehen, 

 • wenn die praktische Tätigkeit auf-
grund bundes- oder landesrechtlicher 
Vorschriften in die Schulausbildung 
eingegliedert ist, 

16 Für weitere Informationen über die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis bei Praktika, Ein-
stiegsqualifizierungen und Freiwilligendiensten 
vgl. Caritasverband für die Diözese Osnabrück 
e. V., ZBS AuF (Zentrale Beratungsstelle. Ar-
beitsmarktintegration und Fachkräftesicherung 
III), Arbeitshilfe 2: »Rahmenbedingungen von 
Praktika und ähnlichen Tätigkeiten für Asylsu-
chende, geduldete Ausländer*innen und andere 
Geflüchtete«, aktualisierte Fassung vom 31. Ok-
tober 2020, abrufbar bei zbs-auf.info unter Publi-
kationen.

17 Anwendungshinweise des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat zum Gesetz 
über Duldung bei Ausbildung und Beschäfti-
gung (BGBl. I, S. 1021) vom 20. Dezember 2019, 
Nr. 60c.0.1, Dokument als pdf abrufbar unter 
https://bit.ly/3ibLTWH. 

 • die Phasen der betrieblichen Ausbil-
dung im durch die Schule geregelt und 
gelenkt werden und 

 • sie sich infolge enger Verzahnung mit der 
theoretischen Ausbildung als Bestand-
teil der Schulausbildung darstellen.

Die im Rahmen der Erfüllung der Schul- 
bzw. der Berufsschulpflicht vorgese-
henen Praktika erfüllen regelmäßig die 
Voraussetzungen einer Integration in den 
schulischen Bildungsgang. 

Auch wenn sich die Anwendungshin-
weise des Bundesinnenministeriums nur 
auf praktische Tätigkeiten im Rahmen 

18 § 4a Abs. 3 S. 1 AufenthG, Anwendungshinwei-
se des Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat zum Fachkräfteeinwanderungsge-
setz (BGBl. I, 2019, S. 1307) vom 30. Januar 2020, 
Nr. 4a.3.1, Dokument als pdf abrufbar unter 
https://bit.ly/3hTSdBJ.

Hinweis

In jedem Aufenthaltstitel, jeder 
Duldung und jeder Aufenthaltsge­
stattung muss erkennbar sein, ob 
die Ausübung einer Erwerbstätig­
keit erlaubt ist.18 Die Formulierun­
gen, die dabei verwendet werden 
sollen, sind nachfolgend in den je­
weiligen Kapiteln genannt. Sie die­
nen als Klarstellung, von welchem 
Arbeitsmarktzugang die Auslän­
derbehörde ausgeht. Enthält das 
Dokument keine entsprechende 
Bestimmung, sollte die Ausländer­
behörde darauf hingewiesen wer­
den. 

https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-zum-gesetz-ueber-duldung-bei-ausbildung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-fachkraefteeinwanderungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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einer schulischen Ausbildung beziehen, 
müssten für Pflichtpraktika während ei-
nes Studiums dieselben Kriterien gelten. 
Um zu klären, ob bei einem Praktikum im 
Rahmen einer bestimmten schulischen 
Ausbildung oder eines konkreten Studi-
ums die o. g. Kriterien für eine Integra-
tion im jeweiligen Bildungsgang erfüllt 
sind und daher keine Beschäftigungser-
laubnis benötigt wird, sollte immer eine 
Rücksprache mit der Ausländerbehörde 
erfolgen. Diese sollte – möglichst schrift-
lich – bestätigen, dass es sich bei dieser 
Tätigkeit nicht um eine erlaubnispflichti-
ge Beschäftigung handelt.19

Die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis richten 
sich bei Asylsuchenden unter anderem 
nach der Dauer des bisherigen Aufent-
halts (sogenannter Voraufenthalt) in 
Deutschland. Dabei werden alle Zeiten 
berücksichtigt, in denen sich Asylsuchen-
de »gestattet«, d. h. mit einem Ankunfts-
nachweis oder einer Aufenthaltsgestat-
tung (§ 55 Abs. 1 S. 1 AsylG), geduldet 
oder erlaubt, d. h. mit einem Aufenthalts-
titel20 im Inland aufgehalten haben (§ 61 
Abs. 2 S. 2 AsylG). 

Seit den Änderungen durch das Mi-
grationspaket haben Asylsuchende nach 
Ablauf von neun Monaten nach der Asyl-
antragstellung einen Anspruch auf die 
Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 
(§ 61 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 5 AsylG).21 Zu-

19 Vgl. Caritasverband: Arbeitshilfe 2, a. a. O. 
(Fn. 16), Teil 1, 4.1 und 5.1.

20 Hierzu gehören Aufenthaltserlaubnis, Nieder-
lassungserlaubnis, Visum etc., vgl. § 4 Abs. 1 S. 2 
AufenthG.

21 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 61.2.

vor liegt die Erteilung der Beschäftigungs-
erlaubnis für Asylsuchende im Ermessen 
der Ausländerbehörde (§ 61 Abs. 2 S. 1 
AsylG; zu der Frage, welche Ermessens-
gesichtspunkte die Ausländerbehörde bei 
ihrer Entscheidung zulässigerweise be-
rücksichtigen darf, vgl. I 1.1.2c).

Asylsuchende müssen die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis bei der für 
sie zuständigen Ausländerbehörde bean-
tragen. Falls diese die Erteilung ablehnen 
will, ist sie verpflichtet, einen schriftli-
chen, mit Gründen versehenen Ableh-
nungsbescheid zu erlassen. Die Begrün-
dung soll auch die Gesichtspunkte erken-
nen lassen, von denen die Ausländerbe-
hörde bei der Ausübung ihres Ermessens 
ausgegangen ist (§§ 37, 39 VwVfG). Davon 
abgesehen richten sich die Möglichkeiten 
des Arbeitsmarktzugangs für Asylsuchen-
de nach den nachfolgend genannten Be-
stimmungen.

1.1.1 Temporäre und unbefristete 
Arbeitsverbote

Die EU-Aufnahmerichtlinie22 bestimmt 
in Art. 15 Abs. 1, dass die Mitgliedstaaten 
den Arbeitsmarktzugang für Asylsuchen-
de maximal für die Dauer von neun Mo-
naten nach der Asylantragstellung voll-
ständig ausschließen können. Die Mit-
gliedstaaten können bestimmen, unter 
welchen Voraussetzungen Asylsuchenden 
anschließend Zugang zum Arbeitsmarkt 
gewährt wird, wobei sie aber gleichzei-

22 Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur 
Festlegung von Normen für die Aufnahme von 
Personen, die internationalen Schutz beantragen, 
ABl. L 180/96 vom 29.6.2013, abrufbar auf asyl.
net unter Gesetzestexte/Sozialrecht.

https://www.asyl.net/
https://www.asyl.net/


1. Asylsuchende 13

tig für einen effektiven Arbeitsmarkt-
zugang sorgen müssen (Art. 15 Abs. 2). 
Diese Bestimmung war zunächst auch in 
Deutschland übernommen worden, im 
Herbst 2014 wurde die Wartezeit für den 
Arbeitsmarktzugang von Asylsuchenden 
auf drei Monate gesenkt: Seit Novem-
ber 201423 kann Asylsuchenden, die sich 
seit drei Monaten in Deutschland aufhal-
ten, eine Beschäftigungserlaubnis erteilt 
werden. Arbeitsverbote können aber be-
stehen, wenn Asylsuchende in einer Erst-
aufnahmeeinrichtung wohnen müssen 
oder aus den sogenannten sicheren Her-
kunftsländern kommen. In diesen Fällen 
soll der Ankunftsnachweis bzw. die Auf-
enthaltsgestattung mit der Nebenbestim-
mung »Erwerbstätigkeit nicht gestattet« 
versehen werden.24

a. Temporäre Arbeitsverbote

Asylsuchende, die nicht in einer Erst-
aufnahmeeinrichtung untergebracht 
sind, dürfen erst arbeiten, wenn sie sich 
seit drei Monaten mit einer Aufenthalts-
gestattung, einer Duldung oder einem 
Aufenthaltstitel in Deutschland aufhal-
ten (§ 61 Abs. 2 S. 1 und 2 AsylG). Von 
der Wohnpflicht in der Aufnahmeein-
richtung sind nur wenige Asylsuchende 
befreit. In erster Linie trifft dies auf un-
begleitete Minderjährige zu, die in einer 
Jugendhilfeeinrichtung leben. Daneben 

23 Durch das Rechtsstellungsverbesserungsgesetz 
vom 23.12.2014, BGBl. I, Nr. 64, S. 2439 ff., und 
die Änderung in der Beschäftigungsverordnung 
(BGBl. I, Nr. 50 vom 10.11.2014, Art. 2). 

24 Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Auf-
enthaltsgesetz (AVwV zum AufenthG) vom 
26.10.2009, 4.3.1.1.

sind Personen, die sich bei Asylantrag-
stellung bereits mit einem Aufenthaltsti-
tel in Deutschland aufhalten – und denen 
daher auch die Erwerbstätigkeit in aller 
Regel bereits erlaubt ist –, von der Wohn-
pflicht in der Aufnahmeeinrichtung be-
freit (§ 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 47 Abs. 1 AsylG).25 

Die meisten Asylsuchenden sind ver-
pflichtet, nach der Asylantragstellung in 
einer Erstaufnahmeeinrichtung zu woh-
nen, von denen es in jedem Bundesland 
mindestens eine gibt. Während sie dort 
untergebracht sind, dürfen sie nicht ar-
beiten, wenn seit der Stellung des Asylan-
trags noch keine neun Monate vergangen 
sind (§ 61 Abs. 1 S. 1 und 2 Nr. 1 AsylG).

Durch das Migrationspaket wurde die 
maximale Verweildauer von zuvor ge-
nerell höchstens sechs Monaten für viele 
Asylsuchende auf jetzt 18 Monate erheb-
lich verlängert. Werden bestimmte Mit-
wirkungspflichten verletzt, wie etwa Un-
terlagen zum Reiseweg nicht vorgelegt, 
besteht diese Wohnverpflichtung auch 
länger. Dies gilt aber nur dann, wenn 
die Mitwirkungspflicht ohne eine aus-
reichende Entschuldigung verletzt oder 
eine unverschuldet unterbliebene Mitwir-
kungshandlung nicht unverzüglich nach-
geholt wurde (§ 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 und 2 
AsylG). Außerdem ist es Asylsuchenden 
nicht zuzumuten, zur Erfüllung ihrer 
Mitwirkungspflicht bei der Passbeschaf-
fung Kontakt zu den Behörden ihres 

25 Dies gilt unter anderem auch für Minderjährige, 
deren gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher 
Vertreter nicht mehr in einer Aufnahmeeinrich-
tung leben muss, sowie für Personen, die sich in 
Haft oder im Krankenhaus befinden (§ 14 Abs. 2 
S. 1 Nr. 2 und 3 AsylG). 
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Monaten mit einer Aufenthaltsgestattung, 
einer Duldung oder einem Aufenthaltsti-
tel in Deutschland aufhält.

Die »Entlassung« aus einer Erstaufnah-
meeinrichtung kann außerdem etwa aus 
Gründen der öffentlichen Gesundheits-
vorsorge sowie aus anderen zwingenden 
Gründen beendet werden, beispielswei-
se bei Personen, die dort Opfer sexueller 
Gewalt oder Belästigung wurden29 oder 
bei Menschen mit bestimmten Behinde-
rungen30 (§ 49 Abs. 2 AsylG). Darüber hi-
naus endet die Wohnpflicht auch in den 
folgenden Konstellationen:

 • Bei einer »positiven« Entscheidung des 
BAMF (also der Zuerkennung interna-
tionalen Schutzes oder eines Abschie-
bungsverbots (§ 50 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
AsylG).

 • Bei Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage durch ein Verwal-
tungsgericht besonders in den Fällen, 
in denen der Asylantrag als »offen-
sichtlich unbegründet« abgelehnt wur-
de. Achtung: Dies gilt ausdrücklich 
nicht bei Ablehnung des Asylantrags 
als »unzulässig« in »Dublin-Fällen« 
sowie den »Anerkannten-Fällen«, bei 
denen die Ablehnung erfolgte, weil ein 
anderer EU-Staat bereits einen Schutz-

29 Vgl. Art. 18 Abs. 4 EU-Aufnahmerichtlinie, wo-
nach die Mitgliedstaaten zur Verhinderung ge-
eignete Maßnahmen treffen, vgl. Bender/Bethke 
in Hofmann, Nomos Kommentar Ausländer-
recht, 2. Aufl. 2016, § 49 AsylG, Rn. 5.

30 Handicap International, »Das Migrationspaket 
und seine Folgen für Menschen mit Behinde-
rung«, Beitrag vom 4.11.2019, S. 5, abrufbar bei 
hi-deutschland-projekte.de unter Crossroads/
Interessenvertretung/Positionspapiere und Stel-
lungnahmen.

Herkunftsstaates aufzunehmen.26 Diese 
neuen Regelungen zur längeren Wohn-
pflicht in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
sind für Minderjährige und ihre Eltern 
oder sonstige Sorgeberechtigte sowie ihre 
volljährigen, ledigen Geschwister nicht 
anwendbar: Bei ihnen bleibt es bei einer 
Aufenthaltsdauer von maximal sechs Mo-
naten, auch bei einer Verletzung von Mit-
wirkungspflichten (§ 47 Abs. 1 S. 1 und 
S. 4 AsylG).

Unabhängig davon können die einzel-
nen Bundesländer regeln, dass Asylsu-
chende auch verpflichtet werden können, 
bis zu 24 Monate in der Erstaufnahme-
einrichtung zu verbleiben, wenn das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) noch nicht über den Asylantrag 
entschieden hat (§ 47 Abs. 1b S. 1 AsylG). 
Unter anderem Bayern27 und NRW28 ha-
ben von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht. Andererseits können die zuständi-
gen Behörden in den Bundesländern auch 
entscheiden, Asylsuchende bereits vor 
Ablauf der oben genannten Fristen auf 
eine Kommune »zu verteilen«. Damit en-
det die Verpflichtung, in der Erstaufnah-
meeinrichtung zu wohnen (§ 48 Abs. 1 
AsylG). Die Erteilung einer Beschäfti-
gungserlaubnis ist dann möglich, wenn 
sich die betroffene Person bereits seit drei 

26 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.2.3.4.

27 Art. 2 Abs. 2 S. 1 des bayerischen Gesetzes über 
die Aufnahme und Unterbringung der Leis-
tungsberechtigten nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz vom 24. Mai 2002, das zuletzt durch 
§ 1 Abs. 275 der Verordnung vom 26. März 2019 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist (GVBl. S. 192).

28 § 1 S. 1 des Ausführungsgesetzes des Landes NRW 
zu § 47 Abs. 1b des Asylgesetzes vom 18. Dezem-
ber 2018 (GV.NRW), Nr. 32 vom 28.12.2018, 
S. 729–824.

https://www.hi-deutschland-projekte.de/crossroads/wp-content/uploads/sites/3/2020/08/folgen-des-migrationspaketes-fuer-menschen-mit-behinderung.pdf
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status gewährt hat31 (§ 50 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2 AsylG). 

Nicht ausdrücklich erwähnt wird im Ge-
setz die Ablehnung eines Asylantrags als 
(»einfach«) unbegründet. Die hier be-
schriebene Regelung lässt aber erkennen, 
dass der Gesetzgeber die Wohnpflicht in 
der Erstaufnahmeeinrichtung dann been-
den will, wenn eine Ausreise in absehbarer 
Zeit nicht infrage kommt, also zum Bei-
spiel dann, wenn der Klage gegen die Ab-
lehnung des Asylantrages aufschiebende 
Wirkung zukommt. Entsprechend kann 
der weitere Aufenthalt in der Aufnahme-
einrichtung offensichtlich auch dann (erst 
recht) nicht gewollt sein, wenn der Klage 
bereits von Gesetzes wegen aufschieben-
de Wirkung zukommt. Dies ist bei einer 
»einfach unbegründeten« Ablehnung 
des Asylantrags der Fall (§ 75 Abs. 1 S. 1 
AsylG).32 Daher muss die Wohnpflicht 
nach fristgemäßer Klageeinreichung erst 
recht enden, wenn der Asylantrag durch 
das BAMF als einfach unbegründet ab-
gelehnt wird. 

b. Unbefristete Arbeitsverbote 

Vom Arbeitsmarkt vollständig ausge-
schlossen sind Asylsuchende aus den so-
genannten sicheren Herkunftsstaaten, 

31 Nach § 29 Abs. 1 und 2 AsylG.
32 So VG Münster, Beschluss vom 6.8.2020 – 

6a L 601/20 – Asylmagazin 9/2020, S. 315, 
asyl.net: M28718; Huber/Mantel AufenthG/
Giesler, 3. Aufl. 2021, AsylG § 50, Rn. 4; a. A. VG 
Aachen, Beschluss vom 29.10.2020 – 4 L 655/20 – 
Rn. 8 ff., wonach eine analoge Anwendung wegen 
des Fehlens einer planwidrigen Lücke nicht in 
Betracht komme; und BeckOK AuslR/Heusch, 
29. Ed. 1.4.2021, AsylG § 50, Rn. 8.

die in einer Erstaufnahmeeinrichtung le-
ben oder die nach dem 31. August 2015 
einen Asylantrag gestellt haben (§ 61 
Abs. 1 S. 2 Nr. 3; Abs. 2 S. 4 AsylG). Die 
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
sind Albanien, Bosnien-Herzegowina, 
Ghana, Kosovo, Mazedonien, Mon te ne-
gro, Senegal und Serbien.33 

Hinsichtlich des erwähnten Zeitpunkts 
für die Antragstellung nach dem 31. Au-
gust 2015 ist streitig, ob es auf den Zeit-
punkt des Asylgesuchs oder auf den Zeit-
punkt der Stellung des förmlichen Asyl-
antrags ankommt. Letzteres soll unter an-
derem nach den Anwendungshinweisen 
des Bundesinnenministeriums,34 an die 
die Ausländerbehörden allerdings nicht 
gebunden sind,35 maßgeblich sein. Für ein 
Abstellen auf das Asylgesuch spricht, dass 
das BAMF insbesondere im Jahr 2015 
nicht in der Lage war, Asylanträge zeitnah 

33 Anlage II zu § 29a AsylG; alle anderen Länder 
sind keine sicheren Herkunftsstaaten, auch Alge-
rien, Georgien, Marokko und Tunesien sind trotz 
entsprechender Gesetzgebungsinitiativen bislang 
nicht aufgenommen worden.

34 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung, 
a. a. O. (Fn. 17), Nr. 60c.2.1.1; so auch OVG Nie-
dersachsen, Beschluss vom 8.12.2016 – 8 ME 
183/16 – asyl.net: M24674; OVG Hamburg, Be-
schluss vom 15.11.2017 – 3 Bs 252/17 – juris, 
Rn. 9; OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
18.8.2017 – 18 B 792/17 – juris, Rn. 5; zuletzt 
OVG Niedersachsen, Beschluss vom 19.9.2018 – 
13 ME 355/18 – juris, Rn. 5.

35 Soweit die Bundesländer Bundesgesetze als eige-
ne Angelegenheit ausführen, wie das Aufenthalts-
gesetz, kann die Bundesregierung allgemeine 
Verwaltungsvorschriften nur mit Zustimmung 
des Bundesrats erlassen (Art. 83 und 84 Abs. 2 
GG). Da die Anwendungshinweise des BMI vom 
20. Dezember 2019 ohne Zustimmung des Bun-
desrats ergangen sind, werden sie nur verbind-
lich, soweit die Länder sie übernehmen und für 
verbindlich erklären.

https://www.asyl.net/rsdb/m28718/
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entgegenzunehmen, weshalb potenziel-
le Antragstellerinnen und Antragsteller 
regelmäßig lange Wartezeiten in Kauf 
nehmen mussten. Auf diese bis in das 
Jahr 2016 hineinreichenden Verzögerun-
gen bei der Stellung des förmlichen Asyl-
antrags hatten die Betroffenen keinerlei 
Einfluss, weshalb sie nicht zu ihren Lasten 
gehen können.36 

Mit der Regelung werden in jedem Fall 
ganze Gruppen von Asylsuchenden allein 
aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit länger 
als neun Monate vollständig vom Arbeits-
markt ausgeschlossen.37 Daher stellt sich 
die Frage, ob diese Regelungen mit den 
Vorgaben der EU-Aufnahmerichtlinie 
zum effektiven Arbeitsmarktzugang im 
Einklang stehen. 

Nach Auffassung des VGH Bayern38 
verstößt es nicht gegen die EU-Aufnah-
merichtlinie, bestimmte Gruppen von 
Asylsuchenden vom Arbeitsmarktzu-
gang auszuschließen, wenn aufgrund der 
Aussichtslosigkeit des Asylbegehrens der 
begründete Verdacht bestehe, dass der 
Asylantrag nur zum Zweck der Arbeits-
migration gestellt werde. Dies sei wegen 
des in den Erwägungen der EU-Aufnah-

36 VG Freiburg, Beschluss vom 20.1.2016 – 6 K 
2967/15 – asyl.net: M24685 mit ausführlicher 
Begründung dieser Auslegung zu der entspre-
chenden Fragestellung bei § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 
AufenthG; VG Göttingen, Urteil vom 22.8.2018 
– 1 A 340/17 – asyl.net: M27178 zu § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 3 AufenthG; VGH Baden-Württemberg 
Beschluss vom 9.10.2017 – 11 S 2090/17 – juris, 
Rn. 6 ff. zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG. 

37 Allgemein zum Rechtsschutz gegen die Be-
stimmung »sicherer Herkunftsstaaten« bei Be-
schränkung von wirtschaftlichen und sozialen 
Rechten siehe Christoph Tometten, »Entrechtet, 
aber nicht ohne Schutz?!«, Asylmagazin 9/2016, 
S. 301–308.

38 VGH Bayern, Beschluss vom 21.4.2017 – 10 ZB 
16.2281 – asyl.net: M25358.

merichtlinie zum Ausdruck kommenden 
öffentlichen Interesses an der Verhinde-
rung von rechtsmissbräuchlichem Ver-
halten bei der Beantragung von interna-
tionalem Schutz (Erwägungsgrund 25) 
gerechtfertigt. Diese Entscheidung bezog 
sich aber auf einen Erlass des Bayerischen 
Innenministeriums vom 31. März 2015 
zur alten Rechtslage, wonach es für Asyl-
suchende aus den sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten kein Beschäftigungsver-
bot gab. Zu diesem Zeitpunkt waren Asyl-
suchende aus den sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten noch nicht generell vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Das Bayeri-
sche Innenministerium hatte durch einen 
Erlass vorgegeben, Asylsuchenden aus 
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
im Rahmen der Ermessensentscheidung 
grundsätzlich keine Beschäftigungser-
laubnis zu erteilen, wobei aber im Einzel-
fall Ausnahmen gemacht werden konn-
ten. Damit ist diese Entscheidung auf 
die geltende Rechtslage, nach der keine 
Ausnahmen zugelassen werden können, 
nicht übertragbar. Außerdem besagt der 
genannte Erwägungsgrund der EU-Auf-
nahmerichtlinie lediglich, der mögliche 
Missbrauch des Aufnahmesystems könn-
te dadurch beschränkt werden, dass Sozi-
alleistungen eingeschränkt werden. Die 
Möglichkeit einer Einschränkung des 
Arbeitsmarktzugangs ist in der Richtlinie 
nicht genannt.

Vor allem aber ergibt sich aus Art. 15 
EU-Aufnahmerichtlinie kein Gestaltungs-
spielraum für die Mitgliedstaaten mit 
Blick auf die Gewährleistung oder Ver-
sagung des Zugangs zum Arbeitsmarkt.39 

39 BeckOK AuslR/Neundorf, 29. Ed. 1.1.2021, 
AsylG § 61, Rn. 29 sowie Huber/Mantel 
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ist, kann direkt Klage beim zuständigen 
Verwaltungsgericht erhoben werden.

Da es längere Zeit dauern kann, 
bis – nach einer mündlichen Verhand-
lung – über die Klage entschieden wird, 
stellt sich die Frage, ob auch ein Eilantrag 
nach § 123 VwGO gestellt werden sollte. 
Dann muss das Gericht ohne eine münd-
liche Verhandlung entscheiden, ob die 
Beschäftigungserlaubnis vorläufig, d. h. 
bis zur endgültigen Entscheidung im Kla-
geverfahren erteilt werden kann.

Ein Eilantrag kann zum Erfolg führen, 
wenn ein sogenannter Anordnungsgrund 
vorliegt, d. h. wenn ohne die vorläufige 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis ein 
schwerer und unzumutbarer, anders nicht 
abwendbarer Nachteil für die Antragstel-
lerin oder den Antragsteller in Form ei-
ner Gefährdung der sozialen, beruflichen 
oder wirtschaftlichen Existenzgrundlage 
besteht. Das wird allerdings nicht bereits 
dann angenommen, wenn Asylsuchende 
ohne eine Erwerbstätigkeit weiterhin auf 
Leistungen nach dem AsylbLG angewie-
sen sind.42 Wenn die Erteilung einer Be-
schäftigungserlaubnis für eine Berufsaus-
bildung oder eine Einstiegsqualifizierung 
beantragt wird, deren Beginn nur einmal 
jährlich durchgeführt wird, liegt laut einer 
Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe ein Anordnungsgrund vor.43 

42 VG München, Beschluss vom 25.1.2016 – M 10 E 
15.5827 –.

43 VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.9.2016 – 4 K 
4114/16 – Rn. 20 zur Einstiegsqualifizierung.

Daher steht jedenfalls ein ausnahmelo-
ses Arbeitsverbot für bestimmte Staats-
angehörige nicht im Einklang mit der 
Einräumung eines effektiven Arbeits-
marktzugangs, wie ihn Art. 15 EU-Auf-
nahmerichtlinie vorsieht.40 Ein generelles 
Arbeitsverbot verstößt zudem gegen die 
Menschenwürde, da es Asylsuchende zu 
einem in jeder Hinsicht unbefriedigen-
den Nichtstun zwingt, das ihre geistigen 
und beruflichen Fähigkeiten auf Dauer 
schädigen kann.41 Um mit europäischem 
Recht vereinbar zu sein, darf die Rege-
lung zum Beschäftigungsverbot jedenfalls 
dann nicht angewendet werden, wenn 
eine Entscheidung über den Antrag auf 
internationalen Schutz nicht innerhalb 
von neun Monaten getroffen wurde. 

c. Rechtsschutz gegen die Versagung 
der Beschäftigungserlaubnis

Versagt die Ausländerbehörde die Ertei-
lung der Beschäftigungserlaubnis, weil 
sie der Auffassung ist, dass (noch) ein 
Arbeitsverbot besteht, ist sie verpflichtet, 
einen schriftlichen, mit Gründen verse-
henen Ablehnungsbescheid zu erlassen 
(§§ 37, 39 VwVfG). Dagegen kann, falls 
dies landesrechtlich vorgesehen ist, Wi-
derspruch eingelegt werden. In den Bun-
desländern, in denen dies nicht möglich 

AufenthG/Amir-Haeri, 3. Aufl. 2021, AsylG § 61, 
Rn. 6 m. w. N.; vgl. auch Bergmann/Dienelt/Berg-
mann, 13. Aufl. 2020, AsylG § 61, Rn. 2: hier wird 
vorgeschlagen, dass § 61 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 im Lichte 
von Art. 15 EU-Aufnahmerichtlinie insoweit un-
anwendbar ist.

40 Vgl. Schröder in Hofmann, Nomos Kommentar 
Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, § 61 AsylG, Rn. 13.

41 Ebd., Rn. 2.
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1.1.2 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
zwischen drei und neun Monaten 

Sind seit der Asylantragstellung noch 
keine neun Monate vergangen, gilt Fol-
gendes: Besteht kein temporäres oder 
unbefristetes Arbeitsverbot, können 
Asylsuchende unter bestimmten Voraus-
setzungen eine Beschäftigungserlaubnis 
für eine konkrete Beschäftigung er-
halten; die Ausländerbehörde trifft eine 
Ermessensentscheidung (zu den Einzel-
heiten vgl. I 1.1.2 c). Sie haben damit ei-
nen sogenannten eingeschränkten oder 
»abstrakten« Arbeitsmarktzugang. In 
ihrer Aufenthaltsgestattung soll die Ne-
benbestimmung »Beschäftigung nur mit 
Genehmigung der Ausländerbehörde 
gestattet« vermerkt werden.44 Im nächs-
ten Schritt ist zu klären, wann die Bun-
desagentur für Arbeit an dem Verfahren 
zu beteiligen ist und was sie zu prüfen hat:

a. Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit erforderlich

Für die Erteilung einer Beschäftigungs-
erlaubnis für ein Arbeitsverhältnis ist 
die Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) im Regelfall erforderlich. 
Dies gilt auch für einige Praktikums-
formen.45 Durch eine Änderung der Be-
schäftigungsverordnung46 im Rahmen 
des Migrationspakets führt die BA seit 

44 AVwV zum AufenthG vom 26.10.2009, 4.3.1.1. 
45 Zur Frage, bei welchen Beschäftigungsformen die 

BA nicht zustimmen muss, vgl. I. 1.1.2 b. 
46 Verordnung zur Änderung der Verordnung 

zum Integrationsgesetz und der Beschäftigungs-
verordnung vom 6. Juni 2013; BGBl. I, Nr. 28, 
S. 1499 ff, Art. 1 § 32 BeschV.

dem 1. August 2019 jetzt bundesweit nur 
noch eine sogenannte Beschäftigungsbe-
dingungsprüfung durch (§ 61 Abs. 1 S. 2 
Nr. 2 und Abs. 2 S. 1 AsylG; § 39 Abs. 3 
Nr. 1 AufenthG). Es erfolgt bei Asylsu-
chenden keine Vorrangprüfung mehr; 
es wird also nicht mehr untersucht, ob für 
den konkreten Arbeitsplatz bevorrechtig-
te Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer – wie etwa deutsche Staatsangehöri-
ge – zur Verfügung stehen. Leiharbeit ist 
uneingeschränkt möglich.47 

Im Rahmen der Beschäftigungsbe-
dingungsprüfung wird untersucht, ob 
Asylsuchende nicht zu ungünstigeren 
Arbeitsbedingungen beschäftigt werden 
als vergleichbare deutsche Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer (§ 39 Abs. 3 
Nr. 1 AufenthG). Zu den Arbeitsbedin-
gungen gehören insbesondere: Höhe und 
Fälligkeit des Arbeitsentgelts, Arbeitszei-
ten, Probezeit, Kündigungsfristen, Ar-
beitsort, Urlaubsansprüche oder Über-
stundenregelungen.48 Es wird also vor 
allem geprüft, ob der angebotene Lohn 
bei einer Tarifbindung dem Tariflohn, 
ansonsten dem Branchenmindestlohn 
entspricht. Ist kein Branchenmindest - 
lohn einschlägig, muss der ortsübliche 
Lohn für vergleichbare Tätigkeiten in-
ländischer Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gezahlt werden. Als unters-
te Grenze ist der allgemeine gesetzliche 
Mindestlohn einzuhalten.49

47 Seit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 
6. August 2016 wurde zuvor in den ersten 15 Mo-
naten in einigen Teilen Deutschlands noch eine 
Vorrangprüfung durchgeführt und Leiharbeit 
war ein Versagungsgrund. 

48 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-
sungen (FW) Aufenthaltsgesetz und Beschäfti-
gungsverordnung, Stand: 7/2020, Rn. 39.0.10.

49 Ebd., Rn. 39.0.11 f. 
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Das Prüfungsverfahren gestaltet 
sich folgendermaßen: Möchten Asylsu-
chende eine Beschäftigung aufnehmen, 
müssen sie zunächst ein konkretes Stel-
lenangebot finden.50 Für dieses Stellen-
angebot beantragen sie bei der für sie 
zuständigen Ausländerbehörde die Er-
teilung einer Beschäftigungserlaubnis. 
Dem Antrag ist eine Beschreibung der 
Arbeitsstelle beizufügen, aus der sich 
insbesondere die Art der Tätigkeit, die 
Dauer und Verteilung der Arbeitszeit 
sowie die Vergütung ergibt. Eine hierfür 
zur Verfügung stehende »Erklärung zum 
Beschäftigungsverhältnis«51 muss ausge-
füllt und vom Arbeitgeber unterschrieben 
sein. Die Ausländerbehörde leitet den An-
trag an die BA weiter. Dort erfolgt die Be-
schäftigungsbedingungsprüfung und es 
wird untersucht, ob ein Versagungsgrund 
vorliegt. Das kann etwa dann der Fall sein 
kann,52 wenn in der Vergangenheit ohne 
eine Beschäftigungserlaubnis gearbeitet 
wurde (§ 40 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG, § 404 
Abs. 2 Nr. 4 SGB III). Eine Tätigkeit als 
Leiharbeitnehmerin oder -arbeitnehmer 
ist kein Versagungsgrund mehr (§ 32 
Abs. 1 S. 2, Abs. 3 BeschV). Es gibt noch 
weitere mögliche Versagungsgründe, die 
aber – soweit ersichtlich – in der Praxis 
keine wesentliche Rolle spielen. Liegen 
keine Versagungsgründe und keine un-
günstigeren Beschäftigungsbedingungen 

50 Zu der Unterstützung, die Asylsuchende bei die-
ser Suche erhalten können, s. u., Teil II. 

51 Bundesagentur für Arbeit, Erklärung zum Be-
schäftigungsverhältnis, abrufbar auf arbeitsagen-
tur.de unter Unternehmen/Arbeitskräfte finden/
Geflüchtete Menschen beschäftigen/So beantra-
gen Sie die Beschäftigung.

52 Die Bundesagentur für Arbeit trifft eine Ermes-
sensentscheidung, ob sie die Zustimmung in die-
sem Fall versagt. 

vor, erteilt die BA gegenüber der Auslän-
derbehörde die Zustimmung. Daraufhin 
kann die Ausländerbehörde die Beschäfti-
gungserlaubnis erteilen, in der die Dauer, 
die Art der beruflichen Tätigkeit und die 
Beschränkung auf einen Betrieb festgelegt 
sein kann (§ 34 Abs. 1 BeschV). 

Das Verfahren wird durch die soge-
nannte Zustimmungsfiktion deutlich be-
schleunigt: Nach § 36 Abs. 2 S. 1 BeschV 
gilt die Zustimmung nach Ablauf von 
zwei Wochen als erteilt, wenn bis dahin 
keine Entscheidung der Bundesagentur 
ergangen ist. Diese Frist verlängert sich 
nur dann, wenn die BA der Ausländerbe-
hörde innerhalb von zwei Wochen nach 
der Übermittlung der Zustimmungsan-
frage mitteilt, dass die vorliegenden Infor-
mationen für die Entscheidung über die 
Zustimmung nicht ausreichen oder dass 
der Arbeitgeber die erforderlichen Aus-
künfte nicht oder nicht rechtzeitig erteilt 
hat.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
können das Zustimmungsverfahren au-
ßerdem beschleunigen, wenn sie vorab, 
d. h. vor der Stellung des Antrags auf die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis, 
die Voraussetzungen für eine spätere Zu-
stimmung durch die BA prüfen lassen 
(§ 36 Abs. 3 BeschV). Hierzu sollten sie 
sich an den Arbeitgeberservice der Agen-
tur für Arbeit vor Ort wenden.53 

Die Ausländerbehörde ist jedoch nicht 
verpflichtet, die Beschäftigungserlaub-
nis im Falle der Zustimmungsfiktion zu 
erteilen. Außerdem muss sie selbst auch 
nicht innerhalb einer bestimmten Frist 

53 Weitere Informationen sind abrufbar auf der 
Internetseite der Bundesagentur für Arbeit, Er-
klärung zum Beschäftigungsverhältnis, a. a. O. 
(Fn. 51).

https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/arbeitskraefte/beschaeftigung-beantragen
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/arbeitskraefte/beschaeftigung-beantragen
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über den Beschäftigungserlaubnisantrag 
entscheiden. Dadurch läuft die Beschleu-
nigung des Verfahrens durch die oben ge-
nannte Zustimmungsfiktion in der Praxis 
häufig ins Leere. 

Versagt die BA die Zustimmung, ist 
die Ausländerbehörde verpflichtet, einen 
schriftlichen, mit Gründen versehenen 
Ablehnungsbescheid zu erlassen (§§ 37, 39 
VwVfG). Dagegen kann, falls dies landes-
rechtlich vorgesehen ist, Widerspruch 
eingelegt werden. Sieht das Landesrecht 
den Widerspruch nicht vor, kann direkt 
Klage beim zuständigen Verwaltungsge-
richt erhoben werden (vgl. I 1.1.1 c).

b. Keine Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erforderlich

Bei den folgenden Formen von Beschäf-
tigung muss die BA der Erteilung der Be-
schäftigungserlaubnis nicht zustimmen: 

 • Berufsausbildungen in einem staatlich 
anerkannten oder vergleichbar gere-
gelten Ausbildungsberuf (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 2 BeschV) – dies gilt nicht 
nur für qualifizierte Ausbildungen im 
Sinne des § 2 Abs. 12a AufenthG (min-
destens zweijährige Berufsausbildung), 
sondern auch für Ausbildungen mit 
kürzerer Regelausbildungsdauer, z. B. 
als Altenpflegehelferin oder -helfer.54

 • Pflichtpraktika während einer Ausbil-
dung oder eines Studiums (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 1 BeschV i. V. m. § 22 Abs. 1 
S. 2 Nr. 1 MiLoG).

54 BA FW Aufenthaltsgesetz, a. a. O. (Fn. 48), 
Rn. 4a.61.7.

 • Begleitende Praktika während einer 
Ausbildung oder eines Studiums bis 
zu drei Monaten, wenn nicht zuvor 
ein solches Praktikumsverhältnis mit 
dem- oder derselben Auszubildenden 
bestanden hat (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 1 
BeschV i. V. m. § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 
MiLoG).

 • Praktika zur Orientierung für eine 
Ausbildungs- oder Studienaufnahme 
bis zu drei Monaten (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 
Nr. 1 BeschV i. V. m. § 22 Abs. 1 S. 2 
Nr. 2 MiLoG).

 • Einstiegsqualifizierungen (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 1 BeschV; § 54a SGB III 
i. V. m. § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 MiLoG).

 • Tätigkeiten im Rahmen eines gesetz-
lich geregelten Freiwilligendienstes wie 
dem Freiwilligen Sozialen Jahr oder 
dem Bundesfreiwilligendienst55 (§ 32 
Abs. 3, Abs. 2 Nr. 3, § 14 Abs. 1 Nr. 1 
BeschV).

 • Beschäftigungen von engen Familien-
angehörigen des Arbeitgebers, die mit 
diesem zusammenleben (§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 4 BeschV).

 • Beschäftigungen von Fachkräften mit 
akademischer Ausbildung, Hochqua-
lifizierten, in Wissenschaft und For-
schung etc. (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 3; § 5 
BeschV; §§ 18b Abs. 2 S. 1, 18c Abs. 3 
AufenthG).

 • Tätigkeiten von besonderen Berufs-
gruppen wie Berufssportlerinnen 
und -sportlern, Fotomodellen und im 
Zusammenhang mit internationalen 
Sportveranstaltungen (§§ 32 Abs. 3, 
Abs. 2 Nr. 3, 22 Nr. 3–6, 23 BeschV).

55 Ebd., Rn.19c.14.1. 
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Tätigkeiten im Rahmen von Anpassungs-
qualifizierungen zur Anerkennung im 
Ausland erworbener Qualifikationen (vgl. 
II 1.4) können in analoger Anwendung 
der Regelung zu Pflichtpraktika eben-
falls zustimmungsfrei sein.56 Die Zustim-
mungsfreiheit von Berufsausbildungen, 
Orientierungspraktika und Einstiegsqua-
lifizierungen hat eine hohe praktische Be-
deutung, da das Verfahren ohne Beteili-
gung der BA erheblich einfacher ist.

c. Ermessen

Sind seit der Asylantragstellung noch 
keine neun Monate vergangen, steht die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis für 
Asylsuchende im Ermessen der Auslän-
derbehörde. Im Asylgesetz heißt es hier 
nämlich, dass Asylsuchenden die Aus-
übung einer Beschäftigung erlaubt wer-
den »kann« (§ 61 Abs. 2 S. 1 AsylG). Die 
Ausländerbehörde kann also die Beschäf-
tigungserlaubnis auch verweigern, selbst 
wenn die Asylsuchenden alle sonstigen 
Voraussetzungen für die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit erfüllen. Da seit 2016 
Ausländerbehörden deutlich häufiger die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis im 
Rahmen dieses Ermessens ablehnen, ge-
winnt die Frage, welche Regelungen bei 
der Ermessensausübung beachtet werden 
müssen, große praktische Bedeutung:

Grundsätzlich gilt, dass mit der Versa-
gung der Erlaubnis nur aufenthalts- und 
asylrechtlich relevante Zwecke verfolgt 
werden dürfen; es müssen öffentliche In-

56 Wissenschaftlicher Dienst des Bundestages, 
Mindestlohnfreiheit von Anpassungspraktika 
nach dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 
– WD 6-3000-002/17 – vom 17.1.2017, S. 11.

teressen geschützt werden, die durch die 
»Anwesenheit des Ausländers« nachteilig 
berührt werden könnten.57 Grundsätzlich 
gilt aber auch, dass bei Ermessensent-
scheidungen nach § 61 Abs. 2 S. 1 AsylG 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
und das höherrangige Recht – wie der 
verfassungsrechtliche Gleichheitsgrund-
satz berücksichtigt werden müssen.58 Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, 
welche Gesichtspunkte die Ausländer-
behörde im Rahmen der Ermessensent-
scheidung berücksichtigen darf und wel-
che nicht.

(1) »Migrationspolitische« Erwägungen

Manche Ausländerbehörden begründen 
die Versagung der Beschäftigungserlaub-
nis damit, dass dadurch eine Aufent-
haltsverfestigung verhindert bzw. die Er-
füllung einer möglichen Ausreisepflicht 
erleichtert oder andere Ausländerinnen 
und Ausländer von einer Einreise zur 
Arbeitsaufnahme abgehalten werden sol-
len.59 Seit der Senkung der Wartefrist auf 
drei Monate im Jahr 2014 und der Schaf-
fung eines Rechtsanspruchs auf Erteilung 
der Beschäftigungserlaubnis nach neun 
Monaten durch das Migrationspaket 2019 

57 Schröder in Hofmann, Nomos Kommentar 
Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, § 61 AsylG, Rn. 9 
m. w. N.

58 Schröder in Hofmann, Nomos Kommentar Aus-
länderrecht, 2. Aufl. 2016, § 61 AsylG, Rn. 9; bzgl. 
des Gleichheitsgrundsatzes vgl. u. a. VG Mün-
chen, Urteil vom 3.2.2016 – M 9 K 15.3496 – ju-
ris. 

59 Diese Ermessenserwägung wird für zulässig 
gehalten von: VGH Bayern, Beschluss vom 
21.4.2017, a. a. O. (Fn. 38); VG München, Urteil 
vom 15.11.2016 – M 4 K 16.673 – juris; VG Mün-
chen, Urteil vom 3.2.2016, a. a. O. (Fn. 58). 
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ist nicht davon auszugehen, dass dies der 
Intention des Gesetzgebers entspricht; im 
Gegenteil wurden Erleichterungen des 
Arbeitsmarktzugangs für Asylsuchende 
in der Vergangenheit sogar ausdrücklich 
mit »integrationspolitischen Erwägun-
gen« begründet.60 Die Wartezeitregelung 
ist also insoweit als abschließende Re-
gelung anzusehen, mit deren Hilfe die 
o. g. migrationspolitischen Ziele erreicht 
werden sollen. Die Behörde sollte hier 
keinen Spielraum haben, um dieselben 
Ziele noch im Rahmen der Er mes sens-
aus übung durchzusetzen.

Auch das Argument, durch eine Be-
schränkung des Arbeitsmarktzugangs 
müsse eine Integration verhindert wer-
den, um im Fall einer negativen Entschei-
dung über den Asylantrag eine Aufent-
haltsbeendigung leichter durchsetzen zu 
können, dürfte keine zulässige Ermes-
senserwägung darstellen. Es läuft sogar 
der ausdrücklichen Zielsetzung des Ge-
setzgebers entgegen, der ja gerade durch 
Verkürzung der Sperrfrist die Integration 
in den Arbeitsmarkt fördern wollte.61 

(2) Herkunft aus einem Land 
ohne »hohe Bleibeperspektive«

Aus der Praxis wird zunehmend berich-
tet, dass Ausländerbehörden die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis im Rah-
men ihres Ermessens mit der Begrün-
dung ablehnen, die Antragstellerin oder 
der Antragsteller komme aus einem Staat, 
bei dem keine »hohe Bleibeperspektive« 

60 BR-Drucksache 182/13 (Beschluss) vom 3.5.2013, 
Nr. 7 zu § 32 Abs. 4 BeschV, S. 9.

61 Vgl. ebd. 

bestehe. Dabei wird auf die Schutzquote 
des BAMF im Asylverfahren Bezug ge-
nommen. Es wird davon ausgegangen, 
dass gegenwärtig nur bei Syrien, Eritrea 
und Somalia eine hohe Schutzquote (über 
50 %) besteht.62 Die Anerkennungsquote 
des Bundesamts ist – auch nach Auffas-
sung der Rechtsprechung63 – bereits des-
halb als Ermessensgesichtspunkt für die 
Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 
ungeeignet, weil es weder eine gleichmä-
ßige, kontinuierliche Entscheidungspra-
xis für alle Herkunftsländer gibt, noch 
alle bestandskräftigen Entscheidungen 
in die Statistik einfließen. So bleibt un-
berücksichtigt, wie viele Entscheidungen 
des BAMF durch Gerichte nachträglich 
abgeändert werden. Vor allem aber wird 
die beachtliche Zahl der sogenannten 
»formellen Entscheidungen« bei der Sta-
tistik des BAMF mit berechnet. Hierbei 
handelt es sich um Entscheidungen, bei 
denen das BAMF den Asylantrag gar 
nicht inhaltlich geprüft hat, sondern ihn 
aus formalen Gründen ablehnt (z. B. weil 
ein anderes europäisches Land für die Be-
arbeitung des Antrags zuständig ist oder 
weil der Antrag zurückgenommen wur-
de). Werden diese formellen Entschei-
dungen bei der Statistik herausgerechnet 
und wird auf diese Weise die sogenannte 
»bereinigte Schutzquote« ermittelt, steigt 
auch die Quote der »positiven« Entschei-
dungen. Auch das VG München hält die 

62 Zur Kritik am Konzept der Bleibeperspektive 
siehe Abschnitt II.1.2.2. Zur Heranziehung der 
Schutzquote als Kriterium für die Bleibeperspek-
tive vgl. auch Claudius Voigt, »Die ›Bleibe per-
spek tive‹ – Wie ein Begriff das Aufenthaltsrecht 
verändert«, Asylmagazin 8/2016, S. 245–251, 
S. 247.

63 So VG München, Urteil vom 5.4.2017 – M 9 K 
17.254 –.
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Frage, ob der Jahresstatistik des Bundes-
amts überhaupt ein Aussagewert für die 
Bleibeperspektive des Antragstellers im 
vorliegenden Verfahren zukommt, aus 
mehreren Gründen für zweifelhaft.64 Ge-
gen eine Heranziehung des Kriteriums 
der »Bleibeperspektive« spricht aber vor 
allem, dass der Gesetzgeber abschlie-
ßend geregelt hat, für welche Gruppen 
von Asylsuchenden ein Erwerbstätig-
keitsverbot besteht.65 Im Rahmen der Er-
messensentscheidung über die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis darf die 
Ausländerbehörde daher nicht pauschal 
bestimmte Gruppen vom Arbeitsmarkt 
ausschließen. Jedenfalls ist die ausschließ-
liche Berücksichtigung der »Bleibewahr-
scheinlichkeit« unter Heranziehung der 
Statistik des BAMF ohne Berücksichti-
gung der privaten Belange der antragstel-
lenden Person ermessensfehlerhaft.66 

Wenn in der Verwaltungspraxis die 
Berücksichtigung der Anerkennungs-
quote des Bundesamts im Rahmen der 
Ermessensentscheidung dazu führt, dass 
faktisch alle Angehörigen bestimmter 
Herkunftsstaaten vollständig vom Ar-
beitsmarkt ausgeschlossen werden, beste-
hen auch im Hinblick auf die Vereinbar-
keit mit höherrangigem Recht erhebliche 
Bedenken: 

Wenn die Ausländerbehörde bei der 
Ermessensentscheidung die Staatsange-
hörigkeit in der Weise berücksichtigt, dass 
dadurch ein vom Gesetzgeber grundsätz-

64 VG München, Beschluss vom 9.8.2017 – M 9 E 
17.3293 – Rn. 26, asyl.net: M25420.

65 Huber/Mantel AufenthG/Amir-Haeri, 3. Aufl. 
2021, AsylG § 61, Rn. 11.; a. A. VG München, Ur-
teil vom 5.8.2017 – M 4 K 17.2394 – Rn. 18.

66 BeckOK AuslR/Neundorf, 29. Ed. 1.1.2021, 
AsylG § 61, Rn. 28.

lich eröffneter Zugang verschlossen wird, 
verstößt dies gegen den Gleichheits-
grundsatz (Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG)67, der 
sachgrundlose Benachteiligungen auf-
grund der Herkunft verbietet.68 Ein Sach-
grund für die Ungleichbehandlung liegt 
nicht darin, dass die Arbeitsaufnahme im 
Fall einer späteren Ablehnung des Asyl-
antrags eine Abschiebung erschwert. Die 
Arbeitsaufnahme allein führt rechtlich 
nicht zu einem Aufenthaltsrecht und die 
Beschäftigungserlaubnis wird nur befris-
tet erteilt. Bereits aus diesem Grund wi-
derspricht eine generelle Versagung auch 
dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz; 
das Erwerbstätigkeitsverbot ist hier kein 
geeignetes Mittel. 

Ein generelles Arbeitsverbot verstößt 
zudem wie oben bereits dargelegt (vgl. 
I 1.1.2) gegen die Menschenwürde.69 

(3) Verstoß gegen eine 
Mitwirkungspflicht aus § 15 AsylG

Es wird davon ausgegangen, dass es die 
Ausländerbehörde bei der Ermessensent-
scheidung zulasten von Asylsuchenden 
berücksichtigen kann, wenn diese durch 
Verstöße gegen die Mitwirkungspflichten 
aus § 15 AsylG zu einer Verfahrensver-
zögerung beitragen.70 Nach § 15 AsylG 
besteht die Verpflichtung, bei der Aufklä-
rung des Sachverhalts mitzuwirken und 

67 A. A. VG München, Urteil vom 3.2.2016, a. a. O. 
(Fn. 58).

68 Vgl. auch Tometten, Entrechtet, a.a.O. (Fn.37), 
S. 305.

69 Schröder in Hofmann, Nomos Kommentar Aus-
länderrecht, 2. Aufl. 2016, § 61 AsylG, Rn. 2.

70 BeckOK AuslR/Neundorf, 29. Ed. 1.1.2021, 
AsylG § 61, Rn. 28. 
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insbesondere relevante Urkunden vorzu-
legen. In diesem Fall müsste das Vorliegen 
dieser Verstöße und ihre Ursächlichkeit 
für die Verfahrensdauer allerdings ent-
sprechend der allgemeinen verwaltungs-
rechtlichen Grundsätze71 durch die Aus-
länderbehörde im Verwaltungsverfahren 
dargelegt und nachgewiesen werden, 
wenn die Vorwürfe bestritten werden. 

Im laufenden Asylverfahren ist es auch 
regelmäßig nicht zumutbar, im Falle des 
Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder 
Passersatzes an der Beschaffung eines 
Identitätspapiers mitzuwirken (vgl. § 15 
Abs. 2 Nr. 6 AsylG).72 Asylsuchenden ist es 
insbesondere nicht zuzumuten, bei der je-
weiligen Auslandsvertretung Pass(ersatz-)
dokumente zu beantragen.73 Das ergibt 
sich auch daraus, dass der Anspruch 
auf die Flüchtlingseigenschaft erlöschen 
kann, wenn sich die Betroffenen freiwillig 
durch Annahme eines Nationalpasses er-
neut dem Schutz des Herkunftsstaates un-
terstellen (§ 72 Abs. 1 Nr. 1 AsylG). Daher 
kann eine fehlende Mitwirkung bei der 
Passbeschaffung durch das Unterlassen 
der Kontaktaufnahme mit der Auslands-
vertretung des Heimatstaates bei der Er-

71 Beispielsweise trägt beim ausländerrechtlichen 
Versagungstatbestand nach § 60a Abs. 6 S. 1 
AufenthG grundsätzlich die Behörde die Darle-
gungs- und Beweislast, vgl. 3.1.1b 

72 VGH Bayern, Urteil vom 10.12.2001 – 24 B 
01.2059 –; Koch in Hofmann, Nomos Kommen-
tar Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, § 15 AsylG, 
Rn. 17, 20 ff. 

73 VG Köln, Beschluss vom 23.1.2018 – 5 L 31/18 – 
asyl.net: M26148; so auch die Anwendungshin-
weise des BMI zum Gesetz über Duldung bei 
Ausbildung und Beschäftigung (a. a. O., Fn. 17), 
Nr. 60c.2.3.4.

messensentscheidung nicht berücksich-
tigt werden.74 

(4) Ungeklärte Identität

Die Klärung der Identität ist nach den 
Anwendungshinweisen des BMI75 durch 
einen Pass- oder Passersatz oder durch 
amtliche Dokumente aus dem Herkunfts-
staat, die biometrische Merkmale und 
Angaben zur Person enthalten (z. B. ein 
Wehrpass oder ein Führerschein), mög-
lich. Liegen diese nicht vor und können 
sie nicht beschafft werden, so können 
auch amtliche Dokumente aus dem Her-
kunftsstaat ohne biometrische Merkmale 
zum Nachweis der Identität in Betracht 
kommen, wie beispielsweise eine Ge-
burtsurkunde, Heiratsurkunde, Meldebe-
scheinigung, Schulzeugnisse oder Schul-
bescheinigungen, wenn sie geeignet sind, 
auf ihrer Basis Pass- oder Passersatzpa-
piere zu beschaffen. 

Wie dargelegt (vgl. I 1.1.2 c (3)), ist 
es Asylsuchenden nicht zuzumuten, 
bei der jeweiligen Auslandsvertretung 
Pass(ersatz-)dokumente zu beantragen.76 
Oft ist auch eine Kontaktaufnahme zu 
Familienmitgliedern oder anderen Per-
sonen im Herkunftsstaat mit der Bitte 

74 VG Köln, Beschluss vom 23.1.2018, a. a. O. 
(Fn. 73).

75 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.2.3.2.

76 VGH Bayern, Urteil vom 10.12.2001, a. a. O. 
(Fn. 72); Koch in Hofmann, Nomos Kommen-
tar Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, § 15 AsylG, 
Rn. 17, 20 ff; Heinhold, Passpflicht für ausländi-
sche Staatsangehörige, Asylmagazin 1 – 2/2018, 
S. 7–15 (8); Anwendungshinweise des BMI zum 
Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be-
schäftigung (a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.2.3.4.
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um Beschaffung und Übersendung der 
entsprechenden Unterlagen nicht durch-
führbar oder bleibt erfolglos. Damit ist 
die Identitätsklärung im Asylverfahren 
vielfach nicht möglich bzw. nicht zumut-
bar. Daher dürfte dieser Gesichtspunkt 
nicht berücksichtigt werden.77 

(5) Arbeitsmarktpolitische Belange

Erwägungen zur Situation auf dem Ar-
beitsmarkt können bei der Ermessensent-
scheidung der Ausländerbehörde nicht 
herangezogen werden, da sie im Rahmen 
des Zustimmungsverfahrens durch die 
BA geprüft werden.78 Bei den Beschäf-
tigungsformen, bei denen die Zustim-
mung der BA nicht erforderlich ist (vgl. 
I 1.1.2 b), gilt dies erst recht, denn hier 
wurden derartige Erwägungen ja bereits 
durch die Gesetzgebung für nicht erfor-
derlich erachtet.

(6) Erwägungen zugunsten von 
Asylsuchenden

Gesichtspunkte, die im Rahmen der Er-
messensentscheidung für die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis sprechen, 
sind gute schulische Leistungen, gute 
Deutschkenntnisse sowie der Erwerb ei-
nes deutschen Schulabschlusses.79 Auch 

77 Huber/Mantel AufenthG/Amir-Haeri, 3. Aufl. 
2021, AsylG § 61, Rn. 11.

78 Schröder in Hofmann, Nomos Kommentar Aus-
länderrecht, 2. Aufl. 2016, § 61 AsylG, Rn. 9; a. A. 
VGH Bayern, Beschluss vom 21.4.2017, a. a. O. 
(Fn. 38). 

79 VG München, Beschluss vom 9.8.2017, a. a. O. 
(Fn. 64), Rn. 25.

die Dauer des Asylverfahrens, Vorbe-
schäftigungszeiten sowie bestehende Ab-
schiebungs- und Ausreisehindernisse sind 
zu berücksichtigen.80 Auch öffentliche 
Interessen wie die Förderung der Inte-
gration spielen ebenso eine Rolle81 wie 
die Deckung von Arbeitskräftebedarfen. 
Nach der Rechtsprechung82 kann zudem 
das Interesse der öffentlichen Sozialkas-
sen an der Einsparung von Ausgaben für 
Sozialleistungen berücksichtigt werden.83 

Damit bestehen gegen alle Ermessens-
gesichtspunkte zulasten der Antragstel-
lenden überzeugende Gegenargumente. 
Da für diese Asylsuchenden die Ver-
pflichtung, in einer Erstaufnahmeeinrich-
tung zu wohnen, bereits entfallen ist, sind 
die Intention der Gesetzgebung, Asylsu-
chenden außerhalb von Erstaufnahme-
einrichtungen nach drei Monaten Vor-
aufenthalt grundsätzlich den Zugang zu 
einer Beschäftigung zu ermöglichen (vgl. 
I 1.1.1 a), sowie das Gebot des effektiven 
Arbeitsmarktzugangs nach Art. 15 Abs. 2 
EU-Aufnahmerichtlinie zu ihren Guns-
ten zu werten. Bei Vorliegen der Ertei-
lungsvoraussetzungen sollte die Beschäf-
tigungserlaubnis daher im Regelfall erteilt 

80 BeckOK AuslR/Neundorf, 29. Ed. 1.1.2021, 
AsylG § 61, Rn. 28.

81 Nach den Erwägungen in dem Vorschlag der 
EU-Kommission für die Novellierung der EU-
Aufnahmerichtlinie (KOM/2008/0815, Nr. 2) 
könnte ein leichterer Zugang zur Beschäftigung 
für Asylbewerber deren Ausgrenzung aus der 
Aufnahmegesellschaft verhindern und somit zu 
ihrer Integration beitragen.

82 VG Sigmaringen, Urteil vom 14.6.2005 – 4 K 
468/05 – asyl.net: M6908. 

83 Vgl. Vorschlag für Novellierung der EU-Aufnah-
merichtlinie, a. a. O. (Fn. 81), wonach erzwunge-
ne Arbeitslosigkeit zu mehr irregulärer Beschäf-
tigung führen könnte und darüber hinaus dem 
Aufnahmeland erhebliche Mehrkosten durch 
zusätzliche Sozialleistungsausgaben verursacht. 
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werden.84 Auch das Niedersächsische Mi-
nisterium für Inneres und Sport hat die 
Ausländerbehörden seines Bundeslandes 
in einem Schreiben vom 13.3.2017 darauf 
hingewiesen, »dass das bei der Entschei-
dung über den Arbeitsmarktzugang die-
ses Personenkreises eröffnete Ermessen 
in der Regel zu Gunsten eines Beschäfti-
gungszugangs auszuüben ist.«85

Gehen Ausländerbehörden dennoch 
von einem uneingeschränkten Ermes-
sensspielraum aus, führen Klagen gegen 
die Ablehnung der Beschäftigungserlaub-
nis im Rahmen der Ermessensentschei-
dung selten dazu, dass der Bescheid durch 
das Gericht aufgehoben wird. Nur wenn 
das Ermessen der Ausländerbehörde auf 
Null reduziert ist – also nach Abwägung 
aller Argumente nur eine rechtmäßige 
Option übrig bleibt –, führt eine Klage zu 
einem Urteil, in dem das Verwaltungsge-
richt die Ausländerbehörde zur Erteilung 
der Beschäftigungserlaubnis verpflichtet. 
So ist das VG Köln86 im Rahmen eines 
Eilverfahrens zu dem Ergebnis gekom-
men, dass eine solche Ermessensreduzie-
rung auf Null vorliegt, nachdem sich die 
Ausländerbehörde als einzige Ermessens-
erwägung auf die fehlende Mitwirkung 
bei der Beschaffung von Passersatzpapie-
ren berufen hatte, obwohl eine entspre-
chende Verpflichtung nicht bestand. In 
den Fällen, in denen keine Ermessensre-
duzierung auf Null vorliegt, wird das Ver-
waltungsgericht dagegen der Ausländer-
behörde auferlegen, unter Beachtung der 

84 Huber/Mantel AufenthG/Amir-Haeri, 3. Aufl. 
2021, AsylG § 61, Rn. 11.

85 IvAF-Projekt AZF 3, Meldung vom 23.10.2017, 
abrufbar bei azf3.de unter Aktuelles.

86 VG Köln, Beschluss vom 23.1.2018, a. a. O. 
(Fn. 73). 

Rechtsauffassung des Gerichts eine neue 
Ermessensentscheidung zu treffen.

Wie bereits beschrieben (vgl. I 1.1.2) 
sollte bei Berufsausbildungen oder Ein-
stiegsqualifizierungen, die nur einmal 
jährlich beginnen, neben der Klage ein 
Eilantrag gestellt werden. In solchen Ver-
fahren des vorläufigen Rechtsschutzes 
kann das Verwaltungsgericht die Aus-
länderbehörde verpflichten, bis zum be-
standskräftigen Abschluss des Verfahrens 
eine Beschäftigungserlaubnis zu erteilen, 
da dies auch bei offenem Ermessen mög-
lich ist.87

1.1.3 Beschäftigung bei Voraufent­
halt zwischen neun Monaten und vier 
Jahren

Besteht kein temporäres oder unbefris-
tetes Arbeitsverbot (vgl. I 1.1.1), haben 
Asylsuchende seit den Änderungen durch 
das Migrationspaket nach Ablauf von 
neun Monaten nach der Asylantragstel-
lung einen Anspruch auf die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis (§ 61 Abs. 1 
S. 2; Abs. 2 S. 5 AsylG), wenn die BA ihre 
Zustimmung erteilt hat (vgl. I 1.1.2 a) 
oder die Erteilung zustimmungsfrei ist 
(vgl. I 1.1.2 b).88 

87 VG München, Beschluss vom 9.8.2017, a. a. O. 
(Fn. 64); VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.9.2016, 
a. a. O. (Fn. 43), Rn. 17. 

88 Vgl. auch Anwendungshinweise des BMI zum 
Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be-
schäftigung (a. a. O., Fn. 17), Nr. 61.2. Aufgrund 
des Verweises in § 61 Abs. 2 S. 5 AsylG besteht 
nach neun Monaten nach § 61 Abs. 1 S. 2 AsylG, 
vgl. Huber/Mantel AufenthG/Amir-Haeri, 
3. Aufl. 2021, AsylG § 61, Rn. 12.

https://azf3.de/innenministerium-nds-ermessen-bei-beschaeftigungserlaubnis-i-d-r-zu-gunsten-eines-beschaeftigungszugangs-ausueben/
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AsylVfG&p=61&x=2
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1.1.4 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
ab vier Jahren

Bereits seit dem Inkrafttreten der Be-
schäftigungsverordnung am 1. Juli 2013 
muss die BA bei Asylsuchenden, die sich 
seit vier Jahren mit einer Aufenthaltsge-
stattung, Aufenthaltserlaubnis oder einer 
Duldung im Inland aufhalten, der Ertei-
lung einer Beschäftigungserlaubnis für 
jede Art von Tätigkeit nicht mehr zustim-
men (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 5 BeschV).

In der Praxis wird die Aufenthaltsge-
stattung teilweise mit der Nebenbestim-
mung »Beschäftigung allgemein erlaubt« 
o. Ä. versehen. In diesen Fällen liegt dann 
eine Beschäftigungserlaubnis für jede Art 
von Beschäftigung vor. Ist diese Nebenbe-
stimmung nicht eingetragen, muss wei-
terhin für jedes konkrete Beschäftigungs-
angebot eine Beschäftigungserlaubnis be-
antragt werden. 

Damit haben Asylsuchende nach vier 
Jahren Voraufenthalt einen Anspruch auf 
die Erteilung einer Beschäftigungserlaub-
nis für jede Art von nichtselbstständiger 
Beschäftigung. 

1.2 Selbstständige Erwerbstätigkeit

Seit Inkrafttreten des Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes am 1. März 2020 stellt 
sich die Frage, ob Asylsuchenden die 
Ausübung einer selbstständigen Erwerbs-
tätigkeit erlaubt werden kann. Dies würde 
es beispielsweise möglich machen, dass 
Asylsuchende freiberuflich als Dolmet-
schende oder Dozentinnen bzw. Dozen-
ten tätig werden.

Nach § 4a Abs. 4 AufenthG darf ein 
»Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel 

besitzt, […] eine andere Erwerbstätigkeit 
nur ausüben, […] deren Ausübung ihm 
durch die zuständige Behörde erlaubt 
wurde.« Der Begriff Erwerbstätigkeit um-
fasst nach § 2 Abs. 2 AufenthG die selbst-
ständige Tätigkeit, die Beschäftigung im 
Sinne von § 7 SGB IV und die Tätigkeit 
als Beamter und Beamtin.

Die Formulierung in § 4a Abs. 4 
AufenthG legt damit nahe, dass die Aus-
länderbehörde Asylsuchenden die Aus-
übung einer selbstständigen Erwerbs-
tätigkeit erlauben kann, dass also § 4a 
Abs. 4 AufenthG eine eigenständige 
Rechtsgrundlage für die Erlaubnis auch 
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
darstellt.89 Hierfür sprechen auch die fol-
genden Erwägungen:

 • Nach dem Wortlaut der Vorgänger-
norm § 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG a. F. 
konnte Asylsuchenden nur die Aus-
übung einer »Beschäftigung« erlaubt 
werden. Das Gesetz verwendet demge-
genüber nun ausdrücklich den Begriff 
der »Erwerbstätigkeit«. Dies spricht 
dafür, dass die Ausländerbehörde auch 
eine selbstständige Erwerbstätigkeit er-
lauben kann. 

 • Außerdem gibt es bei Personen mit 
einer Duldung nach Ende der Wohn-
pflicht in einer Erstaufnahmeeinrich-
tung außer § 4a Abs. 4 AufenthG auch 
keine andere Rechtsgrundlage für 
die Erlaubnis einer unselbstständi-
gen Erwerbstätigkeit. Da § 32 BeschV 
lediglich die Zustimmung durch die 
Bundesagentur für Arbeit regelt, aber 

89 Nach den Verfahrenshinweisen zum Aufenthalt 
in Berlin, Stand 18.12.2020, 4a.4.2, stellt § 4a 
Abs. 4 AufenthG keine Rechtsgrundlage für die 
behördliche Erlaubnis einer Erwerbstätigkeit dar.
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nicht die Erteilung der Beschäftigungs-
erlaubnis selbst, kommt diese Norm 
hierfür nicht in Betracht (vgl. I 4.1). 

 • Dass der Gesetzgeber für Asylsuchen-
de bzw. Personen mit einer Duldung 
in § 61 Abs. 1 AsylG sowie für Gedul-
dete auch in §§ 60a Abs. 6; 60b Abs. 5 
AufenthG ein Verbot der Erwerbstä-
tigkeit und nicht lediglich ein Verbot 
der Beschäftigung normiert hat, ist 
ein weiteres Argument dafür, dass die 
selbstständige Erwerbstätigkeit erlaubt 
werden kann.

Dem kann auch nicht entgegengehalten 
werden, dass der Gesetzgeber in §§ 21 
Abs. 6; 4a Abs. 1 S. 3 AufenthG die Er-
laubnis einer selbstständigen Erwerbstä-
tigkeit abschließend geregelt habe. Nach 
§ 21 Abs. 6 AufenthG kann Personen, de-
nen eine Aufenthaltserlaubnis, eine Blaue 
Karte EU, eine ICT-Karte und eine Mo-
bile-ICT-Karte zu einem anderen Zweck 
erteilt wurde, die Ausübung einer selbst-
ständigen Tätigkeit erlaubt werden. Wäre 
diese Regelung abschließend, könnte Per-
sonen, die keinen dieser Aufenthaltstitel 
besitzen, die Ausübung einer selbststän-
digen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt wer-
den. Nach den Anwendungshinweisen 
des BMI90 kann die Ausländerbehörde 
aber durchaus der Gruppe der »unter-
nehmensintern transferierten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer«, die nach 
§ 19a AufenthG für einen bestimmten 
Zeitraum keinen Aufenthaltstitel benö-
tigen, neben der Beschäftigung auch eine 
selbstständige Erwerbstätigkeit erlauben. 

90 Anwendungshinweise des BMI zum Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz (a. a. O., Fn. 18), 
Nr. 19a.V.12, 18.V.7.

Als Rechtsgrundlage hierfür kommt nur 
§ 4a Abs. 4 AufenthG in Frage, da diese 
unternehmensintern transferierten Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer kei-
nen Aufenthaltstitel haben. 

Daher müsste § 4a Abs. 4 AufenthG 
eine eigenständige Ermächtigungsgrund-
lage für die Erlaubnis einer konkreten 
selbstständigen Erwerbstätigkeit an Per-
sonen ohne Aufenthaltstitel darstellen. 
Die Ausländerbehörde müsste damit auch 
Personen mit einer Aufenthaltsgestattung 
oder einer Duldung die Ausübung einer 
konkreten selbstständigen Erwerbstätig-
keit gestatten können.91 Die Behördenpra-
xis zu dieser Frage sieht allerdings leider 
noch anders aus: So geht der sogenannte 
Weisungsordner des Landes Berlin (Ver-
fahrenshinweise zum Aufenthalt) davon 
aus, dass die selbstständige Erwerbstä-
tigkeit nicht erlaubt werden kann.92 Dar-
über hinaus gibt es zu dieser Frage – so-
weit ersichtlich – keine Rechtsprechung 
und keine Verwaltungsvorschriften; nach 
Rückmeldungen aus der Praxis wird aller-
dings Asylsuchenden eine selbstständige 
Erwerbstätigkeit bislang nicht erlaubt.  

1.3 Sonstige Rahmenbedingungen

Neben der Frage der Beschäftigungser-
laubnis können auch die folgenden Fak-
toren einen Einfluss auf die Integration in 
den Arbeitsmarkt haben:

91 Vgl. auch Förderprogramm IQ Niedersachsen, 
Übersicht: Zugang zum SGB II und zur Erwerbs-
tätigkeit für drittstaatsangehörige Ausländerin-
nen und Ausländer, Stand: 26. August 2020, S. 25.

92 Verfahrenshinweisen zum Aufenthalt in Berlin, 
Stand 18.12.2020, 4a.4.2.
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Die Wohnsitzauflage, die Asylsuchen-
de verpflichtet, an einem ihnen zugewie-
senen Ort zu wohnen, beschränkt den 
Aktionsradius für die Arbeitssuche er-
heblich. Durch das Migrationspaket wur-
de für viele Asylsuchende die maximale 
Wohnpflicht in einer Erstaufnahmeein-
richtung auf jetzt bis zu 18 Monate er-
heblich verlängert (§ 47 Abs. 1 AsylG; zu 
den Einzelheiten vgl. I 1.1.1 a).

Nach dem Verlassen der Erstaufnah-
meeinrichtung wird eine Wohnsitzauf-
lage angeordnet, wenn Asylsuchende 
zur Sicherung des Lebensunterhalts auf 
Sozialleistungen angewiesen sind (§ 60 
Abs. 1 S. 1 AsylG). Grundsätzlich gilt der 
Lebensunterhalt bereits dann als nicht ge-
sichert, wenn ein Anspruch auf Sozialleis-
tungen besteht, nicht erst dann, wenn sie 
tatsächlich bewilligt werden (§ 60 Abs. 1 
S. 1 AsylG, § 2 Abs. 2 AufenthG).93 Bei 
Asylsuchenden, die – etwa nach einer Ar-
beitsaufnahme – keine Leistungen nach 
dem AsylbLG mehr benötigen, muss die 
Wohnsitzauflage aufgehoben werden. An-
sonsten kann eine Umverteilung erfol-
gen, wenn dies zur Ermöglichung des Zu-
sammenlebens mit Ehe-und Lebenspart-
nerin bzw. partner und minderjährigen 
ledigen Kindern oder aus sonstigen hu-
manitären Gründen von vergleichbarem 
Gewicht erforderlich ist (§§ 51 Abs. 1, 50 
Abs. 4 S. 4 AsylG).94 Zudem können Asyl-
suchende auch verpflichtet werden, in 
einer bestimmten Unterkunft zu wohnen 
(§ 60 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AsylG).

Von der Wohnsitzauflage zu unter-
scheiden ist die räumliche Beschränkung 

93 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 2.3.1.2.
94 Zur Umverteilung wegen einer Ausbildungsauf-

nahme vgl. auch II 1.2.3 a. 

nach §§ 56, 59a AsylG, die auch als »Re-
sidenzpflicht« bezeichnet wird und die 
Bewegungsfreiheit von Asylsuchenden 
erheblich einschränkt. Residenzpflicht 
bedeutet, dass Asylsuchende einen be-
stimmten räumlichen Bereich – etwa den 
Landkreis – nur mit einer behördlichen 
Genehmigung verlassen dürfen. Dies gilt 
in der Regel aber nur, solange sich Asylsu-
chende in einer Erstaufnahmeeinrichtung 

Beispiel 

Frau L. ist Asylsuchende und wur­
de verpflichtet, in einer Gemein­
schaftsunterkunft im Landkreis A. 
zu wohnen. Sie findet Arbeit als Kü­
chenhelferin in der 50 km entfern­
ten Stadt B. Die Beschäftigungser­
laubnis wird erteilt und sie kann 
auch regelmäßig zur Arbeit nach B. 
fahren, da die Residenzpflicht für 
sie nicht mehr gilt. Um die Fahrt­
zeiten und ­kosten zu verringern, 
würde sie nun auch gerne nach B. 
umziehen. Ihr Einkommen ist aller­
dings nicht ausreichend, um ihren 
Lebensunterhalt vollständig (ohne 
Inanspruchnahme von ergänzen­
den Sozialleistungen) sichern zu 
können. Daher besteht die Wohn­
sitzauflage unverändert fort und 
sie muss weiterhin im Landkreis A. 
wohnen. Sie hat nur die Möglich­
keit, einen »Umverteilungsantrag« 
zu stellen, um in die Stadt B. ziehen 
zu dürfen. Dieser Umverteilungs­
antrag hat aber wahrscheinlich nur 
geringe Erfolgsaussichten.
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aufhalten müssen. Wie bereits dargestellt 
(vgl. I 1.1.1 a) kann diese Verpflichtung 
generell maximal für 18 Monate bestehen; 
für minderjährige Asylsuchende und ihre 
Eltern längstens sechs Monate (§ 47 Abs. 1 
AsylG). 

Sind Asylsuchende verpflichtet, in ei-
ner Erstaufnahmeeinrichtung zu woh-
nen, bedeutet die Residenzpflicht für sie, 
dass ihr Aufenthalt räumlich auf den Be-
zirk der Ausländerbehörde beschränkt 
ist, in dem die Einrichtung liegt (§ 56 
Abs. 1 AsylG). Das Bundesamt kann ih-
nen erlauben, diesen Bereich vorüber-
gehend zu verlassen (sogenannte Verlas-
senserlaubnis), wenn zwingende Grün-
de es erfordern (§ 57 Abs. 1 AsylG). Zur 
Wahrnehmung von Terminen u. a. bei 
Bevollmächtigten und bei Organisatio-
nen der Flüchtlingshilfe soll die Erlaubnis 
unverzüglich erteilt werden (§ 57 Abs. 2 
AsylG). Damit gibt es zwar keine aus-
drückliche Regelung für Ausnahmen bei 
der Aufnahme einer Beschäftigung, wenn 
diese außerhalb der Geltung der räumli-
chen Beschränkung liegt. Die Ausübung 
einer Beschäftigung muss aber dennoch 
einen zwingenden Grund darstellen. Es 
widerspräche der Intention des Rechtsan-
spruchs auf die Erteilung einer Beschäfti-
gungserlaubnis nach neun Monaten nach 
der Asylantragstellung (§ 61 Abs. 1 S. 2 
AsylG, vgl. I 1.1.2 a), wenn dieser durch 
die Versagung einer Verlassenserlaubnis 
unterlaufen werden könnte.95 

95 BeckOK AuslR/Neundorf, 29. Ed. 1.1.2021, 
AsylG § 57, Rn. 9; a. A. Bergmann/Dienelt/Berg-
mann, 13. Aufl. 2020, AsylG § 57, Rn. 21, wonach 
die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nur dann 
einen zwingenden Grund darstellt, wenn spezi-
elle Fähigkeiten ohne Übung unwiderbringlich 
verloren gehen, wie bei Musikerinnen und Mu-

Wenn Asylsuchende nicht mehr in der 
Erstaufnahmeeinrichtung wohnen und 
sie seit drei Monaten gestattet, geduldet 
oder erlaubt in Deutschland leben, gilt 
die Residenzpflicht nicht mehr, das heißt, 
sie haben im Regelfall das Recht, sich in-
nerhalb Deutschlands zu bewegen, ohne 
zuvor eine Erlaubnis hierfür erhalten zu 
haben (§ 59a Abs. 1 AsylG). 

Nach § 59b Abs. 1 AsylG kann die 
räumliche Beschränkung nach dem Ab-
lauf von drei Monaten bzw. nach der Be-
endigung der Wohnpflicht in der Aufnah-
meeinrichtung nur noch in Ausnahme-
fällen, etwa bei Straffälligkeit, angeordnet 
werden.

Sollte eine räumliche Beschränkung 
bestehen, ist die Ausländerbehörde im 
Regelfall verpflichtet, die räumliche Be-
schränkung auf den Bezirk einer anderen 
Ausländerbehörde zu erweitern, wenn 
Asylsuchende dort arbeiten, eine betrieb-
liche Aus- oder Weiterbildung absolvie-
ren oder studieren möchten (§ 58 Abs. 1 
S. 3 AsylG). 

Ein weiteres Hindernis beim Zugang 
zum Arbeitsmarkt ist die übliche Unter-
bringung von Asylsuchenden. Asylsu-
chende sollen nach dem Verlassen der 
Erstaufnahmeeinrichtung in der Regel 
in Gemeinschaftsunterkünften unter-
gebracht werden (§ 53 Abs. 1 S. 1 AsylG). 
Diese Formen der Unterbringung können 
wegen der häufig abgeschiedenen Lage 
der Einrichtungen und der damit verbun-
denen Isolierung die Kontaktaufnahme 
zur Arbeitswelt faktisch erschweren. In 
einzelnen Bundesländern oder Kom-
munen können Asylsuchende nach dem 

sikern sowie bei Spitzensportlern und Spitzen-
sportlerinnen. 
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Auszug aus der Erstaufnahmeeinrichtung 
unter bestimmten Voraussetzungen auch 
dezentral – d. h. in Wohnungen – unter-
gebracht werden.96 

Schließlich kann für Asylsuchende 
auch die in ihrem Aufenthaltspapier ver-
merkte Befristung bei der Arbeitssuche 
hinderlich sein. Die Geltungsdauer des 
Ankunftsnachweises – das Aufenthaltspa-
pier, das Asylsuchende bis zur förmlichen 
Asylantragstellung erhalten – und der 
Aufenthaltsgestattung betragen längstens 
sechs Monate (§§ 63 Abs. 2 S. 2, 63a Abs. 2 
S. 1 AsylG). Daher müssen potenzielle 
Arbeitgeber in manchen Fällen zunächst 
davon überzeugt werden, dass Asylsu-
chende nach Ablauf der Geltungsdauer 
nicht automatisch ausreisen müssen, son-
dern dass Aufenthaltsgestattungen in der 
Regel97 verlängert werden, solange das 
Asylverfahren dauert, einschließlich ei-
nes möglichen verwaltungsgerichtlichen 

Verfahrens. 

96 Vgl. u. a. § 2 Abs. 4 Thüringer Flüchtlingsaufnah-
megesetz; § 9 Abs. 1 S. 2 Flüchtlingsaufnahmege-
setz Baden-Württemberg.

97 Wenn der Asylantrag als unzulässig oder als of-
fensichtlich unbegründet abgelehnt wird, hat die 
Klage keine aufschiebende Wirkung, daher er-
lischt die Aufenthaltsgestattung (§§ 75 Abs. 1; 67 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 AsylG). In diesen Fällen müsste 
neben der Klage ein Eilantrag gestellt werden. 

2. Asylberechtigte sowie 
international und national 

Schutzberechtigte

Zu dieser Gruppe gehören

 • nach Art. 16 a GG anerkannte Asylbe-
rechtigte, die eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 1 AufenthG erhalten, 

 • nach der Genfer Flüchtlingskonventi-
on (GFK)98 anerkannte Flüchtlinge (§ 3 
AsylG), denen eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 AufenthG 
erteilt wird, 

 • subsidiär Schutzberechtigte (§ 4 AsylG) 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AufenthG sowie 

 • national Schutzberechtigte (§ 60 Abs. 5 
oder Abs. 7 AufenthG) mit einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG.

2.1 Nichtselbstständige und 
selbstständige Erwerbstätigkeit

Nach Art. 26 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 2 
der Qualifikationsrichtlinie99 gestatten 
die Mitgliedstaaten international Schutz-
berechtigen, also GFK-Flüchtlingen und 
subsidiär Schutzberechtigten, unmittel-
bar nach Zuerkennung des Schutzes die 
Aufnahme einer unselbstständigen oder 
selbstständigen Erwerbstätigkeit nach 
den Vorschriften, die für den betreffen-

98 Abkommen über die Rechtsstellung der Flücht-
linge vom 28. Juli 1951.

99 Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August 2013; 
Umsetzung in Deutschland: BGBl. I, Nr. 54, 
S. 3474 ff.
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den Beruf oder für die öffentliche Ver-
waltung allgemein gelten. Dabei darf die 
nationale Arbeitsmarktlage nicht berück-
sichtigt werden. 

Durch das am 1. März 2020 in Kraft 
getretene Fachkräfteeinwanderungsge-
setz (FEG) kam es zu einem Paradigmen-
wechsel bezüglich des Regel-Ausnah-
me-Verhältnisses beim Arbeitsmarktzu-
gang: Bis dahin war ausländischen Staats-
angehörigen, die nicht EU-Bürgerinnen 
oder EU-Bürger waren, eine Erwerbstä-
tigkeit in der Regel verboten, solange ih-
nen hierfür keine Erlaubnis erteilt wurde 
(sogenanntes Verbot mit Erlaubnisvorbe-
halt). Nach der Neuregelung durch das 
FEG dürfen Ausländerinnen und Aus-
länder, wenn sie einen Aufenthaltstitel 
besitzen, in Deutschland grundsätzlich 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Die 
Erwerbstätigkeit kann aber durch die ge-
setzlichen Regelungen zu dem jeweiligen 
Aufenthaltstitel verboten sein (sogenann-
te Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt).100 Da 
es bei der Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1–3 AufenthG kein Verbot der Er-
werbstätigkeit gibt, ist Asyl- und Schutz-
berechtigten aufenthaltsrechtlich jede 
Beschäftigung und jede selbstständige 
Erwerbstätigkeit erlaubt. Der Eintrag 
»Erwerbstätigkeit gestattet« in der Auf-
enthaltserlaubnis ist daher nur deklara-
torisch, mit anderen Worten: Er ist nicht 
das Ergebnis einer behördlichen Ent-
scheidung, sondern bestätigt lediglich, 
was gesetzlich vorgesehen ist.101

100 § 4a Abs. 1 AufenthG, Anwendungshinweise 
des BMI zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
(a. a. O., Fn. 18), Nr. 4a.1.1.

101 Anwendungshinweise des BMI zum Fachkräfte-
einwanderungsgesetz (a. a. O., Fn. 18), Nr. 4a.3.1.

Bei den meisten der sonstigen aus völ-
kerrechtlichen, humanitären oder politi-
schen Gründen erteilten Aufenthaltser-
laubnissen ist die Erwerbstätigkeit eben-
falls gestattet.

Ausnahmen bestehen zum einen bei 
den Aufenthaltserlaubnissen nach § 25 
Abs. 4 S. 1 AufenthG (vorübergehender 
Aufenthalt aus dringenden humanitären 
oder persönlichen Gründen), nach § 25 
Abs. 4 S. 2 AufenthG (Verlängerung einer 
Aufenthaltserlaubnis, wenn die Ausreise 
wegen besonderer Umstände eine außer-
gewöhnliche Härte bedeuten würde) und 
nach § 25 Abs. 4a und 4b AufenthG (Op-
fer von Menschenhandel und Arbeitsaus-
beutung). Personen mit diesen Formen 
der Aufenthaltserlaubnis müssen eine 
Beschäftigungserlaubnis beantragen, die 
die Ausländerbehörde ohne Zustimmung 
der BA erteilen kann. Auch die Ausübung 
einer selbstständigen Tätigkeit kann von 
der Ausländerbehörde nach einem ent-
sprechenden Antrag erlaubt werden.

Zum anderen wurde von dem Verbots-
vorbehalt bei den Aufenthaltserlaubnis-
sen nach § 23 Abs. 1 AufenthG (Aufent-
haltsgewährung durch die obersten Lan-
desbehörden aus völkerrechtlichen oder 
humanitären Gründen etc.) und nach 
§ 24 AufenthG (Aufenthaltserlaubnis zur 
Umsetzung der Richtlinie 001/55/EG 
über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes) Gebrauch ge-
macht: 

 • Der § 23 Abs. 1 AufenthG ist in den 
letzten Jahren vor allem bei der Auf-
nahme syrischer Geflüchteter im Zuge 
von Aufnahmeprogrammen der Bun-
desländer zur Anwendung gekommen. 
Die Aufnahmeanordnung, die ein 
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Bundesland für ein solches Aufnahme-
programm erlässt, kann vorsehen, dass 
die Beschäftigung und die selbstständi-
ge Tätigkeit grundsätzlich erlaubt sein 
sollen oder dass die Ausländerbehörde 
eine selbstständige Tätigkeit und eine Be-
schäftigung ohne Zustimmung der Bun-
desagentur für Arbeit erlauben kann. 

 • Für die Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
AufenthG ist Voraussetzung, dass einer 
Gruppe von Personen auf der Grund-
lage eines Beschlusses des Rates der EU 
vorübergehender Schutz gewährt wird. 
Wegen einer entsprechenden Vorgabe 
in der Richtlinie 001/55/EG102 kann die 
Ausübung einer selbstständigen Tätig-
keit gestattet werden und die Auslän-
derbehörde kann eine Beschäftigung 
ohne Zustimmung der BA erlauben. Da 
es einen Beschluss des Rates der EU zur 
vorübergehenden Aufnahme aber noch 
nie gegeben hat, halten sich auch keine 
Personen mit einer Aufenthaltserlaub-
nis nach § 24 AufenthG in Deutschland 
auf. Die Bestimmungen zum Arbeits-
marktzugang für diese Gruppe sind da-
her nur theoretischer Natur. 

2.2 Sonstige Rahmenbedingungen

Seit dem Inkrafttreten des Integrationsge-
setzes im August 2016 gilt u. a. für Asyl-

102 Artikel 12 der Richtlinie 2001/55/EG des Rates 
vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die 
Gewährung vorübergehenden Schutzes im Fal-
le eines Massenzustroms von Vertriebenen und 
Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen 
Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnah-
me dieser Personen und den Folgen dieser Auf-
nahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten 
(ABl. EG Nummer L 212 S. 12) vgl. AVwV zum 
AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 24.6.

berechtigte sowie für international und 
anderweitig Schutzberechtigte die Wohn-
sitzregelung nach § 12a AufenthG, die 
der »Förderung einer nachhaltigen Integ-
ration in die Lebensverhältnisse der Bun-
desrepublik Deutschland« dienen soll. 

Durch die Neuregelung müssen Asyl-
berechtigte bzw. international Schutz-
berechtigte in den ersten drei Jahren ab 
der Anerkennung in dem Bundesland 
wohnen, dem sie während des Asylver-
fahrens zugewiesen waren (§ 12 a Abs. 1 
S. 1 AufenthG). Auch die Aufenthaltser-
laubnis von anderweitig Schutzberechtig-
ten nach § 25 Abs. 3 AufenthG ist für den 
Zeitraum von drei Jahren ab Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis mit einer Wohn-
sitzauflage zu versehen.

Darüber hinaus kann die Ausländerbe-
hörde unter bestimmten Voraussetzungen 
anordnen, dass innerhalb des Bundes-
lands an einem bestimmten Ort gewohnt 
werden muss oder nicht gewohnt werden 
darf (§ 12a Abs. 3–4 AufenthG). Eine 
Wohnsitzzuweisung innerhalb eines Bun-
deslands ist jedoch ermessensfehlerhaft 
und damit rechtswidrig, wenn die Aus-
länderbehörde nicht begründet, warum 
die Integration am zugewiesenen Wohn-
ort besser gelingen soll als an anderen 
Orten.103 Verschiedene Bundesländer104 
haben in Rechtsverordnungen oder in Er-
lassen insbesondere geregelt, ob eine Ver-

103 VG Arnsberg, Beschluss vom 9.2.2017 – 9 L 5/17 
– asyl.net: M24678, Asylmagazin 3/2017. 

104 Vgl. Nds. Erlass vom 7.11.2016 – 14.11-12230/1-
8 – § 12a, Anlage 2; NRW, Ausländer-Wohnsitzre-
gelungsverordnung – AWoV – vom 15. Novem- 
ber 2016; zu weiteren Erlassen vgl. Claudius 
Voigt, »Arbeitshilfe Wohnsitzregelung nach § 12a 
AufenthG auch für anerkannte Flüchtlinge, Pra-
xistipps und Hintergründe«, Stand: 28.10.2016, 
abrufbar bei asyl.net unter Arbeitshilfen. 
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pflichtung zur Wohnsitznahme an einem 
bestimmten Ort bestehen soll und wie die 
Voraussetzungen für eine Aufhebung der 
Wohnsitzregelung auszulegen sind. Nicht 
alle dabei getroffenen Regelungen haben 
jedoch einer gerichtlichen Überprüfung 
standgehalten. So hat das OVG Nord-
rhein-Westfalen eine landesrechtliche Be-
stimmung (§ 5 Abs. 4 Ausländer-Wohn-
sitzregelungsverordnung NRW, AWoV) 
für rechtswidrig und nichtig erklärt, die 
vorsah, dass Schutzberechtigte regelmä-
ßig der Gemeinde zugewiesen wurden, 
in der sie schon während des Asylverfah-
rens lebten.105 Das OVG entschied, dass 
die Landesregierung mit dieser Regelung 
den bundesrechtlichen Ermächtigungs-
rahmen, den das Aufenthaltsgesetz nach 
§ 12a Abs. 9 AufenthG für landesrechtli-
che Regelungen einräumt, überschritten 
hat. Weiterhin sieht § 12a AufenthG vor, 
dass die Bundesländer Orte bestimmen 
dürfen, denen international oder national 
Schutzberechtigte nicht zugewiesen wer-
den sollen, insbesondere unter Berück-
sichtigung der dortigen Arbeitsmarkt-
situation. Soweit bekannt haben nur 
Niedersachsen und Rheinland-Pfalz von 
dieser Regelung Gebrauch gemacht und 
bestimmt, dass kein Zugang in die Städte 
Salzgitter, Delmenhorst oder Wilhelms-
haven (Niedersachsen) sowie Pirmasens 
(Rheinland-Pfalz) erfolgen darf.106 Die 
Wohnsitzregelung in § 12a AufenthG galt 

105 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 4.9.2018 
– 18 A 256/18 – Asylmagazin 12/2018, S. 450 ff., 
asyl.net: M26621.

106 Nds. Innenministerium, Erlass vom 9.10.2017, 
abrufbar unter nds-fluerat.org unter Service/
Gesetze…/Erlasse … auf Landesebene/2. Erlasse 
zu Wohnen, Unterbringung und Leistungsrecht; 
Nds. Innenministerium, Erlass vom 14.11.2017, 
abrufbar unter nds-fluerat.org (ebenda).

zunächst nur für Personen, die zwischen 
dem 1. Januar 2016 und dem 6. August 
2019 als Asylberechtigte bzw. als interna-
tional Schutzberechtigte anerkannt bzw. 
denen in diesem Zeitraum eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
erteilt wurde.107 Diese Regelung wurde im 
Rahmen der Gesetzesänderungen des so-
genannten Migrationspakets im Jahr 2019 
entfristet,108 obwohl eine ursprünglich 
vorgesehene Evaluierung ihres Nutzens 
nicht stattgefunden hatte.109

Die Wohnsitzverpflichtung gilt nicht, 
wenn ein Beschäftigungsverhältnis be-
steht, welches die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt: 

 • Es handelt sich um eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung mit 
einem Umfang von mindestens 15 Wo-
chenstunden;

 • das Gehalt entspricht mindestens dem 
SGB-II-Regelsatz zuzüglich der Bedar-
fe für Unterkunft und Heizung (§§ 20, 
22 SGB II).110 

Weiterhin entfällt die Wohnsitzverpflich-
tung, wenn die Betroffenen eine Berufs-

107 Integrationsgesetz vom 31.7.2016, BGBl. I, Nr. 39, 
S. 1939 ff., Art. 8 Abs. 5. Vgl. auch Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, BT-Drucksa-
che 19/9537 vom 17.4.2019, S. 4.

108 Gesetz zur Entfristung des Integrationsgesetzes 
vom 7. Juli 2019, BGBl. I, Nr. 25, S. 914 ff., das 
u. a. auch Einzelheiten zur Wohnsitzauflage für 
volljährig gewordene unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge enthält (§ 12a Abs. 1a AufenthG).

109 Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucksache 19/8692 vom 25.3.2019.

110 Nach dem Erlass des Niedersächsischen Minis-
teriums für Inneres und Sport vom 3.4.2019 – 
14.11-12230/1-8 (§ 12a) – ist das ein Betrag von 
mindestens 748 €. 

https://www.nds-fluerat.org/infomaterial/gesetze-erlasse/erlasse-wohnen-unterbringung/
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2007/02/20171114-RdErl.-14.11.2017-Lageangepasste-Wohnsitzauflage-f%C3%BCr-anerkannte-Fl%C3%BCchtlinge-St%C3%A4dte-Delmenhorst-und-Wilhelmshaven-%C2%A7-12a-Abs.-4-AufenthG.pdf
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ausbildung oder ein Studium aufgenom-
men haben (§ 12 a Abs. 1 S. 2 AufenthG). 

Fallen die Gründe für den Verzicht auf 
die Wohnsitzauflage innerhalb von drei 
Monaten weg, weil zum Beispiel das Be-
schäftigungsverhältnis in der Probezeit 
gekündigt wurde, besteht die Wohnsitz-
auflage in dem Bundesland weiter, in das 
die Asyl- oder Schutzberechtigten umge-
zogen sind (§ 12a Abs. 1 S. 4 AufenthG).

Kann später eine dieser Tätigkeiten 
aufgenommen werden oder leben (Ehe)
Partnerinnen und -Partner oder minder-
jährige Kinder an einem anderen Ort, ist 
die Wohnsitzauflage auf Antrag aufzuhe-
ben (§ 12 a Abs. 5 S. 1 Nr. 1 a AufenthG).111 
Nach der Gesetzesbegründung112 sollen 
damit die Fälle erfasst werden, »in denen 
bereits wesentliche Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Integration geschaffen 
wurden«. Daher sind hier auch berufs-
orientierende oder berufsvorbereitende 
Maßnahmen, die dem Übergang in eine 
entsprechende betriebliche Ausbildung 
dienen, sowie studienvorbereitende 
Sprachkurse oder der Besuch eines Stu-
dienkollegs zu berücksichtigen. Fallen die 
Gründe für die Aufhebung der Wohnsitz-
auflage etwa wegen der Kündigung des 
Arbeitsvertrags innerhalb von drei Mo-
naten weg, besteht die Wohnsitzauflage in 
dem Zuzugsbundesland (§ 12a Abs. 5 S. 2 
AufenthG).

Die Aufhebung der Wohnsitzverpflich-
tung muss bei der bislang zuständigen 
Ausländerbehörde beantragt werden. Die 
Ausländerbehörde des geplanten Zuzugs-
orts muss der Aufhebung zustimmen; 

111 Außerdem ist die Wohnsitzauflage in Härtefällen 
aufzuheben (§ 12 a Abs. 5 S. 1 Nr. 2 AufenthG). 

112 BT-Drucksache 18/8615 vom 31.5.2016, S. 45. 

eine Ablehnung der Zustimmung muss 
begründet werden (§ 72 Abs. 3a S. 1 und 2 
AufenthG). Die Zustimmung gilt als er-
teilt, wenn die Ausländerbehörde am Zu-
zugsort nicht innerhalb von vier Wochen 
ab Zugang des Ersuchens widerspricht 
(§ 72 Abs. 3a S. 3 AufenthG).

Es bestehen allerdings erhebliche 
Zweifel,113 ob die Wohnsitzregelung bei 
international Schutzberechtigten mit 

113 Vgl. Dorothee Frings und Eva Steffen, »Die neu-
en Wohnsitzauflagen und die sozialrechtlichen 
Auswirkungen«, S. 3 ff. (Dokument als pdf ab-
rufbar siehe https://bit.ly/3hsSGfl); sowie Clara 
Schlotheuber und Sebastian Röder, »Die neue 
Wohnsitzauflage nach § 12a AufenthG«, Asyl-
magazin 11/2016, S. 364–373, abrufbar bei asyl.
net unter Asylmagazin/Beiträge zum Aufent-
haltsrecht. A. A.: VGH Bayern, Beschluss vom 
19.3.2018 – 10 C 17.2591 – asyl.net: M26657; und 
OVG Niedersachsen, Beschluss vom 2.8.2017 – 8 
ME 90/17 – asyl.net: M26658.

Informationen 
zur Wohnsitzauflage

•	 Arbeitshilfe der GGUA Flücht­
lingshilfe, »Wohnsitzregelung 
nach § 12a AufenthG auch für 
anerkannte Flüchtlinge: Praxis­
tipps und Hintergründe«, Okto­
ber 2016, abrufbar bei asyl.net 
unter Arbeitshilfen.

•	 Clara Schlotheuber und Sebas­
tian Röder, »Die neue Wohnsitz­
auflage nach § 12a AufenthG«, 
Asylmagazin 11/2016, S. 364–
373, abrufbar bei asyl.net unter 
Asylmagazin/Beiträge zum Auf­
enthaltsrecht. 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Wohnsitzauflage_Gemeinsamer_Artikel_0509016.pdf
https://www.asyl.net/rsdb/m26658/
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Art. 33 der EU-Qualifikationsrichtlinie, 
der Freizügigkeit garantiert,114 sowie bei 
GFK-Flüchtlingen zusätzlich mit Art. 26 
GFK, der die freie Wahl des Aufenthalts-
ortes vorsieht, im Einklang steht. 

Bei anderweitig Schutzberechtig-
ten, deren Aufenthaltserlaubnis vor dem 
1. Januar 2016 erteilt wurde, wird nach 
den Allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten zum Aufenthaltsgesetz115 eine Wohn-
sitzauflage erteilt, solange Leistungen 
nach SGB II oder XII bezogen werden. 
Die Wohnsitzauflage ist aufzuheben, 
wenn der Lebensunterhalt am neuen 
Wohnort auch für alle Familienangehöri-
gen voraussichtlich dauerhaft ohne Inan-
spruchnahme dieser Leistungen gesichert 
wird. Bei der beabsichtigten Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit genügt die Vorla-
ge eines entsprechenden Arbeitsvertra-
ges; bei befristeten Arbeitsverhältnissen 
ist eine Prognoseentscheidung zu treffen, 
ob der Abschluss neuer Arbeitsverträge 
zu erwarten ist. Ausreichend ist es auch, 
wenn das für die Sicherung des Lebens-
unterhalts erforderliche Einkommen um 
bis zu 10 % unterschritten wird.116 Damit 
hat sich die Situation von anderweitig 
Schutzberechtigten – anders als bei inter-
national Schutzberechtigten – durch das 
Integrationsgesetz verbessert.

Eine räumliche Beschränkung (also 
die sogenannte »Residenzpflicht«, bei 
der die Betroffenen die Stadt oder den 
Landkreis nur mit Genehmigung der Be-

114 Nach Auffassung des OVG Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 4.9.2018, a. a. O. (Fn. 105), spricht Vie-
les gegen einen Verstoß, wenn u. a. die Wohnsitz-
auflage mit dem Ziel erteilt, »die Integration in 
den Mitgliedstaat zu erleichtern«. 

115 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 12.2.5.2.2. 
116 Ebd., 12.2.5.2.4.1; 2.3.3. 

hörden verlassen dürfen) darf bei schutz-
berechtigten Personen nach der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zum Auf-
enthaltsgesetz117 nur in Ausnahmefällen 
erfolgen, wenn dies zur Wahrung öffent-
licher Interessen, etwa zur Verhinderung 
von Straftaten, notwendig ist. Dabei sind 
Art. 26 der Genfer Flüchtlingskonvention 
und Art. 33 der Qualifikationsrichtlinie 
zu berücksichtigen, wonach internatio-
nal Schutzberechtigten die gleiche Bewe-
gungsfreiheit zu gewähren ist wie ande-
ren Drittstaatsangehörigen.118

Die Geltungsdauer der Aufenthalts-
erlaubnis für anerkannte Asylberechtigte 
und GFK-Flüchtlinge beträgt drei Jah-
re (§ 26 Abs. 1 S. 2 AufenthG), subsidiär 
Schutzberechtigten wird die Aufenthalts-
erlaubnis für ein Jahr erteilt und bei einer 
Verlängerung für zwei weitere Jahre (§ 26 
Abs. 1 S. 3 AufenthG). Bei anderweitig 
Schutzberechtigten mit einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
beträgt die Geltungsdauer zwischen ei-
nem und drei Jahren (§ 26 Abs. 1 S. 1, 4 
AufenthG); über die Dauer im Einzelfall 
trifft die Ausländerbehörde eine Ermes-
sensentscheidung.119 Damit ist es grund-
sätzlich möglich, bestimmte Anforderun-
gen von Arbeitgebern an die Laufzeit der 
Aufenthaltserlaubnis zu berücksichtigen. 

Weitere, den Arbeitsmarktzugang be-
rührende Nebenbestimmungen gibt es 
bei anerkannten Asylberechtigten und 
Schutzberechtigten nicht.

117 Ebd., 12.1.1.1.
118 Müller in Hofmann, Nomos Kommentar Auslän-

derrecht, 2. Aufl. 2016, § 12 AufenthG, Rn. 15ff. 
119 Ebd., 26.1.2. 



3. Personen mit einer Duldung nach § 60a AufenthG 37

3. Personen mit einer 
Duldung nach § 60a 

AufenthG

Nach § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG erhal-
ten Drittstaatsangehörige eine Duldung, 
wenn ihre Abschiebung aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen unmög-
lich ist und keine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird. Außerdem kann ihnen eine 
Duldung erteilt werden, wenn dringen-
de humanitäre oder persönliche Gründe 
oder erhebliche öffentliche Interessen ihre 
vorübergehende weitere Anwesenheit 
im Bundesgebiet erfordern (sogenann-
te Ermessensduldung, § 60a Abs. 2 S. 3 
AufenthG). Auch wenn die oberste Lan-
desbehörde einen Abschiebungsstopp 
etwa für ein bestimmtes Herkunftsland 
erlassen hat, erhalten die Betroffenen eine 
Duldung (§ 60a Abs. 1 AufenthG).

Seit August 2016 besteht zudem ein 
Rechtsanspruch auf die Erteilung ei-
ner sogenannten Ausbildungsduldung, 
wenn eine Ausbildung aufgenommen 
wird (jetzt § 60c AufenthG) und durch 
das Migrationspaket wurde eine soge-
nannte Beschäftigungsduldung (§ 60d 
AufenthG) geschaffen. Diese beiden Dul-
dungsformen werden als Möglichkeiten 
der Aufenthaltssicherung in Teil III aus-
führlich beschrieben.  

Im Rahmen des Migrationspakets 
wurde 2019 auch die Duldung für Per-
sonen mit ungeklärter Identität (§ 60b 
AufenthG) neu eingeführt. Da sie mit 
einem Arbeitsverbot verbunden ist, wird 
sie in Kapitel I 4 dargestellt. 

3.1 Nichtselbstständige Erwerbs‑
tätigkeit

3.1.1 Temporäre und unbefristete 
Arbeitsverbote

a. Temporäre Arbeitsverbote

Personen mit einer Duldung, die in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung wohnen, dür-
fen nicht arbeiten, wenn sie noch nicht 
seit sechs Monaten eine Duldung nach 
§ 60a AufenthG besitzen (§ 61 Abs. 1 S. 3 
AsylG). Dies betrifft vor allem Personen, 
deren Asylantrag als »unzulässig« (soge-
nannte »Dublin-Fälle« sowie »Anerkann-
ten-Fälle«) oder als »offensichtlich unbe-
gründet« abgelehnt wurde und bei denen 
nicht die aufschiebende Wirkung der Kla-
ge abgelehnt wurde (vgl. oben Abschnitt 
I 1.1.1 a). Bei diesen Gruppen tritt die 
Ausreisepflicht ein und sie erhalten eine 
Duldung, wenn die Abschiebung nicht 
sofort vollzogen werden kann. Zugleich 
bleibt die Wohnpflicht in der Erstaufnah-
meeinrichtung bestehen. Durch das Mi-
grationspaket wurde die maximale Ver-
weildauer von zuvor generell höchstens 
sechs Monaten für auch viele Geduldete 
auf jetzt 18 Monate erheblich verlängert. 
Es gelten die gleichen Regelungen wie für 
Asylsuchende (§ 47 AsylG, vgl. I 1.1.1 a). 
Anders als Asylsuchende120 sind Perso-
nen mit einer Duldung allerdings auch 
verpflichtet, sich zur Passbeschaffung an 
die Botschaft ihres Herkunftsstaates zu 
wenden. Ein Verstoß gegen diese Mitwir-
kungspflicht kann zu einem unbefristeten 
Verbleib in der Erstaufnahmeeinrichtung 

120 Vgl. hierzu I 1.1.2 c (3).
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führen (§§ 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 1; 15 Abs. 2 
Nr. 6 AsylG).  

Leben Geduldete nicht in einer Erst-
aufnahmeeinrichtung, kann ihnen die 
Zustimmung zur Ausübung einer Be-
schäftigung erst erteilt werden, wenn sie 
sich seit drei Monaten gestattet, erlaubt 
oder geduldet im Inland aufhalten (§ 32 
Abs. 1 BeschV). Damit dürfen auch sie in 
den ersten drei Monaten des Aufenthalts 
keine zustimmungspflichtige Beschäfti-
gung beginnen, also nicht arbeiten. 

Eine Berufsausbildung sowie ande-
re Beschäftigungen, bei denen die Bun-
desagentur für Arbeit der Erteilung der 
Beschäftigungserlaubnis nicht zustim-
men muss (vgl. I 1.1.2 b), können ohne 
Wartezeit erlaubt werden (§ 32 Abs. 2 
BeschV). Weder § 32 Abs. 2 BeschV, der 
regelt, welche Formen der Beschäftigung 
zustimmungsfrei sind, noch eine andere 
Stelle in der Beschäftigungsverordnung 
oder im Aufenthaltsgesetz schreiben eine 
Wartefrist für die Erteilung einer Beschäf-
tigungserlaubnis für eine zustimmungs-
freie Beschäftigung vor.121

b. Permanente Arbeitsverbote

Für Personen mit einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG sind die Gründe für ein 
Arbeitsverbot in § 60a Abs. 6 AufenthG 
geregelt. Nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG wird eine Beschäftigungser-
laubnis auch dann nicht erteilt, wenn 
Personen mit einer Duldung aus von 
ihnen zu vertretenden Gründen nicht 

121 BeckOK AuslR/Breidenbach, 29. Ed. 1.7.2020, 
BeschV § 32, Rn. 5. 

abgeschoben werden können, z. B. weil 
sie eine falsche Identität oder Staatsan-
gehörigkeit angegeben haben, oder weil 
sie Mitwirkungspflichten nicht nachge-
kommen sind.122 Unerheblich ist aber, ob 
eine freiwillige Ausreise möglich ist.123 
Wenn dies der Fall ist, liegen fast immer 
auch die Voraussetzungen für die Ertei-
lung einer Duldung für Personen mit un-
geklärter Identität vor (§ 60b Abs. 1 S. 1 
AufenthG). Diese durch das Migrations-
paket im Sommer 2019 eingeführte neue 
Duldungsform124 wird erteilt, wenn die 
Abschiebung aus selbst zu vertretenden 
Gründen nicht vollzogen werden kann, 
weil das Abschiebungshindernis durch 
eigene Täuschung über die Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch eigene fal-
sche Angaben selbst herbeigeführt oder 
zumutbare Handlungen zur Erfüllung der 
besonderen Passbeschaffungspflicht nicht 
vorgenommen wurden (zu den Einzel-
heiten vgl. I 4). Nur wenn eine Person aus 

122 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 12.8.2010 
– 8 PA 183/10 – asyl.net: M17607; OVG Nord-
rhein-Westfalen, Beschluss vom 18.1.2006 – 18 B 
1772/05 – asyl.net: M7931. 

123 Vgl. den unterschiedlichen Wortlaut in § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG (entspricht den Vor-
gängerregelungen in § 33 BeschV und zuvor 
in § 11 BeschVerfV »keine Vollziehung aufent-
haltsbeendender Maßnahmen«) und § 25 Abs. 5 
S. 3 AufenthG (»unverschuldet an der Ausreise 
gehindert«); vgl. auch OVG Niedersachsen, Be-
schluss vom 8.11.2005 – 12 ME 397/05 – asyl.
net: M7732; VG Braunschweig, Beschluss vom 
6.4.2005 – 6 B 113/05 – asyl.net: M6448; H. 
Leineweber, »Die Beschäftigung von gedulde-
ten Ausländern seit Inkrafttreten des Zuwan-
derungsgesetzes«, InfAuslR 7–8/2005, S. 302 ff. 
(303).

124 Durch das Zweite Gesetz zur besseren Durchset-
zung der Ausreisepflicht, a. a. O. (Fn. 3). 
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anderen selbst zu vertretenden Gründen 
nicht abgeschoben werden kann, könnten 
im Ausnahmefall die Voraussetzungen 
für ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 2 AufenthG vorliegen, ohne dass 
die Erteilung einer Duldung nach § 60b 
AufenthG möglich ist. 

Damit ist § 60b AufenthG in seinem 
Anwendungsbereich die speziellere Vor-
schrift (lex specialis) gegenüber § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG mit der Folge, 
dass § 60b Abs. 1 AufenthG die Regelung 
des § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG »ver-
drängt«. Mit anderen Worten: § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 2 AufenthG findet keine Anwen-
dung, wenn der Anwendungsbereich des 

§ 60b Abs. 1 AufenthG eröffnet ist.125 Wird 
bei Personen mit einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG trotzdem geprüft, ob die 
Voraussetzungen für ein Arbeitsverbot 
nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG we-
gen fehlender Mitwirkung oder falscher 
Angaben etc. vorliegen, stellen sich diesel-
ben Rechtsfragen wie bei § 60b AufenthG 
(vgl. I 4.). 

Im Rahmen des Migrationspakets 
wurde das Arbeitsverbot für Duldungs-

125 Verfahrenshinweise zum Aufenthalts in Ber-
lin, Stand 21.4.2021, S. 449; Andre Schuster und 
Claudius Voigt, »Erwerbstätigkeit mit humanitä-
rem Aufenthalt, Duldung und Gestattung«, Asyl-
magazin 3/2020; S. 64 ff. (70).

§ 60a Abs. 6 AufenthG

1Einem Ausländer, der eine Dul­
dung besitzt, darf die Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit nicht er­
laubt werden, wenn
1. er sich in das Inland begeben 
hat, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu 
erlangen,
2. aufenthaltsbeendende Maßnah­
men bei ihm aus Gründen, die er 
selbst zu vertreten hat, nicht voll­
zogen werden können oder
3. er Staatsangehöriger eines si­
cheren Herkunftsstaates nach 
§ 29a des Asylgesetzes ist und sein 
nach dem 31. August 2015 ge­
stellter Asylantrag abgelehnt oder 
zurückgenommen wurde, es sei 
denn, die Rücknahme erfolgte auf 
Grund einer Beratung nach § 24 

Absatz 1 des Asylgesetzes beim 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, oder ein Asylantrag 
nicht gestellt wurde.
2Zu vertreten hat ein Ausländer die 
Gründe nach Satz 1 Nummer 2 ins­
besondere, wenn er das Abschie­
bungshindernis durch eigene Täu­
schung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch 
eigene falsche Angaben selbst 
herbeiführt. 3Satz 1 Nummer 3 gilt 
bei unbegleiteten minderjährigen 
Ausländern nicht für die Rücknah­
me des Asylantrags oder den Ver­
zicht auf die Antragstellung, wenn 
die Rücknahme oder der Verzicht 
auf das Stellen eines Asylantrags 
im Interesse des Kindeswohls er­
folgte.
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inhaberinnen und -inhaber, die Staats-
angehörige eines sogenannten sicheren 
Herkunftsstaates – gegenwärtig die 
Westbalkanstaaten, Ghana und Senegal 
(Anlage II zu § 29a AsylG, s. o. Abschnitt 
I 1.1.1 b) – sind, ausgeweitet: 

Bislang wurde eine Beschäftigungs-
erlaubnis nur dann nicht erteilt, wenn 
die Duldungsinhaberinnen und -inha-
ber Staatsangehörige eines sogenann-
ten sicheren Herkunftsstaates sind und 
ein nach dem 31. August 2015 gestell-
ter Asylantrag abgelehnt wurde. Seit 
dem 1. Januar 2020126 gilt dies auch, wenn 
der Asylantrag zurückgenommen oder 
kein Asylantrag gestellt wurde (§ 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG). Hiervon gibt 
es aber folgende Ausnahmen: Es besteht 
kein Arbeitsverbot, wenn der Asylantrag 
wegen einer Beratung beim BAMF (§ 24 
Abs. 1 AsylG) zurückgenommen wurde 
oder wenn die Rücknahme oder der Ver-
zicht auf das Stellen eines Asylantrags bei 
unbegleiteten Minderjährigen im Interes-
se des Kindeswohls erfolgte (§ 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 3 und S. 3 AufenthG). Verzichtet 
der Vormund oder die Vormundin be-
wusst auf die Stellung eines Asylantrags, 
da keine Erfolgsaussicht auf die Zuerken-
nung von internationalem Schutz besteht, 
erfolgt dieser Verzicht im Interesse des 
Kindeswohls.127 

Es ist fraglich, ob es beim Stichtag 31. Au-
gust 2015 auf den Zeitpunkt des Asylge-

126 Art. 3 des Gesetzes über Duldung bei Ausbildung 
und Beschäftigung vom 8. Juli 2019, BGBl. I, 
Nr. 26, S. 1021 ff.

127 VG Wiesbaden, Beschluss vom 21.1.2021 – 4 L 
3/21.WI – asyl.net: M29228; BeckOK AuslR/
Kluth/Breidenbach, 29. Ed. 1.1.2021, AufenthG 
§ 60a, Rn. 59 mit Hinweis auf Pflicht zur Asyl-
antragstellung durch das Jugendamt nach § 42 
Abs. 2 S. 5 SGB VIII. 

suchs oder der Stellung des förmlichen 
Asylantrags ankommt (vgl. I 1.1.1 b).128 
Für ein Abstellen auf das Asylgesuch 
spricht, dass die Betroffenen auf die Ver-
zögerungen bei der Stellung des förmli-
chen Asylantrags keinen Einfluss hatten, 
weshalb sie nicht zu ihren Lasten gehen 
können.

Damit besteht nach der Änderung 
durch das Migrationspaket für Geduldete 
aus den sogenannten sicheren Herkunfts-
staaten ein (fast) vollständiger Ausschluss 
vom Arbeitsmarkt, wobei es besonders 
fragwürdig ist, an den Verzicht auf die 
Stellung eines aussichtlosen Asylantrags 
oder an dessen Rücknahme aufgrund 
eigener Überlegungen negative Konse-
quenzen zu knüpfen.129 Gegen die Verfas-
sungsmäßigkeit dieser Regelung spricht 
auch, dass damit Ausreisepflichtige aus 
diesen Ländern, deren Abschiebung aus 
Gründen unmöglich ist, die sie nicht zu 
vertreten haben, ohne nachvollziehbaren 
Grund anders behandelt werden als Per-
sonen aus anderen Herkunftsstaaten.130 
Ein generelles Arbeitsverbot verstößt zu-

128 So VG Freiburg, Beschluss vom 20.1.2016,, a. a. O. 
(Fn. 36) mit ausführlicher Begründung dieser 
Auslegung; VG Göttingen, Urteil vom 22.8.2018, 
a. a. O. (Fn. 36); VGH Baden-Württemberg Be-
schluss vom 9.10.2017, a. a. O. (Fn. 36); a. A. An-
wendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung, 
a. a. O. (Fn. 17), Nr. 60c.2.1.1; OVG Niedersach-
sen, Beschluss vom 8.12.2016, a. a. O. (Fn. 34); 
OVG Hamburg, Beschluss vom 15.11.2017, 
a. a. O. (Fn. 34), Rn. 9; OVG Nordrhein-Westfa-
len, Beschluss vom 18.8.2017, a. a. O. (Fn. 34), 
Rn. 5; zuletzt OVG Niedersachsen, Beschluss 
vom 19.9.2018, a. a. O. (Fn. 34), Rn. 5. 

129 Zur Kritik an dieser Regelung siehe auch Schus-
ter/Voigt, Erwerbstätigkeit, a. a. O. (Fn. 125), 
m. w. N.

130 Keßler in Hofmann, Nomos Kommentar Auslän-
derrecht, 2. Aufl. 2016, § 60a AufenthG, Rn. 61. 
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dem gegen die Menschenwürde, da es die 
Betroffenen zu einem in jeder Hinsicht 
unbefriedigenden Nichtstun zwingt, das 
ihre geistigen und beruflichen Fähigkei-
ten auf Dauer schädigen kann.131

Exkurs: Erleichterung der 
»Arbeitseinwanderung« für Personen 

aus den Westbalkanstaaten

Durch die Regelung in § 26 Abs. 2 BeschV 
sollte – im Gegenzug zu den neu geschaf-
fenen Arbeitsverboten für (abgelehnte) 
Asylsuchende – die Einwanderung zum 
Zwecke der Erwerbstätigkeit erleichtert 
werden. Danach kann die deutsche Aus-
landsvertretung in den Staaten des West-
balkans, die als sichere Herkunftsstaaten 
eingestuft wurden, ein Einreisevisum für 
jede Art von Tätigkeit erteilen – also nicht 
nur für Arbeitsverhältnisse, die eine be-
stimmte Ausbildung voraussetzen. Nach 
der Einreise erhalten die Betreffenden 
dann eine Aufenthaltserlaubnis zur Aus-
übung einer Beschäftigung (§ 19c Abs. 1 
AufenthG) und eine entsprechende Be-
schäftigungserlaubnis. 

Voraussetzung ist, dass sie ein konkre-
tes Arbeitsplatzangebot in Deutschland 
haben,132 für das keine bevorrechtigten 
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitneh-
mer (Deutsche oder Ausländer, die ohne 
Einschränkungen erwerbstätig sein dür-
fen) zur Verfügung stehen (sogenannte 
Vorrangprüfung).133 Außerdem dürfen sie 
nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingun-

131 Ebd., Rn. 2.
132 § 18 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AufenthG.
133 § 26 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 BeschV.

gen als vergleichbare deutsche Arbeitneh-
merinnen oder Arbeitnehmer beschäftigt 
werden (sogenannte Beschäftigungsbe-
dingungsprüfung, vgl. 1.1.2).134 Leihar-
beit ist nicht möglich.135 Bei Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, die bei 
Beschäftigungsbeginn über 44 Jahre alt 
sind, muss im Regelfall136 das Gehalt min-
destens 55 % der jährlichen Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Ren-
tenversicherung betragen.137 Die Aufent-
haltserlaubnis wird nicht erteilt, wenn die 
Betreffenden in den letzten zwei Jahren 
vor der Antragstellung in Deutschland 
Leistungen nach dem AsylbLG bezogen 
haben.138 Diese zunächst bis Ende 2020 
befristete Regelung wurde Ende 2020 bis  
zum 31. Dezember 2023 verlängert139 
und dahingehend eingeschränkt, dass pro 
Kalenderjahr nur bis zu 25.000 Visa er-
teilt werden dürfen.140

Die Voraussetzungen für die Erteilung 
eines Arbeitsverbots liegen schließlich 
nach der Nr. 1 von § 60a Abs. 6 AufenthG 
auch vor, wenn die betreffende Person 

134 § 39 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG.
135 § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, zu den anderen Ver-

sagungsgründen vgl. § 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
AufenthG.

136 Zu den Ausnahmen siehe § 1 Abs. 2 S. 1 BeschV.
137 § 1 Abs. 2 S. 1 BeschV; zu weiteren Einzelheiten 

siehe auch BMI, Weitere Hinweise zum Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz, zum Duldungsge-
setz und zur Covid 19-Pandemie vom 5.6.2020, 
S. 1 ff., abrufbar unter https://bit.ly/3wCC7C8.

138 § 26 Abs. 2 S. 4 BeschV. 
139 Zweite Verordnung zur Änderung der Beschäf-

tigungsverordnung und der Aufenthaltsverord-
nung vom 18. Dezember 2020, BGBl. I, Nr. 64, 
S. 3046. 

140 § 26 Abs. 2 S. 3 BeschV.

https://www.mi.niedersachsen.de/download/155926/2020-06-08_Rd-Erl._MI_BMI_Hinweise_zum_Fachkraefteeinwanderungsgesetz_zum_Duldungsgesetz_und_zur_Corona-Pandemie.pdf
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eingereist ist, um Leistungen nach dem 
AsylbLG zu erhalten, wobei die Einreise 
jedoch vorrangig wegen des Bezugs von 
Sozialleistungen erfolgt sein muss (Leis-
tungsbezug als prägendes Motiv).141 Die-
ser Versagungsgrund spielt aber in der 
Praxis, soweit ersichtlich, keine Rolle, da 
dies von der Ausländerbehörde nachge-
wiesen werden müsste.

3.1.2 Beschäftigung bei 
Voraufenthalt bis vier Jahren

Besteht kein temporäres oder unbefriste-
tes Arbeitsverbot, können Personen mit 
einer Duldung unter bestimmten Voraus-
setzungen eine Beschäftigungserlaubnis 
für eine konkrete Beschäftigung erhal-
ten. Sie haben damit einen sogenannten 
eingeschränkten Arbeitsmarktzugang. In 
ihrer Duldung soll die Nebenbestimmung 
»Beschäftigung nur mit Genehmi-
gung der Ausländerbehörde gestattet« 
vermerkt werden.142 Wie Asylsuchende 
müssen Personen mit Duldung für ein 
konkretes Arbeitsangebot eine Beschäf-
tigungserlaubnis beantragen; das Verfah-
ren, die Erteilungsvoraussetzungen und 
die Ausnahmen vom Zustimmungser-
fordernis sind identisch (vgl. I 1.1.2). Wie 
bei Asylsuchenden erteilt die Ausländer-
behörde für die in § 32 Abs. 2 BeschV ge-
nannten Beschäftigungsarten (wie etwa 
bestimmte Berufsausbildungen oder 
Praktika) eine Beschäftigungserlaubnis 
ohne Zustimmung der BA. 

141 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
9.11.2005 – 17 B 1485/05 – asyl.net: M7604.

142 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 4.3.1.1. 

Bei Personen mit einer Duldung ent-
scheidet die Ausländerbehörde grund-
sätzlich nach Ermessen, ob sie eine Be-
schäftigungserlaubnis erteilt (§ 4a Abs. 4 
AufenthG). Nur wenn eine Beschäfti-
gungserlaubnis im Zusammenhang mit 
einer Ausbildungsduldung (vgl. III 1.) 
beantragt wird, besteht ein Anspruch auf 
die Erteilung einer Beschäftigungserlaub-
nis (§ 60c Abs. 1 S. 3 AufenthG). 

Damit stellt sich auch hier die Frage, 
welche Gesichtspunkte zur Versagung der 
Beschäftigungserlaubnis im Rahmen der 
Ermessensentscheidung herangezogen 
werden dürfen:

a. »Migrationspolitische Erwägungen«

Dabei geht es darum, ob die Intention, 
eine »Verfestigung des Aufenthalts zu 
verhindern« bzw. die »Erfüllung der Aus-
reisepflicht nicht durch eine Arbeitsauf-
nahme zu erschweren« zulässige Gründe 
darstellen.

Bei Personen mit Duldung gilt dieser 
Aspekt als berücksichtigungsfähig,143 ins-
besondere in den Fällen, in denen eine 
freiwillige Ausreise möglich und zumut-
bar erscheint oder eine Abschiebung in 
absehbarer Zeit möglich ist.144 Wenn eine 
Erwerbstätigkeit aber nicht der Grund 
einer Aufenthaltsverfestigung sein kann, 
weil eine freiwillige Ausreise in absehba-

143 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
8.1.2021 – 12 S 3651/20 – asyl.net: M29245, 
m. w. N.; zu der Situation bei Asylsuchenden vgl. 
I. 1.1.2 c.

144 Hailbronner, Kommentar Ausländerrecht (Lose-
blattwerk), Ordner 4 Asylrecht, Arbeits-/Sozial-
recht), EU-Recht: C 1.1, Rn. 239 (Stand: Septem-
ber 2013). 
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rer Zeit nicht möglich und zumutbar ist, 
dürfte dieser Gesichtspunkt nicht berück-
sichtigt werden können.

b. Fehlende Mitwirkung bzw. 
falsche Angaben

Ein weiterer Ermessensgesichtspunkt in 
der Praxis ist, dass die Ausländerbehör-
de davon ausgeht, dass bei der Passbe-
schaffung nicht ausreichend mitgewirkt 
wird oder falsche Angaben zur Identität 
oder Staatsangehörigkeit gemacht wer-
den. Die Heranziehung dieses Arguments 
für die Ermessensprüfung ist allerdings 
fragwürdig, weil die mögliche fehlende 
Mitwirkung bereits an anderer Stelle ge-
prüft wird, nämlich wenn es um das Ar-
beitsverbot nach §§ 60b Abs. 5 S. 2, 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG geht. Dabei 
geht es um Fälle, in denen kein Arbeits-
verbot nach diesen Vorschriften ausge-
sprochen wurde, zum Beispiel weil die 
fehlende Mitwirkung nicht der einzige 
Grund für das Unterbleiben der Abschie-
bung ist (vgl. I 4.1). In diesen Fällen wird 
dann allerdings derselbe Aspekt bei der 
Prüfung der Beschäftigungserlaubnis 
im Rahmen der Ermessensentscheidung 
für die Beschäftigungserlaubnis erneut 
hervorgeholt und zulasten der Betroffe-
nen gewertet. Dies wird jedoch von der 
Rechtsprechung auch überwiegend gebil-
ligt.145 Gegen eine Berücksichtigung die-

145 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 29.4.2015 
– 11 LA 274/14 – juris; OVG Nordrhein-West-
falen, Beschluss vom 18.1.2006, a. a. O. (Fn. 122); 
VG Karlsruhe, Beschluss vom 14.4.2005 – 10 K 
493/05 – asyl.net: M7029; Jochen Zühlcke, »Die 
Zulassung von geduldeten Ausländern zur Aus-
übung einer Beschäftigung nach dem neuen Zu-

ser Umstände ist aber einzuwenden, dass 
die Anwendung der §§ 60b, 60a Abs. 6 S. 1 
Nr. 2 AufenthG durchaus engen Anforde-
rungen unterliegt (vgl. I 4.1). Diese An-
forderungen werden ausgehebelt, wenn 
später im Rahmen der Ermessensent-
scheidung aus dem gleichen Grund, aber 
unter Missachtung der Anforderungen 
der §§ 60b, 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG, 
die Arbeitsaufnahme gleichsam »durch 
die Hintertür« untersagt wird.146 Wenn 
also die Ausschlussgründe der §§ 60b, 
60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG nicht grei-
fen, sollten sie auch nicht im Rahmen der 
Ermessensentscheidung nach § 4a Abs. 4 
AufenthG herangezogen werden können.

c. Ungeklärte Identität

Auch gegen die Heranziehung der nicht 
geklärten Identität als Aspekt bei der Er-
messensentscheidung spricht, dass der 
Gesetzgeber in § 60b AufenthG jetzt de-
tailliert geregelt hat, unter welchen Vor-
aussetzungen die mit einem Arbeitsver-
bot verbundene Duldung für Personen  

wanderungsrecht«, ZAR 10/2005, S. 317 ff. (320); 
vgl. auch VGH Baden-Württemberg, Beschluss 
vom 10.5.2005 – 11 S 1011/05 – asyl.net: M7437, 
wonach eine unterbliebene Mitwirkungshand-
lung im Rahmen des § 10 BeschVerfV (jetzt nach 
§ 4a Abs. 4 AufenthG) jedoch dann nicht berück-
sichtigt werden kann, wenn der Betreffende sie 
mangels Zumutbarkeit pflichtgemäßen Handelns 
nicht zu vertreten hat, da sonst Zumutbarkeitser-
wägungen unterlaufen würden. Nach VG Stutt-
gart, Urteil vom 19.10.2010 – 6 K 1479/10 – juris, 
kann die Nichterfüllung der Passpflicht in die 
Ermessensentscheidung einbezogen werden.

146 Klaus Peter Stiegeler, »Duldung und Erwerbstä-
tigkeit – Arbeitsverbot auf Umwegen?«, Asylma-
gazin 6/2005, S. 5 ff. (7).
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mit ungeklärter Identität erteilt wird. 
Auch hier würde die Berücksichtigung 
dieses Gesichtspunkts also im Ergebnis 
eine Umgehung der Regelungen des § 60b 
AufenthG bedeuten.

d. Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland

Die Anwendung dieses Aspekts dürfte 
sich auf wenige Ausnahmefälle beschrän-
ken. In einem solchen Fall hat der VGH 
Baden-Württemberg entschieden,147 dass 
einer wegen Kriegsverbrechen verurteil-
ten Person die Beschäftigungserlaubnis 
versagt werden kann. Das Interesse der 
Bundesrepublik wurde hier darin gese-
hen, dass außenpolitisch nicht das Signal 
gesendet werden sollte, Kriegsverbre-
chern eine Integrationsoption – und da-
mit letztlich auch einen Rückzugsort – zu 
bieten. Diese Erwägung wurde vom VGH 
ausdrücklich als zulässiger Ermessensge-
sichtspunkt akzeptiert. 

e. Erwägungen zugunsten 
von Personen mit Duldung

Gesichtspunkte, die im Rahmen der Er-
messensentscheidung für die Erteilung 
einer Beschäftigungserlaubnis sprechen, 
sind der Unterhalt der Familie und die 
Möglichkeit der Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach §§ 25a und 25b 
AufenthG,148 die eine Aufenthaltsgewäh-
rung für »gut integrierte« Personen mit 

147 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
8.1.2021, a. a. O. (Fn. 143), m. w. N.

148 Hailbronner, Kommentar Ausländerrecht (Lose-
blattwerk), Ordner 4 Asylrecht, Arbeits-/Sozial-

einer Duldung vorsehen. Aber auch an-
dere Aspekte, die bei Asylsuchenden für 
eine Erteilung der Beschäftigungserlaub-
nis sprechen (vgl. I 1.1.4), müssten hier 
herangezogen werden können, wie die 
Gefahr, durch unterbliebene Erwerbstä-
tigkeit erworbene Kenntnisse und Fähig-
keiten zu verlieren. Auch die Deckung 
von Arbeitskräftebedarfen und das Inter-
esse der öffentlichen Sozialkassen an der 
Einsparung von Ausgaben für Sozialleis-
tungen sollten berücksichtigt werden.

Das Niedersächsische Ministerium 
für Inneres und Sport hat die Ausländer-
behörden seines Bundeslandes in einer 
E-Mail vom 13.3.2017 darauf hingewie-
sen, »dass das bei der Entscheidung über 
den Arbeitsmarktzugang dieses Perso-
nenkreises eröffnete Ermessen in der Re-
gel zu Gunsten eines Beschäftigungszu-
gangs auszuüben ist.«149

3.1.3 Beschäftigung bei 
Voraufenthalt ab vier Jahren

Bereits seit dem Inkrafttreten der Beschäf-
tigungsverordnung am 1. Juli 2013 muss 
die BA bei Personen mit einer Duldung, 
die sich seit vier Jahren mit einer Auf-
enthaltsgestattung, Aufenthaltserlaubnis 
oder einer Duldung im Inland aufhalten, 
der Erteilung einer Beschäftigungserlaub-
nis für jede Art von Tätigkeit nicht mehr 
zustimmen (§ 32 Abs. 2 Nr. 5 BeschV).

In der Praxis wird die Aufenthaltsge-
stattung teilweise mit der Nebenbestim-

recht), EU-Recht: C 1.1, Rn. 239 (Stand: Septem-
ber 2013).

149 AZF 3, Meldung vom 23.10.2017, a. a. O. (Fn. 85).
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mung »Beschäftigung allgemein erlaubt« 
o. Ä. versehen. In diesen Fällen liegt dann 
eine Beschäftigungserlaubnis für jede Art 
von Beschäftigung vor. Ist diese Nebenbe-
stimmung nicht eingetragen, muss wei-
terhin für jedes konkrete Beschäftigungs-
angebot eine Beschäftigungserlaubnis 
beantragt werden. Die Ausländerbehörde 
entscheidet hierüber nach Ermessen (zu 
den Ermessenserwägungen vgl. I 3.1.2) 

3.2 Selbstständige Erwerbstätigkeit

Seit Inkrafttreten des Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes am 1. März 2020 stellt 
sich die Frage, ob Personen mit einer Dul-
dung die Ausübung einer selbstständigen 
Erwerbstätigkeit erlaubt werden kann. Da 
die Rechtslage dieselbe ist wie bei Asyl-
suchenden, kann auf die Ausführungen 
zu I 1.2 verwiesen werden.

3.3 Sonstige Rahmenbedingungen

Eine auch im Kontext der Arbeitsmarkt-
integration relevante Nebenbestimmung 
zur Duldung ist die Wohnsitzauflage.

Durch das Migrationspaket wurde 
für Menschen mit einer Duldung die 
maximale Wohnpflicht in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung auf jetzt 18 Mona-
te erheblich verlängert, wenn sie dort 
nicht mit ihren minderjährigen Kindern 
zusammenleben (§ 47 Abs. 1 S. 1 AsylG). 
Diese zeitliche Begrenzung gilt nicht, 
wenn Geduldete fortgesetzt bei der Be-
seitigung von Ausreisehindernissen nicht 
mitwirken. Als Verletzung der Mitwir-
kungspflichten nennt das Gesetz insbe-
sondere: 

 • Täuschung über die Identität oder 
Staatsangehörigkeit sowie fortgesetzte 
falsche Angaben hierzu (§ 47 Abs. 1 S. 3 
Nr. 3 AsylG).

 • Nicht-Erfüllung zumutbarer Anforde-
rungen an die Identifizierung, an die 
Vorlage eines Reisedokuments oder an 
der Passersatzbeschaffung (§ 47 Abs. 1 
S. 3 Nr. 4 AsylG). 

 • Nicht-Erfüllung weiterer Mitwirkungs-
pflichten, darunter die Pflicht zur Vor-
lage relevanter Dokumente sowie das 
Dulden erkennungsdienstlicher Maß-
nahmen. Verstöße gegen diese weiteren 
Mitwirkungspflichten sind »heilbar«. 
Sie dürfen also nur zulasten der Betrof-
fenen berücksichtigt werden, wenn die 
Pflichten unentschuldigt verletzt und 
nicht unverzüglich nachgeholt werden 
(§ 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 und 2 AsylG).150 

Außerdem besteht eine unbefristete 
Wohnpflicht, wenn der Asylantrag als 
»offensichtlich unbegründet« abgelehnt 
wurde, weil der Antragstellende aus ei-
nem sogenannten sicheren Herkunfts-
land151 kommt. Gleiches gilt bei der Ab-
lehnung des Asylantrags als »unzulässig«, 
wenn dies wegen der Zuständigkeit eines 
anderen Staates für das Asylverfahren, vor 
allem wegen der Dublin-III-Verordnung, 
erfolgt ist (§ 47 Abs. 1a AsylG).

150 Bei einigen Mitwirkungspflichten führt nur der 
wiederholte Verstoß zur Verpflichtung, zeitlich 
unbefristet in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
wohnen zu müssen, vgl. § 47 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 
AsylG. 

151 § 29a AufenthG, Anlage II zum AsylG. 
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Leben Minderjährige mit ihren Eltern 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung, endet 
die Wohnpflicht für die Familien im-
mer nach maximal sechs Monaten (§ 47 
Abs. 1 S. 1 und Abs. 1a S. 2 AsylG). 

Die Verpflichtung, in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung zu leben, kann in al-
len Fällen unter anderem aus Gründen 
der öffentlichen Gesundheitsvorsorge 
sowie aus anderen zwingenden Grün-
den, z. B. bei Personen, die dort Opfer 
sexueller Gewalt oder Belästigung wur-
den152 oder bei Menschen mit bestimm-
ten Behinderungen,153 beendet werden 
(§ 49 Abs. 4 AsylG). Leben Personen mit 
einer Duldung nicht (mehr) in einer Erst-
aufnahmeeinrichtung, wird eine Wohn-
sitzauflage angeordnet, wenn sie zur Si-
cherung des Lebensunterhalts auf Sozial-
leistungen angewiesen sind (§ 61 Abs. 1d 
S. 1 AufenthG). Grundsätzlich gilt der Le-
bensunterhalt bereits dann als nicht gesi-
chert, wenn ein Anspruch auf bestimmte 
Sozialleistungen besteht, nicht erst dann, 
wenn sie tatsächlich gewährt werden 
(§ 2 Abs. 2 AufenthG).154 Die Ausländer-
behörde kann die Wohnsitzauflage von 
Amts wegen oder auf Antrag ändern (§ 61 
Abs. 1d S. 1 AufenthG). Damit könnte ein 
Umzug, der der Arbeitsmarktintegra-
tion dient, auch dann ermöglicht werden, 
wenn der Lebensunterhalt noch nicht 
vollständig gesichert ist, etwa bei der Auf-
nahme einer Teilzeitbeschäftigung. 

152 Vgl. Art. 18 Abs. 4 EU-Aufnahmerichtlinie, wo-
nach die Mitgliedstaaten zu deren Verhinderung 
geeignete Maßnahmen treffen, siehe Bender/
Bethke in Hofmann, Nomos Kommentar Aus-
länderrecht, 2. Aufl. 2016, § 49 AsylG, Rn. 5.

153 Handicap International, Migrationspaket und 
Folgen, a. a. O. (Fn. 30), S. 5.

154 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 2.3.1.2.

Müssen Personen mit einer Duldung 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung woh-
nen bleiben, ist ihr Aufenthalt räumlich 
auf den Bezirk der Ausländerbehörde be-
schränkt (sogenannte Residenzpflicht), 
in dem die Erstaufnahmeeinrichtung liegt 
(§§ 59a Abs. 1 S. 2; 56 Abs. 1 AsylG). Das 
Bundesamt kann ihnen erlauben, die-
sen Bereich vorübergehend zu verlassen 
(sogenannte Verlassenserlaubnis), wenn 
zwingende Gründe dies erfordern (§ 57 
Abs. 1 AsylG). Zur Wahrnehmung von 
Terminen u. a. bei Bevollmächtigten und 
bei Organisationen der Flüchtlingshil-
fe soll die Erlaubnis unverzüglich erteilt 
werden (§ 57 Abs. 2 AsylG). 

Damit gibt es keine ausdrückliche 
Regelung für Ausnahmen bei der Auf-
nahme einer Beschäftigung, wenn der 
Arbeitsplatz außerhalb der Geltung der 
räumlichen Beschränkung liegt. Obwohl 
Personen mit einer Duldung nach § 60a 
AufenthG in Erstaufnahmeeinrichtungen 
nach sechs Monaten eine Beschäftigungs-
erlaubnis erteilt werden kann (§ 61 Abs. 1 
S. 2 Asyl, vgl. I 3.1.1), würde die Residenz-
pflicht also eine Beschäftigungsaufnahme 
in vielen Fällen unmöglich machen, wenn 
hier keine Ausnahme von der räumlichen 
Beschränkung erfolgen könnte. Daher 
sollte der zwingende Grund nach § 57 
Abs. 1 AsylG in Anlehnung an § 61 Abs. 1 
S. 2 AufenthG dahingehend ausgelegt 
werden, dass eine Verlassenserlaubnis 
zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt 
werden kann.

Eine räumliche Beschränkung darf 
sonst generell nur für die ersten drei Mo-
nate auferlegt werden; in dieser Zeit ist 
der Aufenthalt auf das Gebiet des Bundes-
landes beschränkt (§ 61 Abs. 1 AufenthG). 
Nach drei Monaten des ununterbroche-
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nen Voraufenthalts mit einer Aufenthalts-
gestattung, einer Duldung oder einem 
Aufenthaltstitel haben Personen mit ei-
ner Duldung im Regelfall das Recht, sich 
überall im Inland aufhalten, ohne zuvor 
eine Erlaubnis beantragen zu müssen 
(§ 61 Abs. 1b AufenthG). Eine räumliche 
Beschränkung auf das Bundesland kann 
dann nur noch in diesen Fällen angeord-
net werden (§ 61 Abs. 1c S. 1 AufenthG):

 • bei der Verurteilung wegen einer Straf-
tat (ausgenommen hiervon sind Strafta- 
ten, die nur von Ausländerinnen oder 
Ausländern begangen werden kön-
nen, etwa Unterlassen von Angaben 
zu ihrer Identität, vgl. § 95 Abs. 1 Nr. 5 
AufenthG),

 • beim Vorliegen von Tatsachen, die die 
Schlussfolgerung rechtfertigen, dass 
ein Verstoß gegen das Betäubungsmit-
telgesetz vorliegt sowie 

 • beim Bevorstehen konkreter aufent-
haltsbeendender Maßnahmen.

Neu ist, dass der Aufenthalt jetzt räum-
lich auf den Bezirk der Ausländerbehör-
de beschränkt werden soll, wenn die der 
Abschiebung entgegenstehenden Gründe 
durch vorsätzlich falsche Angaben oder 
durch eigene Täuschung über die Iden-
tität oder Staatsangehörigkeit selbst her

beigeführt wurden oder wenn zumutba-
re Anforderungen an die Mitwirkung bei 
der Beseitigung von Ausreisehindernis-
sen nicht erfüllt werden (§ 61 Abs. 1c S. 1 
AufenthG).

Sollte eine räumliche Beschränkung 
bestehen, kann die Ausländerbehörde 
hiervon – auf Antrag der betroffenen Per-
son – abweichen, wenn dies wegen der 
Aufnahme einer Arbeit, einer betriebli-
chen Aus- oder Weiterbildung oder eines 
Studiums erforderlich ist (§ 61 Abs. 1 S. 2 
AufenthG). 

Auch die Duldung kann mit der Aufla-
ge versehen werden, in einer bestimmten 
Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen.155 

Über die Geltungsdauer der Duldung 
entscheidet die Ausländerbehörde nach 
Ermessen. In der Praxis wird die Duldung 
häufig für einen Zeitraum von drei oder 
sechs Monaten erteilt. Macht ein Arbeit-
geber sein Arbeitsangebot von einer be-
stimmten Laufzeit der Duldung abhängig, 
könnte daher bei der Ausländerbehörde 
die Einräumung einer entsprechenden 
Geltungsdauer beantragt werden. Gege-
benenfalls kann auch versucht werden, 
den Arbeitgeber davon zu überzeugen, 
dass eine Abschiebung voraussichtlich 
auch nach dem Ablauf der Geltungsdauer 
unmöglich bleibt und die Duldung daher 
verlängert wird. 

155 Ebd., 61.1.2.
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4. Personen mit einer 
Duldung nach § 60b 

AufenthG

Durch das »Zweite Gesetz zur besseren 
Durchsetzung der Ausreisepflicht«156 
wurde im Rahmen des Migrationspa-
kets die sogenannte Duldung für Perso-
nen mit ungeklärter Identität nach § 60b 
AufenthG, die auch als »Duldung light« 
bezeichnet wird, geschaffen.157 Die Be-
troffenen erhalten dann eine Bescheini-
gung über die Duldung mit dem Zusatz 
»Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität« (§ 60b Abs. 1 S. 2 AufenthG). 
Diese Bezeichnung ist irreführend: Eine 
Duldung nach § 60b AufenthG wird nicht 
in allen Fällen erteilt, in denen die Iden-
tität ungeklärt ist, sondern »nur« dann, 
wenn im Zusammenhang damit eine 
Abschiebung aus selbst zu vertretenden 
Gründen nicht möglich ist.

Mit dieser Duldung sind ein vollstän-
diger Ausschluss vom Arbeitsmarkt und 
weitere erhebliche Nachteile verbunden 
(§ 60b Abs. 5 AufenthG). In der Praxis hat 
die Einführung der Duldung nach § 60b 
AufenthG vielfach dazu geführt, dass be-
stehende Arbeits- und Ausbildungsver-
hältnisse beendet werden mussten und 
die Geduldeten wieder auf Leistungen 
nach dem AsylbLG angewiesen sind. 

156 BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, S. 1294 ff. 
157 Vgl. hierzu auch Kirsten Eichler, »Das Sanktions-

regime der ›Duldung light‹«, Beilage zum Asyl-
magazin 8–9/2019, S. 64 ff. 

4.1 Erteilungsvoraussetzungen 

Eine Duldung für Personen mit ungeklär-
ter Identität nach § 60b AufenthG wird er-
teilt, wenn eine Person vollziehbar ausrei-
sepflichtig ist, etwa nach der endgültigen 
Ablehnung des Asylantrags, und sie aus 
selbst zu vertretenden Gründen nicht 
abgeschoben werden kann. Das Gesetz 
definiert diese Gründe wie folgt: 

 • eigene Täuschung über die Identität 
oder Staatsangehörigkeit oder eigene 
falsche Angaben oder 

 • keine Vornahme zumutbarer Hand-
lungen zur Erfüllung der besonderen 
Passbeschaffungspflicht.

Damit ist es unerheblich, ob eine freiwilli-
ge Ausreise möglich ist.158 

Die genannte besondere Passbe-
schaffungspflicht besteht in folgenden 
Konstellationen nicht (§ 60b Abs. 2 S. 2 
AufenthG):

 • wenn ein Abschiebungsverbot nach 
§ 60 Abs. 5 AufenthG vorliegt, weil eine 
Abschiebung gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention verstoßen 
würde und dennoch keine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wurde (§ 25 Abs. 3 
S. 2 und 3 AufenthG)

 • wenn ein Abschiebungsverbot nach 
§ 60 Abs. 7 AufenthG besteht (wegen 
erheblicher konkreter Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit) und keine Aufent-

158 Vgl. den unterschiedlichen Wortlaut gegenüber 
§ 25 Abs. 5 S. 3 AufenthG (»unverschuldet an 
der Ausreise gehindert«), siehe auch OVG Nie-
dersachsen, Beschluss vom 8.11.2005, a. a. O. 
(Fn. 123); VG Braunschweig, Beschluss vom 
6.4.2005, a. a. O. (Fn. 123).
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haltserlaubnis erteilt wurde (§ 25 Abs. 3 
S. 2 und 3 AufenthG); es sei denn, das 
Abschiebungsverbot beruht allein auf 
gesundheitlichen Gründen

 • ab Stellung eines Asylgesuchs bzw. ei-
nes Asylantrags bis zur rechtskräfti-
gen Ablehnung des Asylantrages. Das 
betrifft Personen, deren Asylantrag 
vom BAMF als offensichtlich unbe-
gründet oder als unzulässig abgelehnt 
wurde, deren Eilantrag erfolglos blieb 
oder nicht gestellt wurde und bei de-
nen das Verwaltungsgericht noch nicht 
im Hauptsacheverfahren über die von 
ihnen eingereichte Asylklage entschie-
den hat.159 

Der Gesetzgeber hat in § 60b Abs. 3 
AufenthG jetzt umfassend festgelegt, wel-
che Mitwirkungshandlungen »regelmä-
ßig zumutbar« sein sollen:

 • Angabe aller Tatsachen zur Feststellung 
der Person der Passbeantragenden 

 • Erbringung der entsprechenden Nach-
weise

 • Abnahme von Fingerabdrücken, Auf-
nahme von Fotos, Durchführung von 
Messungen (erkennungsdienstliche 
Maßnahmen)

 • Persönliche Vorsprache bei den Behör-
den des Herkunftsstaates

 • Teilnahme an Anhörungen
 • Abgabe von Erklärungen sowie Vor-

nahme von Handlungen, die der 
Rechts- und Verwaltungspraxis des 
Herkunftsstaates entsprechen, soweit 
dies nicht unzumutbar ist

159 Vgl. auch Huber/Mantel AufenthG/Eichler/Man-
tel, 3. Aufl. 2021, AufenthG § 60b, Rn. 7.

 • Abgabe der Erklärung, freiwillig aus-
zureisen

 • Abgabe der Erklärung, die Wehrpflicht 
zu erfüllen, sofern das nicht unzu-
mutbar ist, und anderen zumutbaren 
staatsbürgerlichen Pflichten nachzu-
kommen

 • Zahlung der allgemein festgelegten 
Gebühren, sofern es nicht unzumutbar 
ist.

Die in § 60b Abs. 3 S. 1 AufenthG genann-
ten Mitwirkungshandlungen sind nicht 
abschließend geregelt, es können also 
noch weitere Aktivitäten infrage kom-
men.160 Wenn wegen einer Änderung der 
Sach- und Rechtslage mit der Ausstellung 
des Passes oder Passersatzes mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit gerechnet 
werden kann und die Ausländerbehörde 
die Betroffenen zur erneuten Vornah-
me der Handlungen auffordert, sind sie 
verpflichtet, dem nachzukommen (§ 60b 
Abs. 3 S. 1 Nr. 6 AufenthG). Nicht er-
brachte Mitwirkungshandlungen können 
jederzeit nachgeholt werden; dann muss 
eine Duldung ohne den Zusatz »für Per-
sonen mit ungeklärter Identität« ausge-
stellt werden (§ 60b Abs. 4 AufenthG).

Die neue Regelung führt zu verschie-
denen Fragen vor allem in Bezug auf die 
Möglichkeit und Zumutbarkeit der einzel-
nen Mitwirkungshandlungen, das Erfor-
dernis der Kausalität, die Hinweisplicht 
der Ausländerbehörden und die Darle-
gungs- und Beweispflicht. Zur Klärung 
dieser Fragen, die sich in der Vergangen-
heit vor allem bei der Auslegung des ver-

160 VG Minden, Beschluss vom 13.1.2020 – 7 L 
1317/19 – Rn. 37–39 zu § 60b AufenthG. 

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60b.html
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gleichbar formulierten Arbeitsverbots in 
§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG, aber auch 
bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 5 AufenthG (unverschul-
detes Ausreisehindernis), beim Reiseaus-
weis für Ausländerinnen und Ausländer 
nach § 5 Abs. 2 AufenthV, bei Leistungs-
kürzung nach § 1a Abs. 3 AsylbLG sowie 
bei der räumlichen Beschränkung nach 
§ 61 Abs. 1c S. 2 AufenthG gestellt haben, 
kann auch auf die umfangreiche Recht-
sprechung zu diesen Regelungen zurück-
gegriffen werden. 

Das Bundesinnenministerium hat am 
14. April 2020 Anwendungshinweise zu 
§ 60b AufenthG herausgegeben.161 So-
weit die Bundesländer Bundesgesetze als 
eigene Angelegenheit ausführen, wie das 
beim Aufenthaltsgesetz der Fall ist, kann 
die Bundesregierung allgemeine Verwal-
tungsvorschriften nur mit Zustimmung 
des Bundesrats erlassen (Art. 83 und 84 
Abs. 2 GG). Da die Anwendungshinweise 
des BMI ohne Zustimmung des Bundes-
rats ergangen sind, werden sie nur ver-
bindlich, soweit einzelne Länder sie über-
nehmen und für verbindlich erklären.162 

Soweit ersichtlich, ist Nordrhein-West-
falen das einzige Bundesland, das dies 
mit spezifischen Ergänzungen getan 

161 Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat, Anwendungshinweise zu § 60b des Aufent-
haltsgesetzes vom 14. April 2020, Download des 
Textes als pdf unter https://bit.ly/3k5PI2a.

162 Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MKFFI NRW), »Anwendungshinweise zu § 60b 
des Aufenthaltsgesetzes« vom 4. August 2020, 
Dokument als pdf abrufbar unter https://bit.
ly/2Vi92yD. 

hat.163 Davon unabhängig hat Sachsen 
den Erlass »Zur Mitwirkungspflicht 
des Ausländers sowie zur Hinweis- und 
Anstoßpflicht der Ausländerbehörde« 
vom 15. Dezember 2020164 veröffentlicht; 
in Rheinland-Pfalz wurden am 10. Ok-
tober 2018 Hinweise zur »Mitwirkungs-
pflichten bei der Identitätsklärung und 
Passerlangung« gegeben.165 Im Folgenden 
wird vor allem die Rechtsprechung zu den 
bei der Auslegung des § 60b AufenthG 
zen tra len Aspekten näher dargestellt.166 

Möglichkeit und Zumutbarkeit der 
einzelnen Mitwirkungshandlungen

Ist die geforderte Mitwirkungshandlung 
objektiv unmöglich oder verspricht sie 
von vornherein keinen Erfolg, so kann 
ihre Durchführung nicht verlangt werden 

163 MKFFI NRW, Anlage zum Erlass vom 4. August 
2020, Dokument als pdf abrufbar unter https://
bit.ly/3k3zXJ5; eine Übersicht über Erlasse zu 
verschiedenen Themen bietet das IvAF-Projekt 
»BLEIBdran. Berufliche Perspektiven für Flücht-
linge in Thüringen«, in der Tabelle »Erlasslage 
Ausländerrecht«, abrufbar bei ibs-thueringen.de 
unter Projekte/IvAF Netzwerk BLEIBdran/Info-
material.

164 Freistaat Sachen, Staatsministerium des Inneren, 
Erlass vom 15. Dezember 2020, Dokument als 
pdf abrufbar unter: https://bit.ly/3AYRZ5g. 

165 Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integ-
ration und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz, 
Schreiben vom 10. Dezember 2018, Dokument 
als pdf abrufbar unter: https://bit.ly/2UFdxmt.

166 Entscheidungen auch zu einzelnen Herkunfts-
ländern sind der Übersicht »Entscheidungen zu 
Mitwirkungspflichten« des IvAF-Projekts Netz-
werk Integration, Netwin3 zu entnehmen, abruf-
bar bei esf-netwin.de unter Rechtliche In for ma-
tio nen.

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthv/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__1a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__61.html
http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/b1313a0963c7c363c125856e003d618a/$FILE/BMI-Anwendungshinweise-_60b_AufenthG_20200414.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/F-MKFFI-NRW-Erlass-%C2%A7-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/F-MKFFI-NRW-Erlass-%C2%A7-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/B-Anwendungshinweise-MKFFI-NRW-zu-%C2%A7-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/10/B-Anwendungshinweise-MKFFI-NRW-zu-%C2%A7-60b-AufenthG_4.8.2020.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2021/Erlasslage-Auslaenderrecht.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2021/01/C-Mitwirkung-Sachsen.pdf
https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/07/RLP-Mitwirkungspflichten_Identit%C3%A4tskl%C3%A4rung_und_Passerlangung.pdf
https://www.esf-netwin.de/wp-content/uploads/2021/06/Entscheidungen-zu-Mitwirkungspflichten_Stand_28.06.2021.pdf
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und eine Verweigerung ihrer Erfüllung 
keine rechtlichen Folgen haben.167

Es ist nur in Ausnahmefällen unzu-
mutbar, sich zunächst um die Ausstellung 
eines Nationalpasses zu bemühen, wobei 
die einen Ausnahmefall begründenden 
Umstände dargelegt und nachgewiesen 
werden müssen. Eine Unzumutbarkeit 
liegt etwa vor, wenn 

 • die Betroffenen durch Nachfragen in 
ihrem Herkunftsland Familienangehö-
rige in akute Lebensgefahr bringen,

 • mit weiteren Ermittlungen so erhebli-
che Kosten verbunden wären, dass sie 
von ihnen nicht aufgebracht werden 
können oder 

 • sie gesundheitlich beispielsweise nicht 
in der Lage sind, erforderliche Hand-
lungen durchzuführen.168

Entscheidend für die Zumutbarkeit der 
Passbeschaffungshandlungen sind nach 
§ 60b Abs. 2 S. 1 AufenthG alle Umstände 
des Einzelfalles.169

Lange umstritten war die Frage, ob 
es zumutbar ist, gegenüber den Behör-
den des Herkunftslandes eine Erklärung 

167 VGH Bayern, Beschluss vom 28.4.2011 – 19 
ZB 11.875 – zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG; 
vgl. auch OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss 
vom 5.8.2014 – OVG 7 M 19.14 –, wonach von 
vornherein erkennbar aussichtslose Handlun-
gen unzumutbar sind; so auch VG Minden, Be-
schluss vom 13.1.2020, a. a. O. (Fn. 160), zu § 60b 
AufenthG.

168 OVG Niedersachsen, Urteil vom 25.3.2014 – 2 LB 
337/12 – zu § 5 Abs. 2 Nr. 2 AufenthV im Kontext 
Reiseausweises für Ausländer.

169 VG Minden, Beschluss vom 13.1.2020, a. a. O. 
(Fn. 160), Rn. 37–39 zu § 60b AufenthG; so 
auch OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
5.8.2014, a. a. O. (Fn. 167), Rn. 5 zu § 60a Abs. 6 
S. 1 Nr. 2 AufenthG. 

abzugeben, dass die Ausreise freiwillig 
erfolgt – unabhängig davon, ob dies der 
Wahrheit entspricht oder nicht. Einige 
Staaten, darunter vor allem der Iran, stel-
len Pässe oder Passersatzpapiere nur aus, 
wenn eine solche Freiwilligkeitserklä-
rung abgegeben wird. Der Gesetzgeber 
hat jetzt in § 60b Abs. 3 Nr. 3 AufenthG 
normiert, dass es regelmäßig zumutbar 
ist, eine derartige Erklärung gegenüber 
den Behörden des Herkunftsstaates ab-
zugeben.170 Dies ist nach Auffassung des 
Landessozialgerichts Niedersachsen-Bre-
men171 zumindest im Bereich des Leis-
tungsrechts des AsylbLG allerdings wohl 
nicht zu berücksichtigen. Das Gericht ist 
der Auffassung, dass die Forderung einer 
Freiwilligkeitserklärung nicht mit dem 
deutschen Recht im Einklang steht, weil 
sie von dem Antragstellenden, der nicht 
ausreisen will, ein Verhalten verlangt, 
dass seine Intimsphäre als unantastbaren 
Kernbereich des Persönlichkeitsrechts 
des Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG 
berührt. Auch das AG Dillingen hält es in 
einem Urteil zum Iran172 für nicht zumut-
bar, falsche Angaben zur Freiwilligkeit 
der Rückkehr zu machen. Vor dem Hin-
tergrund, dass die Rechtsprechung somit 
erhebliche Zweifel an der Verfassungs-
mäßigkeit der Regelung des § 60b Abs. 3 
Nr. 3 AufenthG geäußert hat, ist diese 
Norm einschränkend auszulegen. Entge-
gen der gesetzlichen Vermutung, wonach 

170 So auch BVerwG, Urteil vom 10.11.2009 – 1 
C 19/08 – Rn. 14 zu § 25 Abs. 5 AufenthG und 
§ 104a AufenthG. 

171 LSG Niedersachsen-Bremen, Beschuss vom 
16.1.2020 – L 8 AY 22 /19 B ER – zu § 1a Abs. 3 
AsylbLG m. w. N.

172 AG Dillingen, Urteil vom 16.1.2020 – 302 CS 
304 JS 125176/19 – zu § 95 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG 
m. w. N.

https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/685904.html
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/716509.html
https://openjur.de/u/716509.html
https://www.bverwg.de/101109U1C19.08.0
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die Freiwilligkeitserklärung regelmäßig 
zumutbar ist, sollte die Zumutbarkeit im 
Einzelfall geprüft werden, um eine verfas-
sungskonforme Anwendung sicherzustel-
len. 

Weiterhin verlangt speziell der eritrei-
sche Staat von seinen Staatsangehörigen 
als Voraussetzung für die Ausstellung von 
Dokumenten die Unterzeichnung einer 
»Reueerklärung«. Darin sollen eritrei-
sche Staatsangehörige erklären, dass sie 
sich durch das unerlaubte Verlassen des 
Landes strafbar gemacht haben und bei 
Rückkehr eine noch festzulegende Stra-
fe akzeptieren werden. Zur Frage, ob die 
Abgabe dieser Reueerklärung zumutbar 
ist, hat die Rechtsprechung noch keine 
einheitliche Linie entwickelt. Das OVG 
Niedersachsen hat es am 18.3.2021 als 
grundsätzlich zumutbar bezeichnet, dass 
im Rahmen der Passbeschaffung die 
Reueerklärung unterzeichnet und auch 
die sogenannte Diaspora-Steuer bezahlt 
werden muss, die der eritreische Staat ver-
langt.173 Andere Gerichte sind demgegen-
über zu dem Ergebnis gekommen, dass 
die geforderte Reueerklärung gegen das 
Allgemeine Persönlichkeitsrecht gemäß 
Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG ver-
stoßen kann, wenn sie entgegen fester in-
nerer Überzeugungen abgegeben werden 
müsste.174 Daneben wurde die Reueerklä-
rung als unzumutbar bewertet, weil für 

173 OVG Niedersachsen, Urteil vom 18.3.2021 – 8 LB 
97/20 – asyl.net: M29586. 

174 VG Hannover, Urteil vom 20.5.2020 – 12 A 
2452/19 – zu § 5 Abs. 2 AufenthV (Ausstellung 
eines Reiseausweises für Ausländer für einen 
subsidiär Schutzberechtigten aus Eritrea); vgl. 
auch VG Wiesbaden, Urteil vom 8.6.2020 – 4 K 
2002/19.WI – zu § 5 Abs. 2 AufenthV (Ausstel-
lung eines Reiseausweises für Ausländer für ei-
nen subsidiär Schutzberechtigten aus Eritrea). 

die Betroffenen nicht absehbar ist, welche 
Bestrafung sie bei der Rückkehr nach Eri-
trea erwartet und sie deshalb auch nicht 
abschätzen können, ob die drohende Be-
strafung hinnehmbar ist.175 

Von einer Unzumutbarkeit der Vor-
sprache bei der Auslandsvertretung ist 
auszugehen, wenn belastbare Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass den Antrag-
stellenden im Rahmen der Beantragung 
eines Passes Gefahren drohen.176 Gegen-
über dem Sozialamt kann nach § 6 Abs. 1 
AsylbLG ein Anspruch auf die Über-
nahme der Fahrtkosten zur Botschaft 
bestehen, auch bei gekürzten Leistungen 
nach § 1a AsylbLG.177 Zur Aufnahme 
von Passfotos mit Kopfbedeckung hat 
der VGH Bayern entschieden,178 dass die 
verfassungsrechtlich geschützte Glau-
bensfreiheit dadurch nicht berührt sei, 
weil das Tragen eines Kopftuchs weder in 
Deutschland noch im Iran ausschließlich 
religiöse Bedeutung habe. Ein Verstoß ge-
gen die Menschenwürde, das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht und den Gleichheits-
satz liege nicht vor, weil die Verpflichtung, 
für den kurzen Moment der Anfertigung 
eines Passfotos das Kopftuch anzulegen, 
keine Bekleidungsvorschrift für das Le-
ben in Deutschland sei. Die Einschaltung 
von Familienmitgliedern, sonstigen Mit-

175 VG Wiesbaden, Urteil vom 8.6.2020, a. a. O. 
(Fn. 174). 

176 VG Hannover, Urteil vom 20.5.2020, a. a. O. 
(Fn. 174).

177 SG Dresden, Beschluss vom 25.11.2020 – S 3 AY 
79/20 ER – zu §§ 6 Abs. 1, 1a AsylbLG, wonach 
auch die Gebühren für die Passausstellung da-
nach übernommen werden können. 

178 VGH Bayern, Beschluss vom 23.3.2000 – 24 
CS 00.12 – asyl.net: 15170, zu § 70 Abs. 4 S. 1 
und 2 AuslG (Mitwirkungspflichten bei der Pass-
beschaffung).

https://www.asyl.net/rsdb/m28566/
https://www.asyl.net/rsdb/ba20414e7f5c5af9aee7bb2a5eabe30d/
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Das Integrationsministerium des Lan-
des Nordrhein-Westfalen hat demgegen-
über182 festgestellt, dass sich aus der For-
mulierung »wenn die Abschiebung aus 
von ihm selbst zu vertretenden Gründen 
nicht vollzogen werden kann« ergibt, dass 
§ 60b Abs. 1 AufenthG nur anwendbar 
ist, wenn ausschließlich die Täuschung, 
die falschen Angaben bzw. das Mitwir-
kungsversäumnis der vollziehbar Aus-
reisepflichtigen kausal für das Abschie-
bungshindernis ist. Wenn die Abschie-
bung schon aus anderen Gründen – z. B. 
wegen dauerhafter Reiseunfähigkeit aus 
Krankheitsgründen, tatsächlich fehlender 
Flugverbindungen oder aktuell gelten-
der Rückführungserlasse für bestimmte 
Länder wie etwa Irak oder Afghanis-
tan – nicht durchgeführt werden kann, 
ist § 60b AufenthG nicht anwendbar. Erst 
nach dem Wegfall des anderen Duldungs-
grundes kann demnach bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 60b AufenthG die 
»Duldung light« erteilt werden. Auch 
nach den Berliner Verwaltungsvorschrif-
ten183 darf keine Duldung nach § 60b 
AufenthG erteilt werden, wenn ein weite-
rer Duldungsgrund vorliegt, den die Be-
troffenen nicht zu vertreten haben – wie 
eine Erkrankung oder familiäre Bezie-
hungen –, da es dann an der erforderli-
chen Ursächlichkeit fehlt. Das Nieder-
sächsische Ministerium für Inneres und 
Sport weist ebenfalls in einem Schreiben 
vom 5. Mai 2021 an die Ausländerbehör-
den in Niedersachsen darauf hin, dass 
Voraussetzung für ein Verbot der Er-
werbstätigkeit nach §§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 

182 MKFFI NRW, Anlage zum Erlass vom 4.8.2020 
(a. a. O., Fn. 163), Nr. 1.9. 

183 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin, 
Stand: 21.4.2021, S. 451.

telspersonen sowie von Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälten im Herkunfts-
land wird für grundsätzlich zumutbar ge-
halten.179 Bei nicht ausreichenden finan-
ziellen Mittel zur Kontaktaufnahme mit 
diesen Personen bestehe die Verpflich-
tung, eine entsprechende sozialrechtliche 
Finanzierung zu organisieren.180

Kausalität

Wie bereits beim Arbeitsverbot nach § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG stellt sich auch 
bei der Duldung nach § 60b AufenthG die 
Frage, ob die unterbliebene Mitwirkung 
oder die falschen Angaben bzw. die Täu-
schung über die Identität oder Staatsan-
gehörigkeit zum Zeitpunkt der Entschei-
dung die einzige Ursache für die Unmög-
lichkeit der Abschiebung sein müssen.

Nach den Anwendungshinweisen des 
BMI181 genügt für die Ausstellung der 
Duldung »für Personen mit ungeklärter 
Identität« grundsätzlich, dass ein dafür 
ausreichender Grund gegeben ist. Auf an-
dere Duldungsgründe kommt es dann 
grundsätzlich nicht mehr an. Damit geht 
das BMI davon aus, dass eine Duldung 
nach § 60b AufenthG bereits dann zu er-
teilen ist, wenn die unterbliebene Mitwir-
kung etc. einer von mehreren Gründen 
für das Unterbleiben einer Abschiebung 
ist.

179 VGH Bayern, Beschluss vom 7.11.2000 – 3 Zbr 
335/00 – zu § 57 Abs. 3 S. 2 AuslG im Kontext von 
Abschiebungshaft; a. A. Möller in Hofmann, No-
mos Kommentar Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, 
§ 48 AufenthG, Rn. 31.

180 VG Minden, Beschluss vom 13.1.2020, a. a. O. 
(Fn. 160), Rn. 52. 

181 Anwendungshinweise des BMI zu § 60b 
AufenthG, a. a. O. (Fn. 161), Nr. 1.9.

https://www.judicialis.de/Bayerisches-Oberstes-Landesgericht_3Z-BR-335-00_Beschluss_07.11.2000.html
https://openjur.de/u/2194251.html


54 I. Der ausländerrechtliche Rahmen des Arbeitsmarktzugangs

und 60b AufenthG ist, dass das Verhalten 
der Geduldeten alleinige Ursache dafür 
ist, dass aufenthaltsbeendende Maßnah-
men nicht vollzogen werden können. 
Kommt daher eine Abschiebung schon 
aus anderen Gründen nicht in Betracht, 
finden die genannten Vorschriften keine 
Anwendung.184

Der nordrhein-westfälische Erlass nimmt 
auf die zu dieser Frage ergangene Recht-
sprechung Bezug,185 die – soweit ersicht-
lich – die dort vertretene Auffassung über-
wiegend teilt, dass das Verhalten der Be-
troffenen die alleinige Ursache für das Un-
terbleiben der Abschiebung sein muss.186 

184 Siehe Niedersächsisches Ministerium für In-
neres und Sport: Schreiben betreffs »Aufent-
haltsrecht; Verbot der Erwerbstätigkeit für 
geduldete Personen«, 5.5.2021, abrufbar bei 
www.mi.niedersachsen.de unter Themen/Aus-
länderangelegenheiten/Zahlen, Daten, Fakten/
Niedersächsiche Erlasse.

185 VGH Bayern, Beschluss vom 9.7.2019 – 10 
C 18.1082 – Rn. 8 zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG; so auch OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 22.11.2016 – OVG 12 S 61.16 –.

186 So auch VG Cottbus, Beschluss vom 28.5.2020 – 
9 L 134/20 – zu § 60b AufenthG; VG Minden, Be-
schluss vom 13.1.2020, a. a. O. (Fn. 160), Rn. 54 zu 
§ 60b AufenthG; OVG Berlin-Brandenburg, Be-
schluss vom 7.11.2019 – OVG 3 S 111.19 – Rn. 7 
zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG; VG Schles-
wig-Holstein, Beschluss vom 16.9.2019 – 11 B 
137/19 – zu § 60a Abs. 6 S. 2 AufenthG; VG Karls-
ruhe, Beschluss vom 29.9.2016, a. a. O. (Fn. 43), 
Rn. 11; VG Würzburg, Urteil vom 8.12.2014 – W 
7 K 14.26 –Rn. 54 f.; VGH Bayern, Beschluss vom 
28.4.2011, a. a. O. (Fn. 167), Rn. 8 f. zu § 11 Besch-
VerfV (Vorgängernorm von § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG); OVG Niedersachsen, Beschluss vom 
12.8.2010, a. a. O. (Fn. 122); VG Aachen, Be-
schluss vom 26.11.2009 – 9 L 443/09 – asyl.net: 
M16461; OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss 
vom 18.1.2006, a. a. O. (Fn. 122); VGH Ba-
den-Württemberg, Beschluss vom 12.10.2005 – 
11 S 1011/05 – asyl.net: M7437; BeckOK AuslR/
Kluth/Breidenbach, 29. Ed. 1.1.2021, AufenthG 
§ 60a, Rn. 56; a. A. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil 

Wenn die Ausländerbehörde selbst die 
Möglichkeit hatte, Passersatzpapiere zu 
beschaffen, weil die Identität geklärt ist, 
ist die fehlende Mitwirkung ebenfalls 
nicht die einzige Ursache.187 Gründe, die 
den Vollzug der Abschiebung ausschließ-
lich in der Vergangenheit verzögert oder 
behindert haben, sind unbeachtlich.188 

Hinweispflicht

Die Ausländerbehörde muss auf die 
Mitwirkungspflichten hinweisen (§ 60b 
Abs. 3 S. 2 AufenthG). Nach den Berliner 
Verwaltungsvorschriften189 soll nach der 
erstmaligen Belehrung eine Duldung 
nach § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG regelmä-
ßig für die Dauer von zunächst sechs Mo-
naten ausgestellt werden, innerhalb derer 
die Betroffenen ihren Pflichten nachkom-
men und dies glaubhaft machen können. 
Auch nach der Rechtsprechung190 zum 
Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG muss zunächst eine angemes-
sene Zeitspanne eingeräumt werden, 
um sich um die Beschaffung von Identi-
tätsdokumenten zu bemühen, bevor an-

vom 20.11.2019 – 7 A 11161/19 – Rn. 30 zu § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG.

187 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
22.11.2016, a. a. O. (Fn. 185), Rn. 4.

188 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
9.7.2020 – OVG 3 M 129/20 – zu § 60c AufenthG 
und § 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG a. F.; VGH Bay-
ern, Beschluss vom 22.1.2018 – 19 CE 18.51 – 
Rn. 26 zu § 60a Abs. 2 S. 4 ff. und Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG; BeckOK AuslR/Kluth/Breidenbach, 
29. Ed. 1.1.2021, AufenthG § 60a, Rn. 54.

189 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin, 
Stand: 21.4.2021, S. 454.

190 VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.9.2016, 
a. a. O. (Fn. 43), Rn. 15 zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG.

https://www.mi.niedersachsen.de/download/168567/20210505_Verbot_der_Erwerbstaetigkeit_fuer_geduldete_Personen_60a_und_60b_AufenthG_.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2019-N-15914?hl=true
https://openjur.de/u/2257664.html
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/2194251.html
https://openjur.de/u/2257302.html
https://www.asyl.net/rsdb/m27722/
https://www.asyl.net/rsdb/m27722/
https://openjur.de/u/490597.html
https://openjur.de/u/490597.html
https://openjur.de/u/2222261.html
https://openjur.de/u/2222261.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2018-N-3047?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2018-N-3047?hl=true
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21634
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genommen werden kann, dass eine Ab-
schiebung aus Gründen, die die Betrof-
fenen zu vertreten haben, nicht vollzogen 
werden kann. 

Es stellt sich allerdings die Frage, wie 
konkret die behördlichen Hinweise sein 
müssen. Nach den Anwendungshinwei-
sen des BMI191 ist es zumutbar, sich beim 
eigenen Herkunftsstaat selbst zu erkun-
digen, welche Voraussetzungen die dor-
tigen Behörden an die Ausstellung eines 
ausreichenden Dokuments im Ausland 
stellen. Ein in allgemeiner Form gege-
bener Hinweis, dass der Ausländer sich 
selbst in zumutbarer Weise bei seinem 
Herkunftsstaat um einen Pass oder Pas-
sersatz zu bemühen hat, reiche daher aus. 
Nur im Sinne einer Beschleunigung des 
Verfahrens könne es zusätzlich sinnvoll 
sein, konkrete Hinweise zu geben. 

Demgegenüber ist nach den Verwal-
tungsvorschriften in Nordrhein-West-
falen192 im Rahmen einer Anhörung 
konkret darzulegen, welche zumutbare 
Handlung zur Erfüllung der besonderen 
Passbeschaffungspflicht nach dem aktuel-
len Stand unterlassen wurde. Für die Be-
troffenen muss erkennbar sein, von wel-
chen ganz konkreten Handlungspflichten 
die Ausländerbehörde ausgeht. 

Die Verwaltungsvorschriften des Lan-
des Berlin enthalten hierzu keine abwei-
chenden Vorgaben. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung 
zum Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 
Nr. 2 AufenthG,193 bei dem die Hinweis-

191 Anwendungshinweise des BMI zu § 60b 
AufenthG, a. a. O. (Fn. 161), Nr. 11.4.

192 MKFFI NRW, Anlage zum Erlass vom 4.8.2020 
(a. a. O., Fn. 163), Nr. 11.13.

193 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
7.11.2019, a. a. O. (Fn. 186), Rn. 7 zu § 60a Abs. 2 

pflicht nicht gesetzlich verankert war, 
muss die Ausländerbehörde konkret be-
zeichnen, was genau in welchem Um-
fang von den Betroffenen erwartet wird, 
um aus der mangelnden Mitwirkung ne-
gative aufenthaltsrechtliche Folgen zie-
hen zu können. Dies gilt jedenfalls dann, 
wenn sich ein bestimmtes Verhalten den 
Betroffenen nicht bereits aufdrängen 
musste. Die Behörde ist danach regelmä-
ßig angesichts ihrer organisatorischen 
Überlegenheit und Sachnähe besser in 
der Lage, die bestehenden Möglichkei-
ten zu erkennen und die erforderlichen 
Schritte in die Wege zu leiten. 

Gemäß der Rechtsprechung zu § 25 
Abs. 5 AufenthG194, wonach bei einer Un-
möglichkeit der freiwilligen Ausreise eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden kann, 
haben vollziehbar ausreisepflichtige Aus-
länderinnen und Ausländer eine Mitwir-
kungs- und Initiativpflicht. Diese gilt als 
erfüllt, wenn sie sämtlichen Anforderun-
gen nachgekommen sind und einerseits 
keine naheliegenden Möglichkeiten mehr 
bestehen, Ausreisehindernisse zu beseiti-
gen, sowie andererseits eine Aufforderung 
zu weiteren Mitwirkungshandlungen der 
Behörde unterblieben ist. Die Ausländer-
behörde hat eine Hinweis- und Anstoß-
pflicht. Sie kann daher die Nichterfüllung 

S. 4 ff. AufenthG; VGH Bayern, Beschluss vom 
9.5.2018 – 19 CE 18.51 – Rn. 25 zu § 60a Abs. 2 
S. 4 ff. und Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG; nach 
Auffassung des VG Karlsruhe, Beschluss vom 
29.9.2016, a. a. O. (Fn. 43) – Rn. 15 hat die Aus-
länderbehörde, wenn nach ihrem Kenntnisstand 
noch andere Wege der Passbeschaffung gibt, den 
Betroffenen aufzufordern, entsprechende Initi-
ativen zu entfalten, vgl. auch LSG Niedersach-
sen-Bremen, Beschluss vom 9.4.2020 – L 8 AY 
4/20 BER – zu § 1a Abs. 3 AsylbLG. 

194 VGH Bayern, Urteil vom 23.3.2006 – 24 B 
05.2889 –. 

https://openjur.de/u/2257302.html
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bestimmter Handlungen im Grundsatz 
damit nur vorwerfen, wenn sie hierauf 
hingewiesen hat.

Das VG Cottbus195 hat entschieden, 
dass auch eine Duldung nach § 60b 
AufenthG erst nach einem hinreichend 
konkreten Hinweis wegen Verletzung 
der Mitwirkungspflichten erteilt wer-
den kann, weil der Gesetzgeber in § 60b 
AufenthG eine Hinweispflicht geregelt hat 
und eine Duldung nach § 60b AufenthG 
nur dann zu erteilen ist, wenn die Grün-
de, aus denen die Abschiebung nicht voll-
zogen werden kann, von den Betroffenen 
zu vertreten sind. Um eine mangelnde 
Mitwirkung mit den anderen Fallgrup-
pen des § 60b Abs. 1 S. 1 AufenthG, den 
aktiven, vorsätzlichen und stets zu vertre-
tenen Täuschungshandlungen gleichset-
zen zu können, ist es jedenfalls geboten, 
dass über die verlangten Handlungen bei 
der Passbeschaffung hinreichend belehrt 
wird. 

Wenn die Ausländerbehörde auf Nach-
frage keine erfolgversprechende und zu-
mutbare Mitwirkungshandlung benen-
nen kann, dürfte also die Erteilung einer 
Duldung nach § 60b AufenthG nicht in 
Betracht kommen. Wenn die Betroffe-
nen nicht wissen und es sich ihnen auch 
nicht aufdrängen muss, welche konkreten 
Handlungen sie nur Erfüllung ihrer Mit-
wirkungspflicht vornehmen sollen, haben 
sie das Unterbleiben der Abschiebung 
nicht zu vertreten. 

195 VG Cottbus, Beschluss vom 28.5.2020, a. a. O. 
(Fn. 186), zu § 60b AufenthG.

Glaubhaftmachung, 
Darlegungs­ und Beweislast

Die Mitwirkungshandlungen gelten als 
erfüllt, wenn die Vornahme der Hand-
lungen glaubhaft gemacht wurde (§ 60b 
Abs. 3 S. 3 AufenthG). Hält die Ausländer-
behörde die Darlegungen und Nachweise 
zur Erfüllung der Mitwirkungspflicht für 
nicht ausreichend, kann sie mit Frist-
setzung dazu auffordern, die Vornahme 
dieser Handlungen durch Erklärung an 
Eides statt glaubhaft zu machen. Die Fol-
ge ist, dass sich die Betreffenden bei einer 
unrichtigen Aussage wegen falscher Ver-
sicherung an Eides statt strafbar machen 
können (§ 60b Abs. 3 S. 4 und 5, § 156 
StGB). 

Nach einer Entscheidung des VG Lü-
neburg196 haben zunächst die Betroffenen 
darzulegen, dass sie ihren Mitwirkungs-
pflichten in ausreichender und zumut-
barer Weise nachgekommen sind. Wenn 
sie die aufgezeigten (üblichen) Mitwir-
kungspflichten erfüllt haben,197 trägt die 
Ausländerbehörde die Darlegungs- und 
Beweislast dafür, welche konkreten und 
nicht von vorneherein aussichtlosen Mit-
wirkungshandlungen sie noch erbringen 
können. 

196 VG Lüneburg, Beschluss vom 22.5.2019 – 6 B 
27/19 – zu § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG; so 
auch VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
9.4.2019 – 11 S 2868/18 – Rn. 14 zu § 25b Abs. 2 
Nr. 1 AufenthG. 

197 Der Beschluss des VG Lüneburg, a. a. O. (Fn. 196), 
S. 11, beschreibt im Einzelnen, welche Mitwir-
kungshandlungen der aus der Côte d’Ivoire kom-
mende Betroffene eigeninitiativ erfüllt hat wie 
mehrfache Nachfrage bei der Botschaft. 

https://openjur.de/u/2257664.html
https://www.asyl.net/rsdb/m27462/
https://www.asyl.net/rsdb/m27462/
https://openjur.de/u/2179345.html
https://openjur.de/u/2179345.html
http://dejure.org/gesetze/AufenthG/25b.html
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Auch nach der Rechtsprechung zum 
Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 
AufenthG trägt die Ausländerbehörde 
für die dort genannten Gründe die Dar-
legungs- und Beweislast:199 Sie muss etwa 
vortragen, aus welchen Gründen sie der 
Auffassung ist, dass eine Person mit Dul-

198 Anwendungshinweise des BMI zu § 60b 
AufenthG, a. a. O. (Fn. 161), Nr. 2.2.6.

199 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 24.8.2006 
– 7 MW 36/06 – asyl.net: M8720; Leineweber, 
Beschäftigung, a. a. O. (Fn. 123), S. 303; Stiegeler, 
Duldung, a. a. O. (Fn. 146), m. w. N.; vgl. auch VG 
Mainz, Beschluss vom 11.1.2010 – 4 L 1443/09.
MZ – asyl.net: M16916; a. A. VGH Bayern, Be-
schluss vom 12.10.2011 – 10 C 11.788 –, wonach 
der Duldungsinhaber darlegen und beweisen 
muss, dass die verlangte Mitwirkung von vornhe-
rein keinen Erfolg haben würde.

dung falsche Angaben zu ihrer Identität 
oder Staatsangehörigkeit gemacht hat bzw. 
dass die Nichterfüllung der Mitwirkungs-
pflicht ursächlich für das Unterbleiben 
der Abschiebung war. Bestreitet die Aus-
länderin oder der Ausländer diese Aus-
führungen, muss die Ausländerbehörde 
sie beweisen – etwa durch die Vorlage von 
Urkunden. Gelingt der Ausländerbehör-
de das nicht, kann sie die Beschäftigungs-
erlaubnis nicht aus diesem Grund versa-
gen. Die Person mit Duldung muss aller-
dings die Erfüllung ihrer Mitwirkungs-
pflicht ebenso darlegen und beweisen.200

4.2 Erwerbstätigkeit und sonstige 
Rahmenbedingungen

Bei einer Duldung für »Personen mit un-
geklärter Identität« darf keine Beschäfti-
gungserlaubnis erteilt und die Ausübung 
einer selbstständigen Erwerbstätigkeit 
nicht erlaubt werden; zudem besteht 
eine Wohnsitzauflage (§§ 60b Abs. 5 S. 2 
und 3; 61 Abs. 1d AufenthG).

Die Zeiten, in denen die Betroffenen 
nur eine Duldung nach § 60b AufenthG 
hatten, werden auch nicht als Vordul-
dungszeiten angerechnet (§ 60b Abs. 5 
S. 1 AufenthG). Diese Voraufenthalts-
zeiten können also nicht berücksichtigt 
werden, wenn später eine Aufenthalts-
sicherung angestrebt wird, zum Beispiel 
mit einem Antrag auf eine Ausbildungs- 
oder Beschäftigungsduldung (§ 60c und d 
AufenthG) oder auf eine Aufenthaltser-
laubnis wegen »guter Integration« (§ 25a 

200 VGH Bayern, Beschluss vom 27.7.2010 – 10 ZB 
10.276 – juris; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil 
vom 18.5.2011 – OVG 3 B 3.11 – juris.

Duldung nach § 60b AufenthG 
bei jungen Menschen

Sind die Migrantinnen und Mi­
granten volljährig, kommt es allein 
auf ihr eigenes Verhalten an, was 
Heranwachsende zu einem Inte­
ressenskonflikt führen kann, da 
die Erfüllung der eigenen Mitwir­
kungspflichten erhebliche Konse­
quenzen für ihre Eltern und min­
derjährigen Geschwister haben 
kann.
Bei Minderjährigen wurde durch 
die Formulierung »eigene Täu­
schung/eigene falsche Angaben« 
in § 60b Abs. 1 S. 1 AufenthG klar­
gestellt, dass das Verhalten der El­
tern ihren minderjährigen Kindern 
nicht zugerechnet werden darf.198



58 I. Der ausländerrechtliche Rahmen des Arbeitsmarktzugangs

und b AufenthG) (zu den Einzelheiten 
vgl. III).

Eine maximale Geltungsdauer für die 
Duldung nach § 60b AufenthG ist gesetz-
lich nicht vorgesehen.

Auch wenn gegen die Erteilung der 
Duldung mit dem Zusatz »für Personen 
mit ungeklärter Identität« ein Wider-
spruch (falls dieser landesrechtlich vor-
gesehen ist) bzw. eine Klage (falls dies 

nicht der Fall ist) eingelegt wird, hat das 
Rechtsmittel keine aufschiebende Wir-
kung (§§ 60b Abs. 6, 84 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 
AufenthG).201 Das hat zur Folge, dass eine 
bislang erlaubte Beschäftigung nicht fort-
gesetzt werden darf. Daher muss geprüft 
werden, ob ein Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs bzw. der Klage nach § 80 Abs. 5 
VwGO (Eilantrag) gestellt werden sollte.

201 Ebd., Nr. 18.1.
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In diesem zweiten Teil wird dargestellt, 
welche Angebote die vier eingangs ge-
nannten Personengruppen für einen Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt nutzen können. 
Dabei wird zunächst der Zugang zu den 
Leistungen der Jobcenter, der Arbeits-
agenturen und der Jugendsozialarbeit 
dargestellt. Anschließend wird auf die 
Möglichkeit, im Ausland erworbene be-
rufliche Qualifikationen anerkennen zu 
lassen, sowie auf die Angebote im Rah-
men öffentlich geförderter Programme 
eingegangen. Zum Zugang zu Deutsch-
kursen (Integrationskurse, berufsbezo-
gene Deutschsprachförderung etc.) und 
zu anderen Bildungsangeboten, wie die 
Nachholung von Schulabschlüssen, die 
schulische Berufsausbildung und das 
Studium, kann auf die Broschüre »Recht 
auf Bildung für Flüchtlinge«202 verwiesen 
werden.

202 Barbara Weiser, »Recht auf Bildung für Flücht-
linge. Rahmenbedingungen des Zugangs für 
Asylsuchende, Schutzberechtigte und Perso-
nen mit Duldung (schulische oder berufliche 
Aus- und Weiterbildung)«, 2., überarbeitete 
Aufl., Dezember 2016 (abrufbar bei asyl.net 
unter Publikationen/Arbeitshilfen zu Arbeit 
& Bildung), S. 31 ff.; zu den Änderungen beim 
Zugang zu Integrationskursen und zur berufs-
bezogenen Deutschsprachförderung siehe IvAF-
Projekt Netwin3, Übersicht zum Ausländerbe-
schäftigungsförderungsgesetz, S. 6, abrufbar bei 
esf-netwin.de unter Rechtliche In for ma tio nen/ 
3. Unterstützungsleistungen bei der Arbeits-
marktintegration. 

1. Asylsuchende

Möchten Asylsuchende eine Arbeit auf-
nehmen oder eine Berufsausbildung be-
ginnen, stellt sich die Frage, welche Un-
terstützung sie von der Arbeitsverwaltung 
erhalten können. 

1.1 Leistungen der Jobcenter (SGB II) 

Asylsuchende erhalten Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz (§ 1 
Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG), solange ihr Asyl-
verfahren nicht abgeschlossen ist. Für 
Verwirrung kann in diesem Zusammen-
hang die Konstruktion der sogenann-
ten Analogleistungen sorgen: Demnach 
können Asylsuchende nach 18 Monaten 
des Aufenthalts in Deutschland von den 
Grundleistungen des AsylbLG in einen 
Leistungsbezug »aufsteigen«, der der So-
zialhilfe entspricht (sogenannte Analog-
leistungen in entsprechender Anwendung 
des SGB XII, § 2 Abs. 1 S. 1 AsylbLG). 
Auch diese erhöhten Leistungen werden 
aber durch das Asylbewerberleistungsge-
setz geregelt. Unabhängig davon, ob Asyl-
suchende Grund- oder Analogleistungen 
beziehen, fallen sie also unter das Asyl-
bewerberleistungsgesetz und sind damit 
von den Leistungen des SGB II zur Si-
cherung des Lebensunterhalts, aber auch 
von der Förderung zur Eingliederung in 
Arbeit ausgeschlossen (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 

https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/BroschuereBildung2016fin.pdf
https://www.esf-netwin.de/download/575/


60 II. Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und Unterstützungsangebote

SGB II). Damit sind Asylsuchende keine 
Kundinnen und Kunden der Jobcenter.

1.2 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III) 

Wegen des Ausschlusses von den Hilfen 
des SGB II hat der Zugang zu den im 
SGB III geregelten Fördermaßnahmen 
der Agenturen für Arbeit für Asylsuchen-
de eine besondere Bedeutung. 

Zu diesen Leistungen gehören neben 
der Berufsberatung und der Vermittlung 
freier Stellen auch die Übernahme von 
Bewerbungskosten, die Förderung der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung so-
wie Lohnkostenzuschüsse. Im Folgenden 
werden zunächst die allgemeinen Voraus-
setzungen für die Leistungen der Agen-
tur für Arbeit erläutert (II 1.2.1) und an-
schließend die einzelnen Instrumente de-
tailliert dargestellt (II 1.2.2 und II 1.2.3). 

1.2.1 Grundsätzlicher Zugang zu 
den Leistungen des SGB III

Das Ausländerbeschäftigungsförde-
rungsgesetz (AuslBFG), das als ein Teil 
des »Migrationspakets« am 1. August 
2019 in Kraft getreten ist,203 hat die Rah-
menbedingungen für den Zugang zu den 
Förderleistungen des SGB III grundle-
gend verändert. 

Zuvor hatten alle ausländischen Staats-
angehörigen zu Ausbildungsförderung 
wie den berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen, den Ausbildungsbeglei-
tenden Hilfen, der Außerbetrieblichen 

203 AuslBFG, a. a. O. (Fn. 5). 

Berufsausbildung sowie der Assistierten 
Ausbildung (§§ 51, 75, 76, 130 SGB III 
a. F.) sowie zu den Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts vor allem wäh-
rend einer Ausbildung mit der Berufs-
ausbildungsbeihilfe (§ 56 SGB III) und 
dem Ausbildungsgeld (§ 122 SGB III), 
nur dann Zugang, wenn ein bestimmter 
Aufenthaltsstatus und gegebenenfalls be-
stimmte Voraufenthaltszeiten oder eine 
vorausgegangene rechtmäßige Erwerbs-
tätigkeit – des Asylsuchenden selbst oder 
eines Elternteils – vorlagen (§§ 52 Abs. 2, 
59, 78 Abs. 3, 130 Abs. 2 S. 2 SGB III a. F.). 
Nach der bisherigen, mit dem Integrati-
onsgesetz 2016204 eingeführten Regelung 
wurde der Zugang von Asylsuchenden 
gegebenenfalls auch dann eröffnet, wenn 
ein rechtmäßiger und dauerhafter Auf-
enthalt zu erwarten war.205 Diese För-
dervoraussetzung, deren Auslegung um-
stritten ist (vgl. II 1.2.2 b), wurde durch 
das AuslBFG teilweise aus dem SGB III206 
entfernt. 

Seit dem 1. August 2019 können nun 
grundsätzlich alle ausländischen Staats-
angehörigen – unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsstatus oder bestimmten Vor-
aufenthaltszeiten und somit unter den 
gleichen Voraussetzungen wie Inlände-
rinnen und Inländer – alle im SGB III ver-
ankerten Leistungen erhalten, wenn sie 
einen »abstrakten Zugang zum Arbeits-

204 Integrationsgesetz, a. a. O. (Fn. 107).
205 § 132 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB III a. F. 
206 Für die Zulassung zum Integrationskurs und zur 

Berufsbezogenen Deutschsprachförderung wird 
noch immer auf die »gute Bleibeperspektive« zu-
rückgegriffen (§§ 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 1a, 45a Abs. 2 
S. 3 Nr. 1 AufenthG).  
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markt«207 haben, also generell erwerbstä-
tig sein dürfen oder ihnen eine Beschäf-
tigungserlaubnis erteilt werden kann. 
Das AuslBFG formuliert aber – als Aus-
nahme von dem grundsätzlichen Zu-
gang – bei einzelnen Förderinstrumenten 
für bestimmte Gruppen weitere Voraus-
setzungen oder sieht Ausschlüsse vor,  
insbesondere für Asylsuchende und Per-
sonen mit einer Duldung.208 Diese Ein-
schränkungen bzw. Ausschlüsse bestehen 
bei berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen, der Vorphase der Assistierten 
Ausbildung, der Außerbetrieblichen Be-
rufsausbildung, der Berufsausbildungs-
beihilfe sowie dem Ausbildungsgeld (zu 
den Einzelheiten vgl. II 1.2.3).

Fehlt eine solche gesetzliche Ein-
schränkung, haben Asylsuchende mit 
»abstraktem Arbeitsmarktzugang« – wie 
alle anderen ausländischen Staatsange-
hörigen – seither Zugang zu allen im 
SGB III verankerten Leistungen (zu den 
Einzelheiten vgl. II 1.2.2).209 Einige die-
ser Leistungen (Vermittlung, Förderung 
aus dem Vermittlungsbudget und Maß-
nahmen zur Aktivierung und beruflichen 
Eingliederung) können Asylsuchende mit 
einer sogenannten guten Bleibeperspek-
tive aber auch schon erhalten, wenn ih-
nen noch keine Beschäftigungserlaubnis 
erteilt werden kann (§§ 39a, 44 Abs. 4, 45 
Abs. 9 SGB III, vgl. auch II 1.2.2). Die Leis-

207 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
Ausbildung und Beschäftigung von Ausländerin-
nen und Ausländern – Ausländerbeschäftigungs-
förderungsgesetz –, BT-Drucksache 19/10053 
vom 10.5.2019, S. 2. 

208 Vgl. ebd.
209 So besteht etwa für Auszubildende mit einer 

Aufenthaltserlaubnis nach § 17 AufenthG ein 
Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe, was zur 
Sicherung des Lebensunterhalts beitragen kann.

tungen der Bundesagentur für Arbeit zur 
aktiven Arbeitsförderung (§§ 29–135 
SGB III) – bis auf die Beratungsangebo-
te (§ 29 SGB III)210 – setzen grundsätzlich 
voraus, dass die Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit nicht verboten ist.211 Dies kann 
sich aus dem Inhalt der Förderung (z. B. 
beim Lohnkostenzuschuss) oder aus den 
bei einzelnen Förderleistungen voraus-
gesetzten persönlichen Eigenschaften 
ergeben (etwa Arbeitsloser im Sinne des 
SGB III zu sein, vgl. II 1.2.2 d).212 Bei ein-
zelnen Leistungen ist seit dem AuslBFG 
als Fördervoraussetzung für Ausländerin-
nen und Ausländer ausdrücklich genannt, 
dass »eine Erwerbstätigkeit ausgeübt wer-
den darf oder ihnen eine Erwerbstätig-
keit erlaubt werden kann« (zum Beispiel 
bei berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen, § 52 Abs. 2 S. 1 SGB III). Damit 
ist eine Förderung möglich, wenn eine 
Beschäftigungserlaubnis erteilt werden 
kann, also wenn kein temporäres oder 
unbefristetes Beschäftigungsverbot be-
steht (vgl. I 1.1).213  

Wenn kein Beschäftigungsverbot be-
steht, haben Asylsuchende damit, wie 
andere ausländische Staatsangehörige, 
grundsätzlich – unter denselben Voraus-
setzungen wie Inländerinnen und Inlän-
der – Zugang zu allen im SGB III geregel-

210 Das müsste auch für die Berufseinstiegsbeglei-
tung (§ 49 SGB III) gelten, vgl. hierzu II 1.2.2 c. 

211 Vgl. auch BT-Drucksache 18/6185 vom 
29.9.2015, S. 58.

212 Zum Zugang zu Vermittlungsleistungen vgl. 
II 1.2.2 b.

213 Vgl. hierzu auch die Gesetzbegründung zum 
AuslBFG, wonach die Fördervoraussetzungen 
für eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnah-
me zum Beispiel bei einem Beschäftigungsverbot 
nicht vorliegen (BT-Drucksache 19/10053 vom 
10.5.2019, S. 23).
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ten Förderinstrumenten, deren Nutzung 
der Gesetzgeber nicht ausdrücklich vom 
Vorliegen bestimmter aufenthaltsrechtli-
cher Voraussetzungen abhängig gemacht 
hat. 

Die aufenthaltsrechtliche Situation 
und damit auch die sogenannte »Blei-
beperspektive« könnte, wenn die Leis-
tungsgewährung aufgrund einer Ermes-
sensentscheidung erfolgt, höchstens ein 
Aspekt in der Abwägung sein. Dabei ist 
allerdings fraglich, ob im Rahmen dieser 
Ermessensentscheidung der aufenthalts-
rechtliche Status als solcher oder die so-
genannte »gute Bleibeperspektive« über-
haupt berücksichtigt werden dürfen. Der 
Gesetzgeber hat den Zugang zu den meis-
ten Leistungen schließlich gerade nicht 
vom Vorliegen dieser Voraussetzungen 
abhängig gemacht. Soweit ersichtlich gibt 
es zu dieser Frage noch keine sozialge-
richtlichen Entscheidungen. 

Im Folgenden werden die einzelnen 
Leistungen des SGB III zur Arbeitsmarkt-
integration dargestellt und es wird auf-
gezeigt, unter welchen Voraussetzungen 
Asylsuchende sie nutzen können. Bei der 
Beschreibung der Rahmenbedingungen 
für die anderen Flüchtlingsgruppen wird 
hierauf Bezug genommen, soweit für sie 
keine abweichenden Regelungen gelten. 

1.2.2 Förderinstrumente ohne 
ausländerrechtliche Sonderregelungen

Zunächst werden die Leistungen be-
schrieben, bei denen das SGB III keine 
aufenthaltsrechtlichen Ausschlüsse oder 
Einschränkungen definiert. Alle Asyl-
suchenden, bei denen kein temporäres 
oder dauerhaftes Beschäftigungsverbot 

besteht, also alle Personen, die seit drei 
Monaten (oder bei der Wohnpflicht in 
einer Erstaufnahmeeinrichtung seit neun 
Monaten) hier leben und nicht aus einem 
sogenannten sicheren Herkunftsstaat 
kommen (vgl. I 1.1.1), haben Zugang zu 
diesen Förderangeboten der Arbeitsagen-
turen. 

a. Beratung (§§ 29 ff. SGB III)

Die Agentur für Arbeit hat jungen Men-
schen und Erwachsenen, die am Arbeits-
leben teilnehmen oder teilnehmen wol-
len, Berufsberatung anzubieten. Somit 
besteht ein Anspruch insbesondere auf 
Auskünfte und Rat zur Berufswahl, zur 
Arbeitsmarktlage, zur Ausbildungsplatz-
suche und Ausbildungsförderung sowie 
zur schulischen Bildung (§ 30 SGB III). 
Wenn es für die Feststellung der Berufs-
eignung oder der Vermittlungsfähigkeit 
erforderlich ist, sollen Ratsuchende mit 
ihrem Einverständnis ärztlich und psy-
chologisch untersucht und begutachtet 
werden (§ 32 SGB III). Die Agentur für 
Arbeit soll außerdem zur Vorbereitung 
auf die Berufswahl Berufsorientierung 
anbieten. Dabei wird u. a. über Fragen der  
Berufswahl, über die Berufe und ihre An-
forderungen und Aussichten sowie über 
Wege und Förderung der beruflichen Bil-
dung informiert (§ 33 SGB III). 

Da die Absicht, am Erwerbsleben teil-
nehmen zu wollen, nach § 29 SGB III für 
den Zugang zu Berufsberatung ausreicht, 
können Asylsuchende sie auch dann in 
Anspruch nehmen, wenn (noch) kein Ar-
beitsmarktzugang besteht.214

214 BT-Drucksache 18/6185 vom 29.9.2015, S. 58. 
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b. Vermittlung (§§ 35 ff. SGB III) 

Die Arbeitsagentur muss allen Arbeit- 
und Ausbildungsuchenden die Vermitt-
lung von Arbeitsstellen und betrieblichen 
Ausbildungsstellen anbieten. Nach der 
Meldung als arbeit- oder ausbildungsu-
chend hat die Agentur unverzüglich mit 
dem Betreffenden zusammen die für die 
Vermittlung erforderlichen beruflichen 
und persönlichen Merkmale, die beruf-
lichen Fähigkeiten sowie seine Eignung 
festzustellen (Potenzialanalyse). Die 
Feststellung erstreckt sich auch darauf, 
ob und durch welche Umstände die be-
rufliche Eingliederung erschwert ist (§ 37 
Abs. 1 SGB III). In einer gemeinsamen 
Eingliederungsvereinbarung werden das 
Eingliederungsziel, die Vermittlungs-
bemühungen der Agentur, die Eigenbe-
mühungen und deren Nachweis sowie 
die vorgesehenen Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung für einen bestimmten 
Zeitraum festgelegt.

Vorliegen bestimmter 
persönlicher Eigenschaften

Den Anspruch auf Vermittlung haben nach 
§ 35 SGB III Ausbildungsuchende, Arbeit-
suchende und Arbeitgeber. Arbeitsuchen-
de sind nach der gesetzlichen Definition 
Personen, die eine Beschäftigung als Arbeit-
nehmende suchen (§ 15 S. 2 SGB III).

Anders als Arbeitslose müssen Ar-
beitsuchende nicht den Vermittlungsbe-
mühungen der Agentur für Arbeit zur 
Verfügung stehen.215 Daraus könnte ge-

215 Gutzler in Mutschler, SGB III, 6. Aufl. 2017, § 15 
SGB III, Rn. 18, § 35 Rn. 14; Gagel/Baldschun, 

schlossen werden, dass Arbeitsuchende 
auch Personen sein können, für die noch 
ein Beschäftigungsverbot besteht, wel-
ches aber in absehbarer Zeit entfällt (beim 
Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtung nach 
Ablauf der neun Monate, vgl. I 1.1.1 a).216 
Es wird allerdings wohl überwiegend 
vertreten, dass zwar keine Verfügbarkeit, 
aber eine grundsätzliche Vermittlungs-
fähigkeit vorhanden sein müsse. Ist eine 
Arbeitsvermittlung aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen gänzlich ausge-
schlossen, liegt auch keine Arbeitsuche 
i. S. d. § 15 SGB III vor.217 Auch der Ge-
setzgeber hat jetzt in § 39a SGB III ge-
regelt, dass Asylsuchende, bei denen ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufent-
halt zu erwarten ist, auch dann, wenn sie 
keinen Arbeitsmarktzugang haben, u. a. 
durch die Vermittlung freier Stellen ge-
fördert werden können. Das spricht dafür, 
dass für die Vermittlung218 grundsätzlich 
ein Zugang zum Arbeitsmarkt vorliegen 
muss, sie entsprechend also nicht möglich 
ist, solange das Beschäftigungsverbot gilt.219 

Jedenfalls besteht für alle Asylsuchen-
de mit mindestens eingeschränktem Ar-
beitsmarktzugang ein Anspruch auf Ver-

80. EL Dezember 2020, SGB III § 15 Rn. 16. 
216 § 61 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 S. 1 AsylG.
217 Brand/Kühl, 8. Aufl. 2018, SGB III § 15 Rn. 4 

m. w. N.; das entspricht auch der Auffassung des 
BMAS, Faktenpapier Migrationspaket, Verbesse-
rungen für Gestattete und Geduldete, Juli 2019, 
abrufbar unter https://bit.ly/36s08kt.  

218 Gesetzesbegründung: BT-Drucksache 18/6185 
vom 29.9.2015, S. 58.

219 Eine andere Frage ist, ob bei einem nur tempo-
rären Beschäftigungsverbot eine Meldung als 
arbeitsuchend möglich ist, um das Kriterium 
der Arbeitsmarktnähe als eine Zugangsvoraus-
setzung zum Integrationskurs zu erfüllen, vgl. 
hierzu Barbara Weiser, »Das Ausländerbeschäfti-
gungsförderungsgesetz«, Beilage zum Asylmaga-
zin 8–9/2019, S. 37–43 (42). 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsmarkt/faktenpapier-migrationspaket.pdf;jsessionid=B60653BE7BEE2AAFD897D92100A2A5D3.delivery1-replication?__blob=publicationFile&v=1
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mittlung. Asylsuchende, bei denen ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 
zu erwarten ist, haben ihn ohne Warte-
zeit (§ 39a SGB III). Dies soll aber nur 
für Asylsuchende mit einer Aufenthalts-
gestattung, nicht bei Asylsuchenden mit 
einem Ankunftsnachweis, gelten.220 

Exkurs: Wann ist bei Asylsuchenden 
ein rechtmäßiger und dauerhafter 

Aufenthalt zu erwarten? 

Wie bereits dargestellt (vgl. II 1.2.1) nor-
miert das SGB III die Leistungsvorausset-
zung des zu erwartenden rechtmäßigen 
und dauerhaften Aufenthalts jetzt nur 
noch beim vorzeitigen Zugang zu be-
stimmten Leistungen, darunter die Ver-
mittlung freier Stellen. Das Aufenthalts-
gesetz verwendet diese Formulierung 
darüber hinaus noch bei der Öffnung der 
Integrationskurse und der berufsbezoge-
nen Deutschsprachförderung für Asylsu-
chende (§§ 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 1, 45a Abs. 2 
S. 3 AufenthG). Damit stellt sich die Fra-
ge, wie diese Tatbestandsvoraussetzung 
auszulegen ist:

Das SGB III und auch das AufenthG 
enthalten hierzu nur den Hinweis, dass 
bei Asylsuchenden aus den sogenannten 
sicheren Herkunftsstaaten vermutet wird, 
dass ein rechtmäßiger und dauerhafter 
Aufenthalt nicht zu erwarten ist (§ 39 S. 2 
SGB III; §§ 44 Abs. 4 S. 3, 45a Abs. 2 S. 3 
AufenthG); eine positive Bestimmung 
fehlt.221

220 Gutzler in Mutschler, SGB III, 6. Aufl. 2017, § 131 
SGB III, Rn. 6.

221 Schmidt-De Caluwe in Mutschler, SGB III, 
6. Aufl. 2017, § 132 SGB III, Rn. 10.

Das BAMF gibt auf seiner Internetseite 
an,222 dass Menschen, die aus Herkunfts-
ländern mit einer Schutzquote von über 
50 % kommen, eine gute Bleibeperspek-
tive hätten. Seit 1. März 2021 gelte das 
für die Herkunftsländer Syrien, Eritrea 
und Somalia. Bei der Bestimmung der 
Schutzquote geht das BAMF von der »un-
bereinigten« Schutzquote223 aus.224 Unab-
hängig von der Frage, wie die Schutzquo-
te zu berechnen ist, stellt sich aber auch 
grundsätzlich die Frage, ob diese Quote 
überhaupt ein geeignetes Kriterium ist, 
um die Prognose für einen rechtmäßigen 
und dauerhaften Aufenthalt zu definie-
ren. 

In der Rechtsliteratur wird diese al-
lein statistisch geprägte Auslegung für 
bedenklich gehalten. Auch vor dem Hin-
tergrund des Diskriminierungsverbots 
in Art. 3 Abs. 3 GG (Herkunft) ist eine 
differenzierte Handhabung erforder-
lich. Zudem ist eine Gesetzesauslegung 
durch die Verwaltung (hier: das BAMF) 
weder verbindlich noch darf sie annä-
hernd die gleiche Bindungswirkung ha-
ben wie gesetzlich definierte Vorgaben 
(z. B. die über die sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten).225 

222 Abrufbar bei bamf.de unter Fragen & Antworten/
Frage: Was heißt gute Bleibeperspektive?.

223 Bei der »bereinigten« Schutzquote werden die 
Fälle herausgerechnet, in denen das BAMF keine 
inhaltliche Entscheidung über das Asylbegehren 
getroffen hat, etwa weil der Asylantrag wegen der 
Zuständigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates 
nach der Dublin-III-Verordnung unzulässig war. 
Daher müsste eigentlich diese Quote maßgeblich 
sein. 

224 Zur Schutzquote vgl. Voigt, ›Bleibe per spek tive‹, 
a. a. O. (Fn. 62), S. 247.

225 Schmidt-De Caluwe in Mutschler, SGB III, 
6. Aufl. 2017, § 132 SGB III, Rn. 10; a. A. Thym, 
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Unabhängig davon kann ein rechtmä-
ßiger und dauerhafter Aufenthalt aber 
im Einzelfall aus verschiedenen aufent-
haltsrechtlichen Gründen zu erwarten 
sein. In Betracht kommt im Einzelfall 
eine Aufenthaltsgewährung insbeson-
dere aus familiären Gründen wie eine 
Eheschließung (§§ 27 ff. AufenthG), we-
gen dauerhaft bestehender Ausreisehin-
dernisse (§ 25 Abs. 5 AufenthG), wegen 
einer Bleiberechtsregelung nach §§ 25a, 
25b AufenthG (vor allem bei langen Asyl-
verfahren) und insbesondere auch wegen 
der späteren Aufnahme einer qualifi-
zierten Berufsausbildung, die zu einem 
Anspruch auf die Erteilung einer Aus-
bildungsduldung und anschließend zu 
einer Aufenthaltserlaubnis führt (§§ 60c, 
19d Abs. 1a AufenthG; vgl. III). 

Auch nach Auffassung des LSG Schles-
wig-Holstein228 besteht Raum, die Einzel-
fallumstände bei der Prognose für den 
dauerhaften und rechtmäßigen Aufent-
halt zu berücksichtigen. Asylsuchenden 
mit einer Aufenthaltsgestattung, die sich 
seit mindestens fünfzehn Monaten in 
Deutschland aufhalten, eine anerkann-
te Berufsausbildung absolvieren und bei 
denen keine Umstände vorliegen, die die 
Erteilung einer Duldung ausschließen, 
erfüllen demnach diese Voraussetzungen 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit. 

228 LSG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 
19.12.2018 – L 3 AL 193/18 B ER – asyl.net: 
M26918; so auch SG Potsdam, Beschluss vom 
29.3.2017 – S 6 AL 13/17 ER –; vgl. auch LSG 
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 24.1.2018 
– L 14 AL 5/17 B ER – asyl.net: M25961, mit 
Hinweis auf die ungeklärte Rechtslage; a. A. LSG 
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 19.4.2018 – 
L 9 AL 227/17 – asyl.net: M26325.

Die Gesetzbegründung226 enthält den 
Hinweis, dass es um das Bestehen einer 
guten Bleibeperspektive gehe. Sie weist 
darauf hin, dass durch die Schaffung einer 
Möglichkeit der Datenübermittlung vom 
BAMF an die BA durch eine Änderung 
des § 8 AsylG die Agenturen für Arbeit in 
die Lage versetzt werden, die Bleibepers-
pektive von Asylsuchenden zu beurteilen. 
Regelmäßig werde die Nachfrage nach 
dem Stand des Asylverfahrens vor Be-
ginn konkreter Maßnahmen erforderlich 
sein.227 

Damit wird deutlich, dass nach der 
Gesetzesbegründung das individuelle 
Asylverfahren maßgeblich sein soll. Die 
Beschränkung auf Länder mit einer be-
stimmten Schutzquote steht also auch im 
Widerspruch zur Gesetzesbegründung, 
nach der die individuelle Bleibeperspek-
tive entscheidend sein muss. Also müsste 
bei Asylsuchenden dann ein rechtmäßi-
ger und dauerhafter Aufenthalt zu erwar-
ten sein, wenn das konkrete Asylverfah-
ren voraussichtlich erfolgreich sein und 
zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
führen wird. Entsprechend müsste also – 
wie auch in der Gesetzesbegründung vor-
gesehen – in jedem Einzelfall beim BAMF 
nachgefragt werden, bevor mit Verweis 
auf eine schlechte Bleibeperspektive För-
dermaßnahmen verweigert werden. Die 
Behörden umgehen hier mit der pauscha-
len Anwendung von Länderlisten also in 
vollkommen unzulässiger Weise ein Ver-
fahren, dass der Gesetzgeber für zweck-
mäßig erachtet hat. 

Stellungnahme Bundestagsausschuss-Drucksa-
che 18(11)680, S. 119f.

226 BT-Drucksache 18/6185 vom 29.9.2015, S. 58 f.
227 Gesetzesbegründung: BT-Drucksache 18/6185 

vom 29.9.2015, S. 32. 
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c. Berufseinstiegsbegleitung 
(§ 49 SGB III)

Durch Maßnahmen der Berufseinstiegs-
begleitung können förderungsbedürftige 
junge Menschen gefördert werden, um sie 
beim Übergang von der allgemeinbilden-
den Schule in eine Berufsausbildung zu 
unterstützen, wenn sich Dritte mit min-
destens 50 % an der Förderung beteiligen 
(§ 49 Abs. 1 SGB III). Unterstützt werden 
sollen insbesondere das Erreichen des Ab-
schlusses einer allgemeinbildenden Schu-
le, die Berufsorientierung und -wahl, die 
Suche nach einer Ausbildungsstelle und 
die Stabilisierung des Berufsausbildungs-
verhältnisses (§ 49 Abs. 2 S. 2 SGB III). 

Nach § 49 Abs. 4 SGB III sind bezüg-
lich der Maßnahmen der Berufseinstiegs-
begleitung diejenigen jungen Menschen 
förderungsbedürftig, die voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, den Ab-
schluss der allgemeinbildenden Schule zu 
erreichen oder den Übergang in eine Be-
rufsausbildung zu bewältigen. 

Weil aufenthaltsrechtliche Einschrän-
kungen fehlen und die Förderung keinen 
Arbeitsmarktzugang voraussetzt (vgl. 
II 1.2.1), müssten Asylsuchende unter den 
gleichen Voraussetzungen wie Inlände-
rinnen und Inländer durch diese Maß-
nahmen gefördert werden können.229

229 Auch die Fachlichen Weisungen (FW) der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) Berufseinstiegs-
begleitung, gültig ab 12.8.2019, nennen das 
Bestehen eines Arbeitsmarktzugangs nicht als 
Fördervoraussetzung. Wenn Maßnahmen der 
Berufseinstiegsbegleitung förderungsbedürftige 
junge Menschen beim Übergang von der allge-
meinbildenden Schule in eine Berufsausbildung 
unterstützen, umfasst dies dem Wortlaut nach 
auch schulische Berufsausbildungen, für die kei-

d. Förderung aus dem 
Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III)

Die Anbahnung oder Aufnahme einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung 
kann aus dem Vermittlungsbudget ge-
fördert werden, wenn dies für die be-
rufliche Eingliederung notwendig ist 
(§ 44 SGB III). So können beispielsweise 
die folgenden Ausgaben übernommen 
werden:230

 • Bewerbungskosten
 • Dolmetscher- und Übersetzungskos-

ten
 • bei der Anerkennung im Ausland er-

worbener Berufsqualifikationen ent-
stehende Kosten (vgl. II 1.4)

 • Ausrüstungsbeihilfe für Arbeitsklei-
dung und/oder Arbeitsgeräte

 • Kosten für einen Gesundheitsnachweis
 • Reisekosten
 • Kosten für Führerschein und Zuschüs-

se zur Beschaffung eines Beförde-
rungsmittels.

Die Förderung muss allerdings vor dem 
Eintritt des Ereignisses, das die Leistung 
erforderlich macht (etwa die Fahrt zum 
Vorstellungsgespräch), beantragt werden 
(§ 324 Abs. 1 S. 1 SGB III).

Der Förderung aus dem Vermittlungs-
budget geht eine Ermessensentschei-
dung der Arbeitsagentur voraus, ob und 
in welcher Höhe gefördert wird. Berück-
sichtigt wird bei dieser Entscheidung das

ne Beschäftigungserlaubnis erforderlich ist, vgl. 
I. 1.1).  

230 Brand/Hassel, 8. Aufl. 2018, SGB III § 44 
Rn. 8–17; Gagel/Bieback, 80. EL Dezember 2020, 
SGB III § 44 Rn. 89–123.
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Vorliegen bestimmter persönlicher Ei-
genschaften: Für eine Förderung aus dem 
Vermittlungsbudget wird vorausgesetzt, 
dass die Antragstellenden 

 • Arbeitslose
 • Ausbildungsuchende oder
 • von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeit-

suchende sind.

Erste Fallgruppe: Arbeitslose

Damit stellt sich die Frage, ob Asylsu-
chende Arbeitslose sein können. Zur Be-
stimmung, wer »Arbeitsloser« im Sinne 
der §§ 44 f. SGB III ist, wird auf die De-

finition des § 16 SGB III verwiesen. Da-
nach kann »Arbeitsloser« sein, wer die 
folgenden drei Voraussetzungen erfüllt:231 

Erste Voraussetzung: Die Person steht 
vorübergehend nicht in einem Beschäfti-
gungsverhältnis. Das ist jedenfalls dann 
der Fall, solange die Person nicht endgül-
tig oder auf unbestimmte Zeit aus dem 
Erwerbsleben als abhängig Beschäftigte 
ausgeschieden ist.232

Zweite Voraussetzung: Die Person 
sucht eine Beschäftigung und steht dabei 
für Vermittlungsbemühungen zur Ver-
fügung. Nach § 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III 
steht den Vermittlungsbemühungen der 
Agentur für Arbeit zur Verfügung, wer 
u. a. eine versicherungspflichtige, min-
destens fünfzehn Stunden wöchentlich 
umfassende zumutbare Beschäftigung 
unter den üblichen Bedingungen des für 
sie oder ihn in Betracht kommenden Ar-
beitsmarktes ausüben kann und darf. 

Damit stellt sich die Frage, ob dies 
auf Asylsuchende und andere Migran-
tinnen und Migranten zutrifft, denen 
die Aufnahme einer Beschäftigung nicht 
uneingeschränkt gestattet ist (vgl. I 1.1.2, 
I 4.1.2).

Solange Asylsuchenden überhaupt kei-
ne Beschäftigungserlaubnis erteilt werden 
kann, also in den ersten drei Monaten 
des Aufenthalts, beim Aufenthalt in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung in den ersten 
neun Monaten nach der Asylantragstel-
lung oder gegebenenfalls wegen der Her-
kunft aus einem sogenannten sicheren 
Herkunftsstaat (vgl. I 1.1.1, I 4.1.1), liegt 

231 Gagel/Bieback, 80. EL Dezember 2020, SGB III 
§ 44 Rn. 16.

232 Brand/Brand, 8. Aufl. 2018, SGB III § 138 Rn. 20.

§ 44 Abs. 1 SGB III

1Ausbildungsuchende, von Ar­
beitslosigkeit bedrohte Arbeitsu­
chende und Arbeitslose können 
aus dem Vermittlungsbudget der 
Agentur für Arbeit bei der Anbah­
nung oder Aufnahme einer ver­
sicherungspflichtigen Beschäfti­
gung gefördert werden, wenn dies 
für die berufliche Eingliederung 
notwendig ist. 2Sie sollen insbe­
sondere bei der Erreichung der in 
der Eingliederungsvereinbarung 
festgelegten Eingliederungsziele 
unterstützt werden. 3Die Förde­
rung umfasst die Übernahme der 
angemessenen Kosten, soweit 
der Arbeitgeber gleichartige Leis­
tungen nicht oder voraussichtlich 
nicht erbringen wird.
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bei ihnen (noch) keine Verfügbarkeit 
vor.233 

Dagegen stehen Personen mit einge-
schränktem Arbeitsmarktzugang den 
Vermittlungsbemühungen der Agentur 
für Arbeit zur Verfügung. Das ergibt sich 
aus der Klarstellung des Gesetzgebers 
in § 8 Abs. 2 S. 2 SGB II, Neufassung, in 
Kraft seit dem 1. April 2011. Demnach 
ist es für die Annahme der Erwerbsfä-
higkeit einer Ausländerin oder eines Aus-
länders ausreichend, wenn die rechtliche 
Möglichkeit besteht, eine Beschäftigung 
vorbehaltlich einer Zustimmung nach 
§ 39 AufenthG aufzunehmen. Damit ist 
ein eingeschränkter Arbeitsmarktzugang 
hierfür ausreichend.234

Auch wenn die Regelung der Erwerbs-
fähigkeit im SGB II dem Wortlaut nach 

233 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-
sungen (FW) Arbeitslosengeld, gültig ab 8. März 
2021, Nr. 138.5.1.4 (7).

234 Vgl. Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 
17/3404 vom 26.10.2010 zu Nr. 12c, S. 93. 

nicht der Vorschrift über die Verfügbar-
keit in § 138 SGB III entspricht, kann die 
Intention des Gesetzgebers, den einge-
schränkten Arbeitsmarktzugang ausrei-
chend sein zu lassen, bei der Auslegung 
des § 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III Berücksich-
tigung finden. Dies hat dann zur Folge, 
dass auch für die Frage der Verfügbarkeit 
für die Vermittlungsbemühungen gene-
rell ein eingeschränkter Arbeitsmarktzu-
gang ausreicht.235 Dem stehen auch die 
Fachlichen Weisungen der Bundesagen-
tur für Arbeit zu § 138 Abs. 5 SGB III236 
nicht entgegen, nach denen keine Verfüg-
barkeit vorliegt, solange die Erteilung der 
Erlaubnis zur Ausübung einer Beschäf-
tigung gesetzlich ausgeschlossen ist und 

235 Vgl. auch Brand/Brand, 8. Aufl. 2018, SGB III 
§ 138 Rn. 73; BeckOK SozR/Müller, 60. Ed. 
1.3.2021, SGB III § 138 Rn. 91.

236 BA FW Arbeitslosengeld, a. a. O. (Fn. 233), 
Nr. 138.5.1.4 (7).

§ 16 Abs. 1 SGB III

Arbeitslose sind Personen, die wie 
beim Anspruch auf Arbeitslosen­
geld 
1. vorübergehend nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehen, 
2. eine versicherungspflichtige Be­
schäftigung suchen und dabei den 
Vermittlungsbemühungen der 
Agentur für Arbeit zur Verfügung 
stehen und 
3. sich bei der Agentur für Arbeit 
arbeitslos gemeldet haben.

§ 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III

Den Vermittlungsbemühungen 
der Agentur für Arbeit steht zur 
Verfügung, wer
1. eine versicherungspflichtige, 
mindestens 15 Stunden wöchent­
lich umfassende zumutbare Be­
schäftigung unter den üblichen 
Bedingungen des für sie oder ihn 
in Betracht kommenden Arbeits­
marktes ausüben kann und darf, 
[…].
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wenn sich der Arbeitslose nicht erlaubt237 
in Deutschland aufhält.

Damit stehen Personen mit einer Auf-
enthaltsgestattung oder Duldung den 
Vermittlungsbemühungen der Agentur 
für Arbeit zur Verfügung, wenn kein tem-
poräres oder permanentes Arbeitsverbot 
besteht.

Dritte Voraussetzung: Die Person hat 
sich bei der Agentur für Arbeit arbeits-
los gemeldet. Eine Meldung als arbeitslos 
(§ 141 SGB III) ist auch möglich, wenn 
zuvor keine versicherungspflichtige Be-
schäftigung ausgeübt wurde und die für 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld I er-

237 Es ist davon auszugehen, dass hiermit Auslän-
derinnen und Ausländer gemeint sind, die sich 
ohne Aufenthaltspapier in Deutschland halten. 
Da sich in den Fachlichen Weisung der Bundes-
agentur für Arbeit zum Arbeitslosengeld (a. a. O., 
Fn. 233), S. 17 die Vorlage »Anschreiben wegen 
Vorlage der Verlängerung der Duldung« befin-
det, können mit »Arbeitslosen, die sich nicht er-
laubt in Deutschland aufhalten«, nicht Personen 
mit einer Duldung gemeint sein. 

forderliche Anwartschaftszeit nicht erfüllt 
ist.238 

Damit können Asylsuchende wie auch 
andere Zugewanderte mit mindestens ein-
geschränktem Arbeitsmarktzugang die se 
Voraussetzungen erfüllen und Arbeitslo-
se werden. 

Zweite Fallgruppe: 
Ausbildungsuchende

Neben Arbeitslosen können als zwei-
te Gruppe Ausbildungsuchende eine 
Förderung aus dem Vermittlungsbud-
get erhalten. Nach § 15 S. 1 SGB III sind 
Ausbildungsuchende Personen, die eine 
Berufsausbildung suchen. Das umfasst 
auch Personen auf der Suche nach Aus-
bildungsgängen an Fach- und Berufsfach-
schulen sowie Berufsakademien, soweit 
hierfür ein Ausbildungsvertrag mit einem 
Arbeitgeber abgeschlossen wird.239 Die 
schulische Berufsausbildung ist dagegen 
nicht eingeschlossen.240 Erforderlich ist 
nicht, dass die Person sich bei der Agentur 
für Arbeit ausbildungsuchend gemeldet 
hat.241 Damit können auch Asylsuchende 
Ausbildungsuchende sein.

238 Gagel/Baldschun, SGB III § 16 Rn. 4; Brand/
Kühl, 8. Aufl. 2018, SGB III § 16 Rn. 2.

239 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-
sungen (FW) Förderung aus dem Vermittlungs-
budget gemäß § 44 SGB III, gültig ab 1. August 
2019, Nr. 44.02; Gagel/Bieback, 80. EL Dezember 
2020, SGB III § 44 Rn. 13.

240 Gagel/Bieback, 80. EL Dezember 2020, SGB III 
§ 44 Rn. 13; Brand/Kühl, 8. Aufl. 2018, SGB III 
§ 15 Rn. 3.

241 Gagel/Bieback, 80. EL Dezember 2020, SGB III 
§ 44 Rn. 14; auch BA FW Förderung aus Vermitt-
lungsbudget, a. a. O. (Fn. 239), Nr. 44.02 nennt die 
Meldung als ausbildungsuchend nicht als Vor-
aussetzung. 

§ 8 Abs. 2 SGB II

1Im Sinne von Absatz 1 können 
Ausländerinnen und Ausländer 
nur erwerbstätig sein, wenn ihnen 
die Aufnahme einer Beschäftigung 
erlaubt ist oder erlaubt werden 
könnte. 2Die rechtliche Möglich­
keit, eine Beschäftigung vorbe­
haltlich einer Zustimmung nach 
§ 39 des Aufenthaltsgesetzes auf­
zunehmen, ist ausreichend. 
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Dritte Fallgruppe: Von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Arbeitsuchende

Schließlich sind auch »von Arbeitslosig-
keit bedrohte Arbeitsuchende« förderfä-
hig. Hierzu können neben versicherungs-
pflichtig Beschäftigten auch sonstige 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und – in sinngemäßer Anwendung des 
§ 17 Nr. 2 und 3 SGB III – auch Berufs-
rückkehrende, Hochschulabsolventen 
und Selbstständige gehören.242

Damit können Asylsuchende jedenfalls 
durch eine Arbeitslosmeldung sowie als 
Ausbildungsuchende und gegebenenfalls 
auch als Arbeitsuchende die Vorausset-
zungen für eine Förderung aus dem Ver-
mittlungsbudget erfüllen.

Asylsuchende, bei denen ein recht-
mäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu 
erwarten ist, können eine Förderung 
aus dem Vermittlungsbudget auch dann 
schon erhalten, wenn noch kein Arbeits-
marktzugang besteht (§§ 44 Abs. 4, 39a 
SGB III; vgl. hierzu II 1.2.2 b).

e. Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung (§ 45 SGB III)

Arbeitslose, Ausbildungsuchende und 
von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsu-
chende können auch durch Maßnahmen 
zur Aktivierung und beruflichen Ein-
gliederung unterstützt werden. Im Rah-
men dieser Maßnahmen sollen sie u. a. 
an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
herangeführt werden, bestehende Ver-
mittlungshemmnisse sollen festgestellt, 

242 Gagel/Bieback, 80. EL Dezember 2020, SGB III 
§ 44 Rn. 17. 

verringert oder beseitigt werden, und sie 
sollen in eine sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung vermittelt werden. Die 
Maßnahme kann entweder bei Bildungs-
trägern, die dann Teile bei Arbeitgebern 
enthalten kann, oder insgesamt bei Ar-
beitgebern stattfinden. Die Maßnahmen 
oder Maßnahmenteile bei Arbeitgebern 
können maximal sechs Wochen dau-
ern (§ 45 Abs. 2 S. 2 SGB III).243 Zweck 
der Maßnahme darf es nicht sein, aus-
schließlich oder überwiegend Tätigkeiten 
auszuüben, für die in der Regel Entgelt 
gezahlt wird.244 Zur Vermittlung in eine 
sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung kommt eine Maßnahme bei einem 
Träger der privaten Arbeitsvermittlung in 
Betracht.245

Als Maßnahmen speziell für Asylsu-
chende und andere Flüchtlingsgruppen 
hat die Bundesagentur für Arbeit u. a. 
die Maßnahme »Perspektiven für jun-
ge Flüchtlinge (PerjuF)«246 konzipiert, in 
denen zu einem erheblichen Teil berufs-
bezogene Deutschkenntnisse vermittelt 
werden. Nach den Fachlichen Weisungen 

243 Für weitere Informationen über die arbeits- und 
sozialrechtlichen Rahmenbedingungen bei Maß-
nahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein-
gliederung vgl. Caritasverband: Arbeitshilfe 2, 
a. a. O. (Fn. 16), Nr. 11, S. 54 ff.

244 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-
sungen (FW) Maßnahmen bei einem Arbeitge-
ber (MAG) gültig ab 1.8.2019, 45.12. 

245 Zu den Einzelheiten siehe Bundesagentur für 
Arbeit (BA), Fachliche Weisungen (FW) Aktivie-
rungs- und Vermittlungsgutschein für eine Maß-
nahme bei einem Träger der privaten Arbeits-
vermittlung – AVGS MPAV – nach § 45 SGB III, 
gültig ab: 17.3.2020.

246 Produktinformation PerjuF bei arbeitsagentur.de 
unter: Für Menschen aus dem Ausland/Schule, 
Ausbildung und Studium in Deutschland, hier 
unter Ausbildung der Link Perspektiven für jun-
ge Flüchtlinge (PerjuF).  

https://www.arbeitsagentur.de/fuer-menschen-aus-dem-ausland/perspektiven-fuer-gefluechtete
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des- oder landesrechtlichen Vorschriften 
geregelter Berufsabschluss oder eine be-
rufsanschlussfähige Teilqualifikation 
erworben wird.249 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer können zum einen durch eine Über-
nahme der Weiterbildungskosten geför-
dert werden, wenn die Weiterbildung 
notwendig ist, um

 • sie bei Arbeitslosigkeit beruflich einzu-
gliedern,

 • bei Arbeitslosigkeit ihre individuelle 
Beschäftigungsfähigkeit zu verbessern 
oder

 • eine ihnen drohende Arbeitslosigkeit 
abzuwenden (§ 81 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 
Abs. 1a SGB III).

Es kann auch eine Förderung zum Erwerb 
von Grundkompetenzen erfolgen, wenn 
diese nicht ausreichen, um erfolgreich an 
einer beruflichen Weiterbildung teilzu-
nehmen, die zu einem Berufsabschluss 
führt (§ 81 Abs. 3a SGB III).

Zum anderen haben Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer einen Anspruch 
darauf, dass ihr nachträglicher Erwerb ei-
nes Berufsabschlusses durch Übernahme 
der Weiterbildungskosten gefördert wird, 
wenn vor allem folgende Voraussetzun-
gen vorliegen (§ 81 Abs. 2 S. 1 SGB III):

 • Sie haben keinen Berufsabschluss, für 
den eine mindestens zweijährige Aus-
bildung erforderlich ist oder

249 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-
sungen (FW) Förderung der beruflichen Weiter-
bildung Arbeitslose und Beschäftigte, gültig ab: 
18.2.2021, S. 9.

der Bundesagentur für Arbeit247 begrün-
den diese betrieblichen Maßnahmen kein 
Beschäftigungsverhältnis und sie stellen 
auch keine Praktika dar.

Fahrt- und Kinderbetreuungskosten 
können übernommen werden.248 Die 
Agentur für Arbeit kann den Förderbe-
darf bescheinigen und Maßnahmeziel 
und -inhalt in einem Aktivierungs- und 
Vermittlungsgutschein festlegen. Dieser 
berechtigt Asylsuchende zur Auswahl ei-
nes Trägers oder eines Arbeitgebers (§ 45 
Abs. 4 SGB III). Die Entscheidung über 
die Teilnahme an einer solchen Maßnah-
me ist in der Regel eine Ermessensent-
scheidung (§ 45 Abs. 7 SGB III).

Wie bei der Förderung aus dem Ver-
mittlungsbudget ist es erforderlich, dass 
die Antragstellenden Arbeitslose, Ausbil-
dungsuchende oder von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Arbeitsuchende sind. Asylsu-
chende, bei denen ein rechtmäßiger und 
dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, 
können eine Förderung aus dem Vermitt-
lungsbudget auch dann schon erhalten, 
wenn noch kein Arbeitsmarktzugang be-
steht (§§ 45 Abs. 9, 39a SGB III; vgl. hier-
zu II 1.2.2 b).

f. Berufliche Weiterbildung (§ 81 SGB III)

Voraussetzung ist, dass durch die Teilnah-
me ein nach dem Berufsbildungsgesetz, 
der Handwerksordnung oder nach bun-

247 BA FW Maßnahmen bei Arbeitgeber, a. a. O. 
(Fn. 244), 45.01.

248 Ebd., 45.14; Bundesagentur für Arbeit (BA), 
Fachliche Weisungen (FW) Maßnahmen bei ei-
nem Träger (MAT) nach § 45 SGB III, gültig ab 
1.8.2019, 45.13.
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 • sie können eine ihrem Berufsabschluss 
entsprechende Beschäftigung voraus-
sichtlich nicht mehr ausüben, weil sie 
mehr als vier Jahre eine an- oder unge-
lernte Tätigkeit ausgeübten haben

 • Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ohne Berufsabschluss, die noch 
nicht drei Jahre beruflich tätig waren, 
können nur gefördert werden, wenn 
eine der weiteren Voraussetzungen 
vorliegt:250

 ◉ Es ist ihnen nicht möglich oder nicht 
zumutbar, eine berufliche Ausbil-
dung oder eine berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahme zu absolvieren, 
beispielsweise wegen des Alters oder 
der familiären Rahmenbedingun-
gen (z. B. Alleinverdienende mit 
Familie),251 oder

 ◉ die Weiterbildung wird in einem 
Engpassberuf (also einem Beruf, in 
dem Fachkräfte besonders gesucht 
werden) angestrebt.252 

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer erhalten einen Bildungsgutschein 
(§ 81 Abs. 4 S. 1 SGB III), mit dem sie eine 
berufliche Weiterbildungsmaßnahme bei 
einem Träger besuchen können, die mit 
einem Zeugnis abschließt. Eine bundes-
weite Übersicht über berufliche Weiter-

250 Das grundsätzliche Erfordernis einer dreijähri-
gen beruflichen Tätigkeit für Arbeitnehmer ohne 
Berufsabschluss setzt den gesetzlichen Vorrang 
der beruflichen Erstausbildung um, vgl. BA FW 
Berufliche Weiterbildung, a. a. O. (Fn. 249), S. 9 f., 
Nr. 2, Abs. 3.

251 Ebd., S. 10, Nr. 2, Abs. 4.
252 Ebd., S. 10, Nr. 2, Abs. 4. mit Hinweis auf den In-

ternetauftritt der Statistik der BA, abrufbar auf 
statistik.arbeitsagentur.de unter Statistiken/The-
men im Fokus/Fachkräftebedarf.

bildungsangebote ist auf der Internetseite 
der Bundesagentur für Arbeit zu finden.253

Darüber hinaus besteht ein Anspruch 
auf die Übernahme der Weiterbildungs-
kosten zum nachträglichen Erwerb 
des Hauptschulabschlusses oder eines 
gleichwertigen Schulabschlusses, wenn 
die Voraussetzungen für die Förderung 
der beruflichen Weiterbildung erfüllt sind 
und eine erfolgreiche Teilnahme zu er-
warten ist (§ 81 Abs. 3 S. 1 SGB III).

Nach § 82 Abs. 1 SGB III können Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
unabhängig von den dargestellten Vor-
aussetzungen auch im Rahmen eines be-
stehenden Arbeitsverhältnisses an einer 
beruflichen Weiterbildung teilnehmen. 
Dabei werden die Weiterbildungskosten 
ganz oder teilweise übernommen, wenn 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
vermittelt werden, die über ausschließlich 
arbeitsplatzbezogene kurzfristige Anpas-
sungsfortbildungen hinausgehen. Die 
Maßnahme muss außerhalb des Betriebes 
oder von einem zugelassenen Träger im 
Betrieb durchgeführt werden und mehr 
als 120 Stunden dauern. Voraussetzung 
ist außerdem vor allem, dass der Erwerb 
des Berufsabschlusses in der Regel min-
destens vier Jahre zurückliegt.

Eine Förderung soll nur erfolgen, wenn 
sich die Arbeitgeber in angemessenem 
Umfang an den Lehrgangskosten betei-
ligen (§ 82 Abs. 2 S. 1 SGB III). Für die 
berufliche Weiterbildung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern können 
Arbeitgeber durch Zuschüsse zum Ar-
beitsentgelt gefördert werden (§ 82 Abs. 3 
S. 1 SGB III).

253 Siehe http://kursnet-finden.arbeitsagentur.de/
kurs/index.jsp.

https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Themen-im-Fokus/Fachkraeftebedarf/Fachkraeftebedarf-Nav.html
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g. Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB III) 

Bei der Einstiegsqualifizierung handelt es 
sich um ein Praktikum, das eine betrieb-
liche Berufsausbildung vorbereitet und 
die Chance bietet, in sechs bis maximal 
zwölf Monaten den Arbeitsalltag in ei-
nem bestimmten Tätigkeitsfeld und in 
einem Betrieb kennenzulernen. Die Ein-
stiegsqualifizierung schließt mit einem 
Zertifikat ab, das die zuständige Kammer 
auf der Grundlage der Bescheinigung des 
Arbeitgebers ausstellt, und kann auf die 
Ausbildungszeit angerechnet werden.254 
Arbeitgeber, die eine betriebliche Ein-
stiegsqualifizierung durchführen, erhal-
ten einen Zuschuss in Höhe der mit den 
Auszubildenden vereinbarten Vergütung 
zuzüglich eines pauschalierten Anteils 
am durchschnittlichen Gesamtsozial-
versicherungsbeitrag, maximal 247 Euro 
monatlich. Hierfür müssen die Arbeitge-
ber einen entsprechenden Antrag beim 
Arbeitgeberservice der Agentur für Ar-
beit stellen. Die Teilnehmenden an einer 
Einstiegsqualifizierung können jetzt auch 
durch Übernahme von Fahrkosten geför-
dert werden (§ 54a Abs. 6 S. 1 SGB III).

Im Regelfall werden junge Menschen 
unter 25 Jahren gefördert; bei Geflüchte-
ten ist eine Teilnahme in der Regel bis zu 
einem Alter von 34 Jahren möglich.255 Vo-
raussetzung für eine Förderung ist, dass 
sich die Asylsuchenden bei der Agentur 
für Arbeit ausbildungsuchend gemeldet 
haben, und

254 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche 
Weisungen Einstiegsqualifizierung, gültig ab 
1.8.2020, 54a.32 f und 54a.14.

255 Ebd., 54a.44. 

 • aus individuellen Gründen eine ein-
geschränkte Vermittlungsperspektive 
besteht und auch die bundesweiten 
Nachvermittlungsaktionen erfolglos 
blieben, oder 

 • wenn ihnen die erforderliche Ausbil-
dungsreife fehlt, oder 

 • wenn sie lernbeeinträchtigt oder so-
zial benachteiligt sind (§ 54 a Abs. 4 
SGB III). 

Die erforderliche Ausbildungsreife fehlt 
Personen, die eignungsbedingte Ein-
schränkungen im Hinblick auf den ange-
strebten Ausbildungsberuf aufweisen, die 
aber grundsätzlich für die Ausbildung in 
einem Betrieb geeignet sind.256 Als lern-
beeinträchtigt gelten insbesondere junge 
Menschen ohne Hauptschulabschluss so-
wie ehemalige Schüler aus Förderschulen 
für Menschen mit einer Lernbehinde-
rung unabhängig vom erreichten Schul-
abschluss. Eine soziale Benachteiligung 
wird etwa bei jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund angenommen, 
die aufgrund von Sprachdefiziten oder 
wegen bestehender sozialer Eingewöh-
nungsschwierigkeiten in einem fremden 
soziokulturellen Umfeld eine besondere 
Unterstützung brauchen.257 Da viele jun-
ge Asylsuchende, die noch nicht lange in 
Deutschland leben, keinen Hauptschul-
abschluss erwerben konnten und mangels 
ausreichendem Zugang zu Deutschkur-
sen Defizite in der deutschen Sprache ha-
ben, liegen diese Fördervoraussetzungen 
bei der Zielgruppe häufig vor.

256 Ebd., 54a.43.
257 Ebd., 54a.43; Bundesagentur für Arbeit (BA), 

Fachliche Weisungen (FW) Außerbetriebliche 
Berufsausbildung, gültig ab Februar 2020, 76.51.
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Bei einer Einstiegsqualifizierung muss 
der Auszubildende, der gegebenenfalls 
auch noch berufsschulpflichtig ist, min-
destens 70 % der Gesamtzeit im Betrieb 
verbringen (§ 3 Abs. 1 Einstiegsqualifizie-
rungsförderungs-Anordnung – EQFAO). 
Bei entsprechenden tariflichen Verein-
barungen können hiervon Ausnahmen 
gemacht werden, wenn die Teilnahme 
an einem Deutschförderkurs erforderlich 
ist, wobei die Zeit im Betrieb mindestens 
50 % betragen muss (§ 3 Abs. 1a EQFAO). 
Sind Teilnehmende berufsschulpflichtig, 
sollten sie möglichst die entsprechende 
Fachklasse besuchen.258

Es besteht die Möglichkeit, dass auch 
eine weitere Einstiegsqualifizierung bei ei-
nem anderen Arbeitgeber gefördert wird. 
Insbesondere bei aneinander anschlie-
ßenden Förderungen darf die Förderzeit 
insgesamt 12 Monate nicht überschreiten. 
Wird eine Einstiegsqualifizierung in ei-
nen anderen bzw. nicht verwandten Aus-
bildungsberuf angestrebt, kann auf die 
Anrechnung verzichtet werden. Sofern 
nach der Einstiegsqualifizierung trotz in-
tensiver Bewerbungsaktivitäten keine Be-
rufsausbildung begonnen werden konn-
te, kann im begründeten Ausnahmefall 
eine erneute Förderung im gleichen oder 
einem verwandten Beruf über eine Ein-
stiegsqualifizierung erfolgen.259 

Während einer Einstiegsqualifizierung 
kann eine Förderung durch Maßnahmen 
der Assistierten Ausbildung erfolgen (§ 74 
Abs. 1 S. 1 SGB III), wozu Asylsuchende 
jetzt eingeschränkt Zugang haben (vgl. 
II 1.2.2 i). Bei der Einstiegsqualifizierung 

258 BA FW Einstiegsqualifizierung, a. a. O. (Fn. 254), 
54a.25.

259 Ebd., 54a.52.

handelt es sich um eine zustimmungsfreie 
Beschäftigung (§ 32 Abs. 3, Abs. 2 Nr. 1 
BeschV; § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 MiLoG; vgl. 
I 1.1.2 b).260 

h. Eingliederungszuschuss für 
Arbeitgeber (§ 88 SGB III)

Arbeitgeber können zur Eingliederung 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern mit Vermittlungshemmnissen Zu-
schüsse zu den Arbeitsentgelten erhalten, 
wenn deren Vermittlung wegen in ihrer 
Person liegender Umstände erschwert ist. 
Dies können z. B. gesundheitliche Ein-
schränkungen, unzureichende Deutsch-
kenntnisse, eine fehlende bzw. unzurei-
chende berufliche Qualifikation oder eine 
besondere Einarbeitungsbedürftigkeit 
sein, etwa weil jemand längere Zeit nicht 
gearbeitet hat.261 Förderhöhe und -dauer 
richten sich nach dem Umfang einer Min-
derleistung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und nach den jeweiligen 
Eingliederungserfordernissen. Die Höhe 
des Eingliederungszuschusses beträgt 
maximal 50 % des berücksichtigungsfä-
higen Arbeitsentgelts; der Lohnkosten-
zuschuss wird für längstens zwölf Monate 
geleistet (§ 89 SGB III).262 Der Arbeitgeber 

260 Für weitere Informationen über die arbeits- und 
sozialrechtlichen Rahmenbedingungen bei einer 
Einstiegsqualifizierung vgl. Caritasverband: Ar-
beitshilfe 2, a. a. O. (Fn. 16), Nr. 6, S. 31 ff. 

261 Brand/Kühl, 8. Aufl. 2018, SGB III § 88 Rn. 9–15; 
Gagel/Schneil, 80. EL Dezember 2020, SGB III 
§ 88 Rn. 20–22; Bundesagentur für Arbeit (BA), 
Fachliche Weisungen (FW) zum Eingliederungs-
zuschuss, gültig ab 1.1.2020, 88.12. 

262 Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ab 
50 Jahren kann die Förderdauer bis zu 36 Monate 
betragen, wenn die Förderung bis zum 31. De-
zember 2023 begonnen hat (§ 89 S. 3 SGB III).
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ist verpflichtet, die Arbeitnehmerin oder 
den Arbeitnehmer nach dem Ende der 
Förderung entsprechend der Förderdau-
er, längstens jedoch zwölf Monate, weiter 
zu beschäftigen (§ 92 Abs. 2 S. 5 SGB III).

Die Förderung eines befristeten Ar-
beitsverhältnisses ist möglich.263 Ein 
Eingliederungszuschuss kann grundsätz-
lich nur gezahlt werden, wenn er vor der 
Arbeitsaufnahme beantragt worden ist 
(§ 324 Abs. 1 S. 1 SGB III).264

Die Entscheidung über die Gewährung 
eines Eingliederungszuschusses, die der 
Arbeitgeber bei der Agentur für Arbeit 
beantragen muss, ist eine Ermessensent-
scheidung.

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit265 können Asyl-
suchende grundsätzlich gefördert wer-
den, wenn der Förderzeitraum und die 
Nachbeschäftigungszeit innerhalb der 
Geltungsdauer der Aufenthaltsgestattung 
liegen. Da die Aufenthaltsgestattung aber 
längstens für sechs Monate gültig ist (§ 63 
Abs. 2 S. 2 AsylG), wird das meist nicht 
der Fall sein. Bei Asylsuchenden mit einer 
»guten Bleibeperspektive« im Sinne des 
§ 39a SGB III (vgl. II 1.2.1 b) ist nach den 
Fachlichen Weisungen eine Förderung 
unabhängig von der Geltungsdauer der 
Aufenthaltsgestattung immer möglich; 
bei anderen Asylsuchenden dann, wenn 
durch Nachfrage bei der Ausländerbehör-
de geklärt wird, dass von einer Verlänge-
rung des Aufenthaltsrechts ausgegangen 
werden kann.

263 BA FW Eingliederungszuschuss, a. a. O. (Fn. 261), 
88.33. 

264 Ebd., 88.25. 
265 Ebd., 88.34–35.

i. Förderung der Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben 

(§§ 112 ff. SGB III)

Für Menschen mit Behinderungen kön-
nen Leistungen zur Förderung der Teil-
habe am Arbeitsleben erbracht werden, 
um ihre Erwerbsfähigkeit zu erhalten, 
zu verbessern oder (wieder-)herzustellen 
und ihre Teilhabe am Arbeitsleben zu si-
chern (§ 112 Abs. 1 SGB III). Hierzu kön-
nen auch Personen mit einer psychischen 
Erkrankung gehören (§ 19 Abs. 1 SGB III, 
§ 2 Abs. 1 SGB IX) – etwa infolge einer 
posttraumatischen Belastungsstörung, 
die bei Asylsuchenden nicht selten vor-
liegt. Leistungen können auch erfolgen, 
wenn eine Behinderung mit beruflichen 
Folgen droht (§ 19 Abs. 2 SGB III). 

Gewährt werden zum einen allgemei-
ne Leistungen, etwa zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung, zur Förde-
rung der Berufsausbildung – wie eine au-
ßerbetriebliche Berufsausbildung – oder 
zur beruflichen Weiterbildung (§§ 115 f. 
SGB III). Soweit § 116 SGB III keine 
günstigere Regelung enthält, sind für den 
Zugang zu diesen allgemeinen Leistungen 
grundsätzlich die Voraussetzungen des je-
weiligen Förderinstruments maßgeblich. 

Hier stellt sich allerdings die Frage, 
ob auch die aufenthaltsrechtlichen Ein-
schränkungen in den allgemeinen Rege-
lungen des SGB III266 zur Ausbildungs-
förderung (vgl. II 1.2.3) für Menschen mit 
Behinderungen gelten, die Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben nutzen möch-
ten. Zu diesen Leistungen zählt beispiels-
weise die Aufnahme einer außerbetrieb-

266 §§ 52 Abs. 2 S. 2 und 3, 60 Abs. 3 S.1, 74a Abs. 1 
S. 3 und 4, 76 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 SGB III.
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lichen Ausbildung nach §§ 115 Nr. 2, 76 
SGB III. 

Nach einer Auffassung, die bislang teil-
weise in der Rechtsliteratur und in der – 
soweit ersichtlich – einzigen Gerichtsent-
scheidung267 vertreten wurde, bestehen 
diese aufenthaltsrechtlichen Einschrän-
kungen beim Zugang zu den allgemei-
nen Leistungen nicht. Das wird damit 
begründet, dass § 114 SGB III268 nur in 
Bezug auf den Leistungsrahmen, nicht 
aber hinsichtlich des förderfähigen Perso-
nenkreises auf die allgemeinen Vorschrif-
ten der §§ 44–94 SGB III verweise (so-
genannte Rechtsfolgenverweisung). Das 
SGB III enthalte danach in den Regelun-
gen der §§ 112–116 SGB III eine vorran-
gige Spezialregelung für die Leistungen 
für die Ausbildung und die Weiterbildung 
behinderter Menschen mit der Folge, dass 
alle ausländischen Staatsangehörigen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt 
im Inland unabhängig von ihrem Aufent-
haltsstatus förderfähig seien. Damit wür-
den die Leistungen auch Asylsuchenden 
und Personen mit Duldung bei Vorliegen 
einer Behinderung uneingeschränkt zu-
stehen.

Demgegenüber wird aber in der Ge-
setzesbegründung zum Integrationsgesetz 

267 SG Hamburg, Urteil vom 23.1.2012 – S 47 AL 
36/10 – m. w. N., siehe Berliner Flüchtlingsrat, 
Rechtsprechungsübersicht zum Flüchtlingssozi-
alrecht, 8. November 2015, S. 412 (abrufbar auf 
fluechtlingsrat-berlin.de unter Recht und Rat/
Rechtsprechung); Kador in Mutschler/Bartz/
Schmidt-De Caluwe, 6. Aufl. 2017, § 112 SGB III, 
Rn. 12; Gagel/Nebe, 80. EL Dezember 2020, 
SGB III § 19 Rn. 23.

268 Nach § 114 SGB III richten sich die allgemeinen 
und besonderen Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben nach den §§ 44–94 SGB III, soweit 
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.

vom 31. Mai 2016269 ausgeführt, dass die 
aufenthaltsrechtlichen Einschränkungen 
auch auf Personen mit einer Behinderung 
anwendbar seien. Da es sich bei § 114 
SGB III um eine sogenannte Rechts-
grundverweisung handele,270 seien nach 
Auffassung u. a. der Bundesagentur für 
Arbeit alle Leistungsvoraussetzungen 
der Vorschrift, auf die verwiesen wird, 
zu prüfen.271 Bei den Regelungen zu den 
allgemeinen Leistungen bestünde keine 
abweichende Vorgabe für Menschen mit 
Behinderungen. 

Dies würde bedeuten, dass viele Asyl-
suchende mit einer Behinderung von 
den allgemeinen Leistungen zur Ausbil-
dungsförderung, bei denen aufenthalts-
rechtliche Einschränkungen bestehen, 
ausgeschlossen sein können. Sie könnten 
insbesondere keine außerbetriebliche Be-
rufsausbildung aufnehmen (zu den De-
tails siehe den nachfolgenden Abschnitt 
II 1.2.3). 

Vor dem Hintergrund des besonderen 
Schutzes von Menschen mit Behinderun-
gen durch das höherrangige Recht – wie 
durch die UN-Behindertenrechtskonven-
tion – ist diese Auslegung aber abzuleh-
nen. Allen Menschen mit Behinderungen 
muss die größtmögliche Teilhabe am Ar-
beitsleben eingeräumt werden. Aufent-
haltsrechtliche Einschränkungen, die die 
Teilhabe unmöglich machen, müssen un-
terbleiben. Wenn der Gesetzgeber keine 

269 BT-Drucksache 18/8615 vom 31.5.2016, S. 31.
270 So auch BeckOK SozR/B. Schmidt, 60. Ed. 

1.3.2021, SGB III § 114 Rn. 1; Gagel/Nebe, 80. EL 
Dezember 2020, SGB III § 114 Rn. 1; Brand/Kar-
manski, 8. Aufl. 2018, SGB III § 114 Rn. 2.

271 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-
sungen (FW) Reha, gültig ab 20.10.2016, Nr. 2; 
so auch Siefert in Hauck/Noftz, SGB III, Stand: 
Dezember 2019, § 122 SGB III, Rn. 33. 

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/Urteile2.pdf
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Klarstellung vornimmt, müsste hier eine 
Klärung durch die Rechtsprechung abge-
wartet werden.272

Neben den allgemeinen Leistungen 
können unter bestimmten Vorausset-
zungen besondere Leistungen wie das 
Übergangsgeld und das Ausbildungsgeld 
zur Finanzierung des Lebensunterhalts 
während einer Berufsausbildung sowie 
die Übernahme der Teilnahmekosten an 
Maßnahmen (§§ 117 ff. SGB III) in An-
spruch genommen werden.

Aufenthaltsrechtliche Einschränkun-
gen bestehen beim Ausbildungsgeld, das 
Menschen mit Behinderungen unter an-
derem während einer Berufsausbildung 
und einer Maßnahme im Eingangsver-
fahren oder Berufsbildungsbereich einer 
Werkstatt für behinderte Menschen er-
halten, da hierfür die Vorschriften über 
die Berufsausbildungsbeihilfe entspre-
chend gelten (§ 122 Abs. 2 SGB III). Wenn 
davon ausgegangen wird, dass auch für 
Menschen mit Behinderungen die auf-
enthaltsrechtlichen Voraussetzungen ge-
geben sein müssen, können Asylsuchende 
mangels Zugang zu Berufsausbildungs-
beihilfe kein Ausbildungsgeld erhalten 
(zu den Einzelheiten und Folgen dieses 
Ausschlusses vgl. II 1.2.3 a).

Die Entscheidung über die Gewährung 
allgemeiner Leistungen ist eine Ermes-
sensentscheidung der Agentur für Ar-
beit, bei der aber die Vorgaben des höher-

272 Zu weiteren Einzelheiten vgl. auch Barbara Wei-
ser, »Sozialleistungen für Menschen mit einer Be-
hinderung im Kontext von Migration und Flucht. 
Eine Übersicht zu den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen«, hg. von passage gGmbH/Universität 
Hamburg, November 2016, S. 95 ff., 25 ff., abruf-
bar auf esf-netwin.de unter Rechtliche Informati-
onen/5. Geflüchtete mit einer Behinderung.

rangigen Rechts zu berücksichtigen sind; 
auf die Bewilligung der besonderen Leis-
tungen besteht ein Anspruch (§ 3 Abs. 3 
Nr. 8 SGB III).

Außerdem können Arbeitgeber bei 
der Beschäftigung von behinderten und 
schwerbehinderten Asylsuchenden einen 
Lohnkostenzuschuss sowie einen Zu-
schuss zur Ausbildungsvergütung erhal-
ten (§§ 90, 73 SGB III).273

j. Begleitende Phase der 
Assistierten Ausbildung

Mit dem Gesetz zur Förderung der be-
ruflichen Weiterbildung im Struktur-
wandel und zur Weiterentwicklung der 
Ausbildungsförderung274 wurde die zu-
nächst befristete Assistierte Ausbildung 
am 29. Mai 2020 dauerhaft in das SGB III 
übernommen. Dabei wurden die ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen275 und die As-
sistierte Ausbildung nach § 130 SGB III 

273 Weitere Informationen u. a. zu Unterstützungs-
möglichkeiten bietet der Leitfaden Maren Gag 
und Barbara Weiser, »Beratung von Menschen 
mit einer Behinderung im Kontext von Migrati-
on und Flucht«, 2. Aufl. Februar 2020, abrufbar 
auf esf-netwin.de unter Rechtliche Informatio-
nen/5. Geflüchtete mit einer Behinderung.

274 Vom 20. Mai 2020, BGBl. I, Nr. 24, S. 1044.
275 Für Maßnahmen der ausbildungsbegleitenden 

Hilfen, die bis zum 28. Februar 2021 begonnen 
haben und bis zum 30. September 2021 enden, 
sind die bis 28. Mai 2020 geltenden Regelungen 
für die ausbildungsbegleitenden Hilfen anwend-
bar. Soweit Maßnahmen noch bis zu sechs Mo-
nate nach Begründung eines Arbeitsverhältnis-
ses förderfähig sind, gilt das bis 31. März 2022 
(§ 450 Abs. 2 SGB III). Seit 1. August 2019 haben 
Asylsuchende und Geduldete, bei denen kein Ar-
beitsverbot besteht, uneingeschränkt Zugang zu 
ausbildungsbegleitenden Hilfen (vgl. § 75 SGB III 
a. F.).

https://www.esf-netwin.de/download/604/
https://www.esf-netwin.de/download/602/
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a. F. zu einem Instrument vereinheitlicht, 
in dem alle Angebote beider Förder in-
stru men te enthalten sind.276 Die neue As-
sistierte Ausbildung gliedert sich in eine 
Vorphase, zu der Asylsuchende nur un-
ter bestimmten Voraussetzungen Zugang 
haben (§ 75a Abs. 1 S. 3 SGB III, zu den 
Einzelheiten vgl. II 1.2.3 c), und in eine 
begleitende Phase. Im Rahmen dieser 
Maßnahme werden die jungen Menschen 
auch im Betrieb individuell und kontinu-
ierlich unterstützt und sozialpädagogisch 
begleitet. Hierzu steht beim Träger der 
Assistierten Ausbildung über die gesamte 
Förderdauer eine feste Ausbildungsbeglei-
terin oder ein fester Ausbildungsbegleiter 
zur Verfügung (§ 74 Abs. 4 SGB III).

Förderungsberechtigt sind junge 
Menschen, die ohne Unterstützung eine 
Berufsausbildung nicht aufnehmen oder 
fortsetzen können oder voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, die Be-
rufsausbildung abzuschließen. Eine För-
derberechtigung besteht auch, wenn sie 
aus personenbedingten Gründen nach 
dem vorzeitigen Ende einer betrieblichen 
Berufsausbildung keine weitere Ausbil-
dung aufnehmen oder nach Abschluss 
einer mit Assistierter Ausbildung unter-
stützten Berufsausbildung kein Arbeits-
verhältnis beginnen oder festigen können. 
Auch wenn während einer Einstiegsqua-
lifizierung zusätzliche Unterstützung er-
forderlich ist, kann eine Förderung erfol-
gen (§ 74 Abs. 3 S. 1–2 SGB III).

Damit wurde die bisherige Begrenzung 
auf sogenannte »Lernbeeinträchtigte« 

276 Bundesagentur für Arbeit (BA), Die weiterentwi-
ckelte Assistierte Ausbildung – »AsA flex«– In-
formationen der Bundesagentur für Arbeit zur 
Umsetzung vom 29.9.2020, abrufbar unter bit.
ly/3emmNTS.

und »sozial Benachteiligte« aufgegeben.277 
Eine Altersbeschränkung sieht das Ge-
setz nicht vor.278 Die begleitende Phase 
der Assistierten Ausbildung endet spä-
testens sechs Monate nach Beginn eines 
Arbeitsverhältnisses oder ein Jahr nach 
Ende der Berufsausbildung (§ 74 Abs. 3 
S. 3 SGB III).

Die begleitende Phase umfasst neben 
der sozialpädagogischen Begleitung Maß-
nahmen zur Stabilisierung des Berufsaus-
bildungsverhältnisses oder der Einstiegs-
qualifizierung, Angebote zum Abbau von 
Bildungs- und Sprachdefiziten sowie 
zur Vermittlung fachtheoretischer Fer-
tigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten 
(§ 75 Abs. 2 SGB III). Die Agentur für 
Arbeit legt die erforderlichen Unterstüt-
zungselemente nach Beratung des jun-
gen Menschen in Abstimmung mit dem 
Träger der Maßnahme im Einzelfall fest 
(§ 75 Abs. 3 SGB III). Stütz- und Förder-
unterricht sowie sozialpädagogische An-
gebote können bei entsprechenden The-
men in Gruppenmaßnahmen von einem 
bis zu acht Teilnehmenden durchgeführt 
werden.279 Grundsätzlich sollen die Un-
terstützungsangebote der Assistierten 
Ausbildung außerhalb der betrieblichen 
Ausbildungs-/Qualifizierungszeit erfol-
gen; Ausnahmen sind bei Einverständnis 
des Ausbildungsbetriebes möglich.280

Auch Betriebe können administrativ 
und organisatorisch sowie zur Stabilisie-
rung des Berufsausbildungsverhältnisses 
oder der Einstiegsqualifizierung unter-

277 Ebd.
278 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-

sungen (FW) Assistierte Ausbildung flexibel, gül-
tig ab 10.9.2020, gültig bis 30.9.2022, 75.10.

279 Ebd., 75.24.
280 Ebd., 75.26.

https://www.arbeitsagentur.de/datei/weiterentwickelte-ausbildung-asaflex_ba146683.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/weiterentwickelte-ausbildung-asaflex_ba146683.pdf
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stützt werden, wenn die Auszubildenden 
durch eine Assistierte Ausbildung geför-
dert werden (§ 75 Abs. 7 SGB III).

Asylsuchende können durch Maßnah-
men der Assistierten Ausbildung in der 
begleitenden Phase uneingeschränkt ge-
fördert werden.281 

1.2.3 Förderinstrumente mit aufent­
haltsrechtlichen Sonderregelungen

Im Folgenden werden nun die Leistun-
gen dargestellt, bei denen im SGB III 
weiterhin ausdrücklich Ausschlüsse oder 
Zugangsbeschränkungen genannt sind 
(vgl. II 1.2.1). Kriterien hierfür sind der 
Aufenthaltsstatus – gegebenenfalls zu-
sammen mit einer bestimmten Vorauf-
enthaltsdauer sowie ein bestimmtes Maß 
an Schulwissen und Deutschkenntnissen. 
Dies betrifft die Berufsausbildungsbeihil-
fe, das Ausbildungsgeld, die berufsvorbe-
reitenden Bildungsmaßnahmen, die Vor-
phase der Assistierten Ausbildung sowie 
die außerbetriebliche Berufsausbildung. 
Eine Übersicht über alle Förderinstru-
mente ist in der Tabelle im Anhang zu 
finden. 

a. Berufsausbildungsbeihilfe 
(§§ 56 ff. SGB III)

Während einer betrieblichen Berufs-
ausbildung haben Auszubildende, wenn 
sie nicht bei ihren Eltern wohnen, unter 
bestimmten Voraussetzungen einen An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe. 
Sind sie jünger als 18 Jahre, ist in der Re-

281 Ebd., 75.77.

gel eine Förderung nur möglich, wenn sie 
die Ausbildungsstelle von der elterlichen 
Wohnung aus nicht in angemessener Zeit 
erreichen können (§§ 56, 57, 60 SGB III). 
Auch während einer außerbetrieblichen 
Berufsausbildung, einer berufsvorbe-
reitenden Bildungsmaßnahme sowie 
während der Vorphase der Assistierten 
Ausbildung kann ein Anspruch auf Be-
rufsausbildungsbeihilfe bestehen (§§ 57 
Abs. 1, 56 Abs. 2 S. 1 und 2 SGB III).

Die Höhe der Berufsausbildungsbei-
hilfe während einer Berufsausbildung be-
trägt maximal 723 € (§ 61 Abs. 1 SGB III; 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 2 BAföG); 
das Einkommen der Auszubildenden und 
ihrer Eltern etc. ist darauf anzurechnen 
(§ 67 SGB III). Eine Altersgrenze gibt es 
für die Berufsausbildungsbeihilfe nicht.

Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen

Durch das Ausländerbeschäftigungs-
förderungsgesetz wurden Asylsuchende 
jetzt vollständig von Berufsausbildungs-
beihilfe ausgeschlossen. Seit Inkrafttre-
ten des Integrationsgesetzes im August 
2016 hatten Asylsuchende, bei denen ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 
zu erwarten war, nach 15 Monaten Vor-
aufenthalt Zugang zu dieser Leistung.282 
Nach der Neuregelung durch das Aus-
lBFG haben Asylsuchende seit 1. August 
2019 selbst bei vorangegangener eigener 

282 Vor dem 1. August 2016 bestand nur ein Zugang 
zu Berufsausbildungsbeihilfe aufgrund vorange-
gangener eigener oder elterlicher Erwerbstätig-
keit (§ 59 Abs. 3 SGB III a. F.), der durch das In-
tegrationsgesetz unberührt blieb und jetzt durch 
das AuslBFG abgeschafft wurde.



80 II. Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und Unterstützungsangebote

oder elterlicher Erwerbstätigkeit (vgl. 
§ 59 Abs. 3 SGB III a. F.) keinen Anspruch 
auf Berufsausbildungsbeihilfe. Nur auf-
grund einer Übergangsregelung erhalten 
Asylsuchende, die bis Ende 2019 mit der 
Ausbildung begonnen und bis zu diesem 
Zeitpunkt Berufsausbildungsbeihilfe be-
antragt hatten, diese Förderung weiterhin 
nach 15 Monaten Voraufenthalt, wenn ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 
zu erwarten ist.283

Aufgrund der gleichzeitigen Ände-
rung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
im Rahmen des Migrationspakets284 ha-
ben Asylsuchende während einer durch 
Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) förder-
fähigen Berufsausbildung285 oder Ausbil-
dungsvorbereitung286 jetzt generell einen 
Anspruch auf (ergänzende) Leistungen 
nach § 2 AsylbLG – die sogenannten 
Analogleistungen – zur Sicherung ihres 
Lebensunterhalts, wenn sie seit 18 Mona-
ten in Deutschland leben.287 Damit entfällt 
die Beschränkung der Leistungserbrin-
gung auf besondere Härtefälle. Mit dieser 
Änderung wurde die »BAB-Falle« besei-
tigt, die sich bis zum Jahr 2019 aus einer 
verunglückten gesetzlichen Konstellation 

283 § 448 S. 1 SGB III; zur Auslegung des Tatbe-
standsmerkmals der Erwartung eines rechtmäßi-
gen und dauerhaften Aufenthalts vgl. II 1.2.2 b.

284 Drittes Gesetz zur Änderung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes, a. a. O. (Fn. 8), in Kraft getreten 
am 1.9.2019.

285 § 57 SGB III.
286 § 51 SGB III; Teilnehmende an der Vorphase der 

Assistierten Ausbildung haben Anspruch auf 
Berufsausbildungsbeihilfe wie Auszubildende in 
einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah-
me (§ 56 Abs. 2 S. 2 SGB III); daher müsste ihre 
Ausbildung auch nach § 51 SGB III dem Grunde 
nach förderfähig sein.

287 § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AsylbLG; die Leistung erfolgt 
als Zuschuss.

ergeben hatte. Diese hatte dafür gesorgt, 
dass für viele Asylsuchende nach 18 Mo-
naten des Aufenthalts in Deutschland 
weder ein Anspruch auf Berufsausbil-
dungsbeihilfe noch – mit Ausnahme der 
Härtefälle in § 22 Abs. 1 S. 2 SGB XII – ein 
Zugang zu Leistungen nach § 2 AsylbLG 
bestand. Dadurch bestand die Gefahr, 
dass Asylsuchende ihre Ausbildung we-
gen mangelnder Lebensunterhaltssiche-
rung abbrechen mussten. Nun ist sicher-
gestellt, dass sie auch als Auszubildende 
beim »Aufstieg« in die sogenannten Ana-
logleistungen nach 18 Monaten weiterhin 
leistungsberechtigt sind. 

Asylsuchende, die noch nicht 18 Mo-
nate hier leben, beziehen wie bislang 
(ergänzend) Grundleistungen nach § 3 
AsylbLG. 

Auch wenn damit die Finanzierung 
des Lebensunterhalts während einer Aus-
bildung oder einer Vorbereitungsmaß-
nahme sichergestellt wird, ist kein Sach-
grund erkennbar, aus dem Asylsuchende 
als einzige Personengruppe von Berufs-
ausbildungsbeihilfe – als dem Regelför-
derinstrument zur Ausbildungsfinanzie-
rung – ausgeschlossen und auf (ergänzen-
de) Transferleistungen verwiesen werden. 
Damit wird die Ausbildungsfinanzierung 
als eine Aufgabe, die ansonsten mit Bun-
desmitteln erfüllt wird, auf die Länder 
bzw. die Kommunen abgewälzt.

Der Ausschluss führt dazu, dass der 
Lebensunterhalt bei ergänzendem Bezug 
von Leistungen nach dem AsylbLG als 
nicht eigenständig gesichert gilt, da Leis-
tungen nach dem AsylbLG – anders als 
Berufsausbildungsbeihilfe – sogenannte 
»schädliche Sozialleistungen« darstellen 
(§ 2 Abs. 3 S. 2 Nr. 5 AufenthG). Dies kann 
sich etwa dann negativ auswirken, wenn 
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für die Aufnahme der Ausbildung ein 
Umzug notwendig ist und dafür die Auf-
hebung einer Wohnsitzauflage beantragt 
wird: Eine Wohnsitzauflage muss nämlich 
nur dann aufgehoben werden, wenn der 
Lebensunterhalt eigenständig gesichert 
ist (§ 60 Abs. 1 S. 1 AsylG), was rechtlich 
gesehen aufgrund des Bezugs der »schäd-
lichen Sozialleistungen« nicht der Fall ist. 
Dadurch ist ein Umzug zur Aufnahme 
einer Ausbildung nur möglich, wenn die 
Ausländerbehörde bei der Entscheidung 
über den Umverteilungsantrag anerkennt, 
dass humanitäre Gründe für die Umver-
teilung sprechen, die von vergleichbarem 
Gewicht sind wie das Zusammenleben 
mit nahen Familienangehörigen (§§ 51 
Abs. 1, 50 Abs. 4 S. 4 Asyl; vgl. I 1.3). Nie-
dersachsen hat in einem Erlass288 vorgege-
ben, dass in diesen Fällen zugunsten der 
Umverteilung zu entscheiden ist. 

Exkurs: Lebensunterhaltssicherung 
während einer schulischen Ausbildung 

oder eines Studiums  

Das Ausländerbeschäftigungsförderungs-
gesetz hat das Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (BAföG) nicht geändert. Da-
her können Asylsuchende – wie bisher – 
nur dann einen Anspruch auf Leistungen 
nach dem BAföG haben, wenn sie selbst 
oder ihre Eltern eine bestimmte Zeit in 
Deutschland erwerbstätig waren.289 

288 Niedersächsisches Ministerium für Inneres 
und Sport, Erlass vom 26.2.2020, abrufbar bei 
www.mi.niedersachsen.de unter Themen/Aus-
länderangelegenheiten/Zahlen, Daten, Fakten/
Niedersächsiche Erlasse.

289 § 8 Abs. 3 BAföG.

Nach der Änderung des AsylbLG kön-
nen Asylsuchende allerdings während 
einer schulischen Ausbildung oder eines 
Studiums nach § 2 AsylbLG Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach §§ 27 ff. SGB XII als 
Zuschuss oder als Darlehen beziehen.290 
Auf das Vorliegen einer besonderen Härte 
wird auch hier verzichtet. Damit ist auch 
in diesem Bereich die früher bestehende 
Lücke bei der Lebensunterhaltssicherung 
(sogenannte »BAföG-Falle«) zumindest 
insoweit geschlossen. 

b. Berufsvorbereitende Bildungsmaß­
nahmen (§ 51 SGB III)

Im Rahmen einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme werden junge Men-
schen vorrangig auf die Aufnahme einer 
Berufsausbildung, ansonsten auf den Be-
ginn einer Beschäftigung vorbereitet. 

Dabei sollen die Teilnehmenden bei 
ihrer Berufswahlentscheidung unterstützt 
werden und es sollen ihnen die erforderli-
chen Kenntnisse und Fertigkeiten für eine 
Ausbildungs- oder Arbeitsaufnahme ver-
mittelt werden.291 Im Regelfall dauert die 
Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme bis zu zehn Monate; 
für junge Menschen mit Behinderungen 
ist eine Verlängerung der individuellen 
Förderdauer auf bis zu 18 Monate mög-
lich.292 Berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen, die von Bildungsträgern 
durchgeführt werden, können in ange-

290 § 2 Abs. 1 S. 3 AsylbLG.
291 Bundesagentur für Arbeit (BA), Fachliche Wei-

sungen (FW) Berufsvorbereitende Bildungsmaß-
nahmen, gültig ab 3.2.2020, 51.11.

292 Ebd., 51.27.

https://www.mi.niedersachsen.de/download/152366/2020-02-26_MI_Erl._Hinweise_zum_Umgang_mit_Wohnsitzauflagen_nach_60_Abs.1_AsylG_und_zur_Verteilung_u._Zuweisung_von_Asylbegehrenden_bei_Aufnahme_eines_Ausbildungsverhaeltnisses_oder_einer_Erwebstaetigkeit.pdf
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messenem Umfang betriebliche Praktika 
beinhalten (§ 51 Abs. 4 SGB III).293

Die Teilnehmenden dürfen nicht mehr 
vollzeitschulpflichtig sein (§ 52 Abs. 1 
Nr. 2 SGB III) und noch keine Berufsaus-
bildung absolviert haben. Nach der De-
finition in § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII sind 
junge Menschen Personen unter 27 Jah-
ren, daher sollte nach Auffassung der 
Rechtsliteratur294 im Regelfall diese Al-
tersgrenze maßgeblich sein; nach den 
Fachlichen Weisungen der Bundesagen-
tur für Arbeit295 müssen die Teilnehmen-
den dagegen unter 25 Jahre alt sein. 

Die Entscheidung über die Förderung 
ist eine Ermessensentscheidung. Förde-
rungsberechtigte junge Menschen ohne 
Schulabschluss haben zudem einen An-
spruch, im Rahmen einer berufsvorbe-
reitenden Bildungsmaßnahme auf den 
nachträglichen Erwerb des Hauptschul-
abschlusses oder eines gleichwertigen 
Schulabschlusses vorbereitet zu werden 
(§ 53 SGB III).

Während einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme besteht ein An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 
(§ 56 Abs. 2 S. 1 SGB III). 

293 Für weitere Informationen über die arbeits- 
und sozialrechtlichen Rahmenbedingungen bei 
Praktika im Rahmen von berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen siehe Caritasverband: Ar-
beitshilfe 2, a. a. O. (Fn. 16), Nr. 7, S. 36 ff.

294 Gagel/Brecht-Heitzmann, 80. EL Dezember 
2020, SGB III § 52 Rn. 8; Wagner in Mutschler/
Bartz/Schmidt-De Caluwe, 6. Aufl. 2017, § 52 
SGB III, Rn. 5.

295 BA FW Berufsvorbereitende Bildungsmaßnah-
men, a. a. O. (Fn. 291), 51.12. 

Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen

Asylsuchende können seit Inkrafttreten 
des AuslBFG an einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahme teilnehmen, 
wenn sie sich seit 15 Monaten gestattet, 
geduldet oder erlaubt in Deutschland 
aufhalten (§ 52 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 SGB III). 
Außerdem sind schulische Kenntnisse 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 52 
Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB III).

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit296 sollte in der 
Regel das Sprachniveau B1 des Gemeinsa-
men Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen (GER) bei Beginn der Maßnah-
me bereits erreicht sein, da für die Auf-
nahme einer dualen Berufsausbildung im 
Allgemeinen das Sprachniveau B2 vor-
liegen sollte.297 Die notwendigen Sprach-
kenntnisse hängen sehr vom Zielberuf 
bzw. angestrebten Berufsfeld ab. Neben 
den Sprachkenntnissen sind beispielswei-
se auch Lerntempo, Vorbildung und Be-
rufserfahrung sowie die Motivation wich-
tige Kriterien. Liegt kein Zertifikat über 
das Deutschsprachniveau vor, sollte bei 
Zweifeln an den erforderlichen Sprach-
kenntnissen bzw. den Erfolgsaussichten 
der Berufspsychologische Dienst der BA 
zur Eignungsfeststellung eingeschaltet 
werden. Vorgaben zu den erforderlichen 
Schulkenntnissen sowie zu deren Feststel-
lung erhalten die Fachlichen Weisungen 
der BA nicht. 

296 Ebd., 51.24.
297 Vgl. die Übersicht zum Gemeinsamen Europä-

ischen Referenzrahmen für Sprachen (GER) im 
Anhang.
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Bei Asylsuchenden, die aufgrund einer 
Behinderung spezifische Schwierigkeiten 
haben, die entsprechenden Schul- und 
Deutschkenntnisse zu erlangen, sollte 
aufgrund der Vorgaben der UN-Behin-
dertenrechtskonvention eine Förderung 
dennoch möglich sein. 

c. Vorphase der Assistierten Ausbildung

Unter II 1.2.2 i wurde bereits die beglei-
tende Phase der Assistierten Ausbildung 
dargestellt, durch die alle Asylsuchenden 
mit Arbeitsmarktzugang gefördert wer-
den können. 

In der Vorphase der Assistierten Aus-
bildung werden junge Menschen bei der 
Suche nach einer betrieblichen Berufs-
ausbildung und bei deren Aufnahme 
unterstützt. Zum Kennenlernen eines 
potenziellen Ausbildungsbetriebes und 
zur Absicherung der Berufswahlentschei-
dung sollen betriebliche Praktika einge-
setzt werden.298 Durch eine Teilnahme an 
dieser Maßnahme wird die Berufsschul-
pflicht nicht berührt.299

Eine Förderung in der Vorphase der 
Assistierten Ausbildung ist möglich, 
wenn junge Menschen die Vollzeitschul-
pflicht erfüllt haben, ausbildungsreif sind, 
ihre Berufswahl getroffen haben und 
grundsätzlich über hinreichende Befähi-
gungen für eine Berufsausbildung verfü-
gen, aber dennoch ohne Unterstützung 
eine Berufsausbildung nicht aufnehmen 

298 BA FW Assistierte Ausbildung flexibel, a. a. O. 
(Fn. 278), 74a.22. 

299 Ebd., 74a.24. 

können.300 Eine Altersbeschränkung sieht 
das Gesetz nicht vor.301

Die Vorphase kann bis zu sechs Mo-
nate dauern. Kommt in dieser Zeit keine 
Vermittlung in eine betriebliche Berufs-
ausbildung zustande, kann diese Phase bis 
zu zwei Monate fortgesetzt werden (§ 74a 
Abs. 3 SGB III). Während der Vorphase 
der Assistierten Ausbildung besteht ein 
Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 
(§ 56 Abs. 2 S. 2 SGB III).

Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen

Asylsuchende können an der Vorphase 
der Assistierten Ausbildung teilnehmen, 
wenn sie sich seit 15 Monaten gestattet, 
geduldet oder erlaubt in Deutschland 
aufhalten (§ 75a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB III). 
Außerdem sind schulische Kenntnisse 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 75a 
Abs. 1S. 2 Nr. 2 SGB III). Damit sind die 
Fördervoraussetzungen dieselben wie bei 
den berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nehmen und auch die Fachlichen Wei-
sungen der Bundesagentur für Arbeit zu 
den erforderlichen Deutschkenntnissen 
sind gleichlautend302 (zu den Einzelheiten 
vgl. daher II 1.2.3 b).

300 Ebd., 74a.11. 
301 Ebd., 74a.10. 
302 Ebd., 75a.15
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d. Außerbetriebliche Berufsausbildung 
(§ 76 SGB III) 

Hierbei handelt es sich um eine Berufs-
ausbildung für förderungsberechtigte 
junge Menschen, die in einem staatlich 
anerkannten Ausbildungsberuf außer-
betrieblich durchgeführt wird. Aber auch 
die sogenannten Fachpraktikerausbil-
dungen auf der Grundlage des § 66 Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) oder des § 42r 
Handwerksordnung (HwO),303 die Men-
schen mit Behinderungen aufnehmen 
können, werden als außerbetriebliche 
Berufsausbildungen angeboten.304 Die 
Förderung von Berufsausbildungen nach 
dem Pflegeberufegesetz oder dem Alten-
pflegegesetz sind im Rahmen einer au-
ßerbetrieblichen Berufsausbildung nicht 
möglich.305

Außerbetriebliche Berufsausbildun-
gen können integrativ oder kooperativ 
durchgeführt werden: Bei der integrativen 
Form wird sowohl der fachtheoretische 
als auch der fachpraktische Teil bei einem 
Bildungsträger absolviert und durch be-
triebliche Ausbildungsphasen von in der 
Regel mindestens 40 Arbeitstagen je Aus-
bildungsjahr ergänzt. Kooperative außer-
betriebliche Berufsausbildung bedeutet, 
dass die fachpraktische Ausbildung voll-
ständig bei einem Kooperationsbetrieb 
erfolgt.306 

303 Vgl. Erstausbildungen nach § 66 BBiG – § 42r 
HwO – Fachpraktikerberufe, abrufbar bei 
rehadat-bildung.de unter Bildungsmaßnahmen/
Angepasste Ausbildungswege.

304 BA FW Assistierte Ausbildung flexibel, a. a. O. 
(Fn. 278), 75a.11.

305 Ebd., 75a.13.
306 BA FW Außerbetriebliche Berufsausbildung, 

a. a. O. (Fn. 257), Nr. 76.01 und 76.02.

Förderungsberechtigt sind junge Men-
schen, die lernbeeinträchtigt oder so-
zial benachteiligt sind und auch mit 
ausbildungsfördernden Leistungen wie 
einer Assistierten Ausbildung keine be-
triebliche Berufsausbildung aufnehmen 
können. Als lernbeeinträchtigt gelten 
insbesondere junge Menschen ohne 
Hauptschulabschluss sowie ehemalige 
Schülerinnen und Schüler aus Förder-
schulen für Menschen mit einer Lernbe-
hinderung unabhängig vom erreichten 
Schulabschluss. Eine soziale Benachteili-
gung wird etwa bei jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund angenommen, 
die aufgrund von Sprachdefiziten oder 
wegen bestehender sozialer Eingewöh-
nungsschwierigkeiten in einem fremden 
soziokulturellen Umfeld eine besondere 
Unterstützung brauchen.307 Unabhängig 
von einer Lernbeeinträchtigung oder so-
zialen Benachteiligung ist eine Förderung 
möglich, wenn ein betriebliches oder au-
ßerbetriebliches Berufsausbildungsver-
hältnis vorzeitig gelöst worden ist (§ 76 
Abs. 5 SGB III). Eine Altersbeschränkung 
sieht das Gesetz nicht vor.308

Die Entscheidung, ob ein Auszubil-
dender eine außerbetriebliche Berufs-
ausbildung aufnehmen kann, ist eine 
Ermessensentscheidung. Während ei-
ner außerbetrieblichen Berufsausbildung 
besteht ein Anspruch auf Berufsausbil-
dungsbeihilfe (§ 57 Abs. 1 SGB III).

307 Ebd., 76.51.
308 Ebd., 76.51.

https://www.rehadat-bildung.de/bildungsmassnahmen/angepasste-ausbildungwege/erstausbildung-fachpraktikerberufe/
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Aufenthaltsrechtliche 
Fördervoraussetzungen 

Anders als Schutzberechtigte und Per-
sonen mit einer Duldung wurden Asyl-
suchende durch das AuslBFG jetzt voll-
ständig von einer außerbetrieblichen 
Berufsausbildung ausgeschlossen (§ 76 
Abs. 6 S. 1 Nr. 3 SGB III). Auch bei vo-
rangegangener eigener oder elterlicher 
Erwerbstätigkeit (vgl. § 59 Abs. 3 SGB III 
a. F.) besteht kein Zugang mehr.

1.3 Leistungen der Jugend‑
sozialarbeit (SGB VIII)

Unterstützung beim Einstieg in den Ar-
beitsmarkt bietet nicht nur die Arbeitsver-
waltung, sondern auch die Jugendsozial-
arbeit, in deren Rahmen geeignete sozial-
pädagogisch begleitete Ausbildungs- und 
Beschäftigungsmaßnahmen angeboten 
werden (§ 13 Abs. 2 SGB VIII). Grund-
sätzlich richten sich diese Maßnahmen an 
junge Menschen, die noch nicht 27 Jah-
re alt sind (§ 13 und § 7 Abs. 1 Nr. 4 
SGB VIII). Zu den Leistungsberechtigten 
nach SGB VIII gehören auch Auslände-
rinnen und Ausländer mit rechtmäßi-
gem Aufenthalt oder Duldung (§ 6 Abs. 2 
SGB VIII). Da Asylsuchende ausdrück-
lich als Zielgruppe des SGB VIII benannt 
sind (§ 86 Abs. 7 S. 1 und 3 SGB VIII), 
halten sie sich rechtmäßig im Sinne des 
SGB VIII in Deutschland auf und haben 
daher Zugang zu allen Leistungen des 
SGB VIII. Im Rahmen der Jugendsozi-
alarbeit kann auch eine Förderung der 
Vorbereitung auf die Nachholung eines 
Hauptschulabschlusses erfolgen.

1.4 Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Berufsqualifikationen

Mit dem am 1. April 2012 in Kraft getre-
tenen Anerkennungsgesetz,309 welches 
das Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetz (BQFG) und Änderungen in 63 
Fachgesetzen enthält, soll die Nutzung 
von im Ausland erworbenen Berufsqua-
lifikationen für den deutschen Arbeits-
markt erleichtert werden (§ 1 BQFG). 
Jede Person, die im Ausland einen Ausbil-
dungsnachweis (Prüfungszeugnisse und 
Befähigungsnachweise) erworben hat 
und in Deutschland eine der Berufsqua-
lifikation entsprechende Erwerbstätigkeit 
ausüben will, hat Zugang zu einem Aner-
kennungsverfahren (§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2, 
§ 6 Abs. 1 BQFG). Da bestimmte aufent-
haltsrechtliche Voraussetzungen nicht 
genannt sind, können auch Asylsuchende 
ebenso wie Personen mit Duldung ein 
solches Verfahren einleiten.310 

Von dem Anerkennungsgesetz nicht 
umfasst sind

 • landesrechtlich geregelte Berufe (etwa 
Lehrer/in, Architekt/in, Sozialarbeiter/
in),

 • reine Hochschulabschlüsse, die nicht 
zu einem reglementierten Beruf311 hin-

309 BGBl. I vom 12.12.2011, S. 2515 ff.
310 Bundesministerium für Bildung und Forschung 

(BMBF), Erläuterungen zum Anerkennungsge-
setz des Bundes, 15. März 2012, S. 16, abrufbar 
unter https://bit.ly/3yOFKGB.

311 Dies sind berufliche Tätigkeiten, deren Aufnah-
me oder Ausübung nicht durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften an den Besitz bestimm-
ter Berufsqualifikationen gebunden ist (vgl. § 3 
Abs. 5 BQFG). Zu den nicht reglementierten 
Berufen gehören auch die rund 350 Ausbildungs-
berufe im dualen System (vgl. BMBF, Erläuterun-
gen zum Anerkennungsgesetz, a. a. O., Fn. 310). 

https://www.anerkennung-in-deutschland.de/assets/content/Medien_Dokumente-Fachpublikum/20120320_erlaeuterungen_zum_anerkennungsg_bund.pdf
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führen (z. B. Diplom-Physiker/in, Ma-
thematiker/in, Ökonom/in),312 

 • allgemeinbildende Schulabschlüsse und 
Leistungen aus einer noch nicht abge-
schlossenen Schullaufbahn,313 

 • die Hochschulzugangsberechtigung so-
wie Studien- und Prüfungsleistungen, 
die insbesondere durch die Hochschu-
len geprüft werden.314 

Das Anerkennungsgesetz gewährt ei-
nen Rechtsanspruch auf ein Verfahren 
zur Gleichwertigkeitsprüfung, wobei die 
festgestellte Gleichwertigkeit für ganz 
Deutschland gilt.315 Fehlen Nachweise 
über die erworbene Berufsqualifikation 
aus nicht zu vertretenden Gründen, kann 
eine Feststellung der beruflichen Fähig-
keiten und Kenntnisse in sonstiger Weise, 
z. B. durch Arbeitsproben, Fachgespräche, 
praktische und theoretische Prüfungen 
erfolgen (§ 14 BQFG). Diese Regelung er-
möglicht auch Asylsuchenden, die häufig 
ohne Unterlagen aus ihrem Herkunfts-
land geflohen sind, die Anerkennung ih-
rer Berufsqualifikationen.

Bestehen wesentliche Unterschiede 
zwischen der aus- und der inländischen 
Berufsqualifikation, wird geprüft, ob die-
se durch nachgewiesene einschlägige Be-
rufserfahrung oder andere Befähigungs-

312 Hier besteht die Möglichkeit einer individu-
ellen Zeugnisbewertung durch die Zentral-
stelle für ausländisches Bildungswesen bei der 
Kultusministerkonferenz (www.kmk.org/zab/
zeugnisbewertungen.html; BMBF, Erläuterungen 
zum Anerkennungsgesetz, a. a. O., Fn. 310). 

313 Prüfung durch Zeugnisbewertungsstellen oder 
die aufnehmende Schule (vgl. BMBF, Erläuterun-
gen zum Anerkennungsgesetz, a. a. O., Fn. 310). 

314 BMBF, Erläuterungen zum Anerkennungsgesetz, 
a. a. O. (Fn. 310), S. 7. 

315 Ebd., S. 12.

nachweise (z. B. Weiterbildungen, Zusatz-
ausbildungen) ausgeglichen werden (§ 4 
Abs. 2, § 9 Abs. 2 BQFG).316 

Grundsätzlich soll die Entscheidung 
innerhalb von drei Monaten ab Vorlage 
aller Unterlagen getroffen werden kön-
nen (§ 6 Abs. 3 BQFG). Das Verfahren 
ist grundsätzlich gebührenpflichtig, die 
Gebühren sind derzeit je nach Beruf und 
Land sehr unterschiedlich und liegen zwi-
schen 25 € und 1.000 €.317 

Diese Kosten können bis maximal 
600 € bei allen Personen, die seit mindes-
tens drei Monaten ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland haben, unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus aus Mitteln 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung übernommen werden (soge-
nannter Anerkennungszuschuss).318 Da-
mit können auch Asylsuchende und an-
dere Flüchtlingsgruppen gefördert wer-
den.

Bei Personen, die Leistungen nach dem 
AsylbLG beziehen, kann eine Übernah-
me dieser Kosten auch durch die Agen-
tur für Arbeit über die Förderung aus 
dem Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III) 
erfolgen (vgl. II 1.2.2 d). Bei Personen im 
SGB II-Leistungsbezug kann das Jobcen-
ter die Gebühren nach § 16 Abs. 1 SGB II 
übernehmen (vgl. II 2.1). 

Die Entscheidung über die Gleich-
wertigkeitsprüfung ergeht durch einen 
schriftlichen, rechtsmittelfähigen Be-

316 Ebd., S. 24.
317 Ebd., S. 15.
318 Bundesanzeiger vom 17.9.2019, Zweite Bekannt-

machung der Richtlinie über die Förderung von 
Anerkennungsinteressierten mit im Ausland er-
worbenen Berufsqualifikationen, Bundesanzei-
ger vom, 2.3, 4.3.

www.kmk.org/zab/zeugnisbewertungen.html
www.kmk.org/zab/zeugnisbewertungen.html
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wertet und zertifiziert (validiert) werden 
können.

Am Ende des Verfahrens wird durch 
eine Handwerkskammer, Industrie- und 
Handelskammer bzw. eine Landwirt-
schaftskammer ein Zertifikat ausgestellt, 
das bescheinigt, welche Tätigkeiten eines 
Berufes man kann.

Das Validierungsverfahren richtet sich 
an Personen, die unabhängig von ihrem 
derzeitigen Beschäftigungsstatus im In- 
und/oder Ausland beruflich relevante 
Kompetenzen erworben haben, diese 
aber nicht durch einen Berufsabschluss 
nachweisen können.

Sowohl Personen ohne Berufsab-
schluss als auch Personen mit Berufsab-
schluss, die aber in einem anderen Beruf 
tätig sind, können an einem Validierungs-
verfahren teilnehmen. Um am Verfahren 
teilnehmen zu können, müssen die Per-
sonen mindestens 25 Jahre alt sein und 
einschlägige Berufserfahrung vorweisen. 
Um eine volle Gleichwertigkeit zu errei-
chen, sollte die einschlägige Berufserfah-
rung für die Zulassung zur Validierung 
das 1,5-fache der Regelausbildungszeit 
betragen.

Unter die Zielgruppe fallen auch Per-
sonen mit im Ausland erworbenen Be-
rufserfahrungen, die keinen Anspruch 
auf eine Anerkennung ihres im Ausland 
erworbenen Berufsabschlusses gemäß 
BQFG haben.

Weitere Informationen unter: www.va-
lidierungsverfahren.de.

scheid,319 wobei der Rechtsweg zum Ver-
waltungsgericht eröffnet ist (§ 16 BQFG). 
In dem Bescheid werden die vorhande-
nen Qualifikationen sowie die Unter-
schiede zum deutschen Abschluss und – 
bei reglementierten Berufen – zusätzlich 
die zu deren Ausgleich erforderlichen 
Maßnahmen dargestellt (§§ 7 Abs. 2, 10 
BQFG). Zu diesen Maßnahmen, soge-
nannte Anpassungsqualifizierungen, be-
rät das ESF-Bundesprogramm »In te gra-
tion durch Qualifizierung« (IQ).320 Im 
Rahmen von IQ wird bundesweit auch 
eine Anerkennungsberatung durch spe-
zialisierte Beratungsstellen angeboten 
(vgl. II 1.5).321

Exkurs: Validierungsverfahren 
»ValiKom«

Für Menschen ohne formalen Berufs-
abschluss, die älter als 25 Jahre alt sind, 
können mittels eines sogenannten Vali-
dierungsverfahren fehlende Nachweise 
über ihr fachliches Know-How zertifiziert 
werden. Um das vorhandene Know-How 
dieser Personen sichtbar zu machen und 
so ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu 
erhöhen, wurde im Rahmen des Projekts 
»ValiKom« ein Verfahren entwickelt und 
erprobt, mit dem berufsrelevante Kom-
petenzen, die außerhalb des formalen 
Bildungssystems erworben wurden, be-

319 BMBF, Erläuterungen zum Anerkennungsgesetz, 
a. a. O. (Fn. 310), S. 26. 

320 Siehe www.netzwerk-iq.de.
321 Übersicht über die Anerkennungsberatungsstel-

len auf www.netzwerk-iq.de unter Förderpro-
gramm IQ/Programmübersicht/Menü: Beratung.

https://www.validierungsverfahren.de
https://www.validierungsverfahren.de
https://www.netzwerk-iq.de/
https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/programmuebersicht/beratung
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1.5 Angebote im Rahmen von 
Förderprogrammen auf Bundesebene

Bundesweit agieren im Themenfeld der 
Arbeitsmarktintegration von Geflüchte-
ten insbesondere die nach den folgenden 
Richtlinien geförderten Projekte: 

ESF­Integrationsrichtlinie Bund, 
Handlungsschwerpunkt »Integration 

von Asylbewerbern und Flüchtlingen« 
(IvAF)

Die ESF-Integrationsrichtlinie Bund 
bietet im Handlungsschwerpunkt »Inte-
gration von Asylbewerberinnen, Asyl-
bewerbern und Flüchtlingen (IvAF)« 
Maßnahmen zur Integration in Arbeit, 
Ausbildung oder zur (Wieder-)Aufnah-
me einer Schulausbildung an.322 Hierzu 
gehören Beratung, Unterstützung bei der 
Erstellung von Bewerbungsunterlagen, 
Vermittlung und Qualifizierung der Ziel-
gruppe sowie Fachberatung und Fortbil-
dungen für Multiplikatoren. Teilnehmen 
können Asylsuchende und Geflüchtete 
mit Zugang zum Arbeitsmarkt (vgl. I 1.2, 
I 2.2, I 3.2, I 4.2); vorbereitende Maßnah-
men können bereits zuvor durchgeführt 
werden. Damit werden die Aktivitäten 
früherer Programme aus der Gemein-
schaftsinitiative EQUAL (2002–2007) 
und der ESF-Förderperiode 2007–2014 
fortgesetzt. Die Maßnahmen sollen bis 
Ende Dezember 2021 laufen.323 

322 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales, »ESF-Integrationsrichtlinie Bund« vom 
21.10.2014.

323 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales, »ESF-Integrationsrichtlinie Bund« vom 
28.7.2020.

Insgesamt wurden durch die bundes-
weit 40 IvAF-Netzwerke mit rund 300 
Teilprojekten seit 2015 bereits 57.000 
Geflüchtete unterstützt. Zum Zeitpunkt 
Juni 2020 konnten 16.312 Personen in eine 
sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung, in eine Ausbildung vermittelt oder 
auf dem Weg zu einem Schulabschluss be-
gleitet werden.324 Auch die strukturellen 
Voraussetzungen werden verbessert, bis 
Ende 2019 wurden 13.513 Mitarbeitende 
der Arbeitsverwaltung geschult, weiter-
hin haben 26.000 Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren, die mit der Zielgruppe 
arbeiten, bereits an einer IvAF-Schulung 
teilgenommen.325

ESF­Bundesprogramm 
»Integration durch Qualifizierung« (IQ)

Das Förderprogramm »Integration durch 
Qualifizierung« arbeitet seit 2005 an der 
Zielsetzung, die Arbeitsmarktchancen für 
Menschen mit Migrationshintergrund in 
Anknüpfung an im Ausland erworbene 
berufliche Bildungsabschlüsse oder ande-
re Qualifikationen zu verbessern.326

Das Förderprogramm ist in allen 16 
Bundesländern mit rund 400 Teilpro-
jekten vertreten. Ein wichtiger Bereich 
ist das flächendeckende Beratungs-
angebot zum Anerkennungsverfah-
ren327 (vgl. II 1.5). Das bereits etablierte 

324 Vgl. »MIND THE GAP! Geflüchtete am Über-
gang von der Schule in den Beruf – Praxis und 
Lösungsansätze der IvAF-Netzwerke«, S. 8, abruf-
bar bei ibs-thueringen.de unter Publikationen.

325 Vgl. ebd., S. 9.
326 Vgl. auf www.netzwerk-iq.de unter Förderpro-

gramm IQ/Programmübersicht.
327 Vgl. auf www.netzwerk-iq.de unter Förderpro-

gramm IQ/Fachstellen/Menü: Fachstelle Bera-

https://www.ibs-thueringen.de/wp-content/uploads/2020/12/mind-the-gap.pdf
https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/programmuebersicht
https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/fachstellen/fachstelle-beratung-und-qualifizierung
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Bundesprogramm wurde in der neuen 
Förderrunde 2019–2022 um den Hand-
lungsschwerpunkt »Auf- und Ausbau re-
gionaler Fachkräftenetzwerke« erweitert. 
Damit bestehen gegenwärtig folgende 
Handlungsschwerpunkte: 

 • Ausbau der Anerkennungs-/Qualifi-
zierungsberatung

 • Qualifizierungsmaßnahmen im Kon-
text des Anerkennungsgesetzes

 • interkulturelle Kompetenzentwicklung 
der zentralen Arbeitsmarktakteure

 • regionale Fachkräftenetzwerke – Ein-
wanderung

Neben den Landesnetzwerken gibt es au-
ßerdem fünf IQ-Fachstellen, die bundes-
weit zu bestimmten Spezialthemen arbei-
ten.328

KAUSA­Servicestellen

Im Rahmen des Programms »Jobstarter 
plus« wurden die KAUSA-Servicestellen 
durch das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) gefördert, 
derzeit bundesweit an 23 Projekt-Stand-
orten. Für die fachliche und thematische 
Koordination des Projektes ist die Ser-
vicestelle der Initiative Bildungsketten 
verantwortlich.329 Das Ziel von KAUSA 
ist es, Jugendliche mit Migrationshinter-
grund und junge Geflüchtete verstärkt 

tung und Qualifizierung.
328 Vgl. a. a. O., Fn. 326.
329 Vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung, Bekannt-

machung, Förderrichtlinie zur Durchführung 
des Programms »JOBSTARTER plus – für die 
Zukunft ausbilden« vom 17. April 2014, veröf-
fentlicht im Bundesanzeiger am 8.5.2014.

in duale Ausbildungen zu integrieren 
und die Ausbildungsaktivität sowie die 
Ausbildungsqualität in Unternehmen 
mit Personen mit Migrationshintergrund 
langfristig zu steigern. In der Laufzeit 
von 2013–2020 konnten Beratungen mit 
ca. 27.000 Menschen mit Migrationshin-
tergrund stattfinden, außerdem wurden 
über 8000 Unternehmen unterstützt.330 

Willkommenslotsen

Im Rahmen dieses vom Bundeswirt-
schaftsministerium (BMWi) finanzier-
ten Programms unterstützen sogenannte 
Willkommenslotsen seit 2016 bundesweit 
kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Besetzung von offenen Ausbildungs- und 
Arbeitsstellen mit Geflüchteten.331 Im 
Jahr 2020 standen 100 Willkommenslot-
sen den Unternehmen bei allen Fragen 
rund um die Integration in eine Ausbil-
dung, ein Praktikum oder eine Beschäfti-
gung beratend zur Seite. Sie sind an mehr 
als 80 Handwerkskammern, Industrie- 
und Handelskammern, Kammern der 
freien Berufe sowie weiteren Organisatio-
nen der Wirtschaft angesiedelt und damit 
regional gut erreichbar.332

330 Vgl. »Selbstständige mit Migrationshintergrund 
für die duale Berufsausbildung gewinnen: KAU-
SA-Servicestellen« vom März 2021, abrufbar bei 
www.bildungsketten.de unter Betriebe gewin-
nen/KAUSA-Koordinierungsstelle Ausbildung 
und Migration/Dokumente.

331 Vgl. BMWi, Bekanntmachung der Richtlinie zur 
Unterstützung von Unternehmen bei der betrieb-
lichen Integration von Geflüchteten durch Will-
kommenslotsen vom 28.8.2019, veröffentlicht im 
Bundesanzeiger am 11.9.2019.

332 Vgl. www.bmwi.de unter Fachkräfte ausbilden 
und sichern/Geflüchtete Menschen erfolgreich 
integrieren/Willkommenslotsen.

https://www.bildungsketten.de/_media/JOBSTARTER_Faktenblatt_KAUSA-Servicestellen_2021-03_bf.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/willkommenslotsen.html
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Berufsorientierung für Zugewanderte

Das aktuelle Förderprogramm »Berufs-
orientierung für Zugewanderte (BOF)« 
des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) von Dezem-
ber 2019333 ermöglicht bis Ende 2021 die 
Durchführung von Maßnahmen, durch 
die junge Geflüchtete – bundesweit an 69 
verschiedenen Standorten – vertiefte Ein-
blicke in Ausbildungsberufe des Hand-
werks erhalten sollen. Das Angebot bein-
haltet Werkstatttage von neun Wochen 
bis maximal 18 Wochen in Vollzeit in 
den Lehrwerkstätten überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten der Handwerks-
organisationen sowie berufsbezogenen 
Deutschunterricht. Daran schließt sich 
eine Betriebsphase von vier bis maximal 
acht Wochen in Vollzeit an. Die Teilnah-
me ist auch in Teilzeit möglich, außerdem 
können Eltern Unterstützung bei der Or-
ganisation der Kinderbetreuung bekom-
men.334

Zielgruppe sind Asylberechtigte, an-
erkannte junge Flüchtlinge sowie Asylsu-
chende oder Geduldete mit Arbeitsmarkt-
zugang, die nicht mehr schulpflichtig und 
an einer Ausbildung im Handwerk inte-
ressiert sind. Sie sollen u. a. in der Regel 
über das Sprachniveau B1 GER verfügen, 
einen Integrationskurs absolviert oder 
entsprechende schulische Maßnahmen 
(Klassen in allgemeinbildenden oder be-

333 Vgl. BMBF, Richtlinie für die Förderung der 
vertieften Berufsorientierung und -vorbereitung 
Geflüchteter zu ihrer Integration in eine berufli-
che Ausbildung vom 11. Dezember 2019, veröf-
fentlicht im Bundesanzeiger am 27.12.2019.

334 Berufliche Orientierung für Zugewanderte ab-
rufbar bei berufsorientierungsprogramm.de un-
ter Angebote für Zugewanderte.

rufsbildenden Schulen) bzw. vergleichba-
re Vorbereitungsmaßnahmen abgeschlos-
sen haben. Um die Verfahren für die 
Auswahl der BOF-Teilnehmenden trans-
parent zu gestalten, hat das Forschungsin-
stitut Betriebliche Bildung erstmalig Kri-
terien erarbeitet, die in dem zugehörigen 
Praxisleitfaden zu finden sind.335

2. Asylberechtigte sowie 
international und national 

Schutzberechtigte

2.1 Leistungen nach SGB II

Asylberechtigte und Schutzberechtigte 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 1–3 AufenthG erhalten keine Leis-
tungen nach dem AsylbLG und können 
daher unter bestimmten Voraussetzun-
gen336 Leistungen des Jobcenters zur Si-
cherung des Lebensunterhalts, aber auch 
zur Arbeitsmarktintegration nach dem 
SGB II beanspruchen (§ 7 Abs. 1, §§ 16 ff. 
SGB II; § 1 Abs. 1 AsylbLG). Asylberech-
tigte und Schutzberechtigte haben einen 
uneingeschränkten Zugang zur Erwerbs-
tätigkeit (vgl. I 2.1). Da das SGB II keine 
ausländerrechtlichen Sonderregelungen 
kennt, haben sie damit ohne Einschrän-

335 Vgl. Klare Kriterien für die Teilnehmerauswahl, 
abrufbar bei berufsorientierungsprogramm.de 
unter Angebote für Zugewanderte/Querschnitts-
themen.

336 Nach § 7 Abs. 1 S. 1 SGB II erhalten Personen 
Leistungen nach dem SGB II, wenn sie im er-
werbsfähigen Alter und auch sonst erwerbsfähig 
und hilfebedürftig sind und ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben.

https://www.berufsorientierungsprogramm.de/angebote-fuer-zugewanderte/de/berufsorientierung-fuer-fluechtlinge-bof-1955.html
https://www.berufsorientierungsprogramm.de/angebote-fuer-zugewanderte/de/klare-kriterien-fuer-die-teilnehmerauswahl-2360.html
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kungen – unter den gleichen Vorausset-
zungen wie deutsche Staatsangehörige – 
Zugang zu allen Leistungen der Jobcenter. 
Hierzu gehören insbesondere folgende 
Förderinstrumente: 

 • Die Kommunalen Eingliederungs-
leistungen (§ 16a SGB II) umfassen die 
Betreuung minderjähriger oder behin-
derter Kinder oder die häusliche Pflege 
von Angehörigen, Schuldnerberatung, 
psychosoziale Betreuung und Suchtbe-
ratung. 

 • Möchten sich Asylberechtigte und 
Schutzberechtigte selbstständig ma-
chen oder sind sie bereits selbstständig 

tätig (vgl. I 2.2), können sie Leistungen 
zur Eingliederung von Selbststän-
digen (§ 16c SGB II) erhalten. Hierzu 
gehören Darlehen und Zuschüsse337 für 
die Beschaffung von Sachgütern, die 
für die Ausübung der selbstständigen 
Tätigkeit notwendig und angemessen 
sind. Erfordert die weitere Ausübung 
der selbstständigen Tätigkeit die Bera-
tung oder die Vermittlung von Kennt-
nissen und Fertigkeiten durch Dritte, 
kann dies ebenfalls gefördert werden. 

337 Maximal 5.000 € als Zuschuss (§ 16c Abs. 1 S. 2 
SGB II).

§ 16c SGB II

(1) 1Erwerbsfähige Leistungsbe­
rechtigte, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit auf­
nehmen oder ausüben, können 
Darlehen und Zuschüsse für die 
Beschaffung von Sachgütern er­
halten, die für die Ausübung der 
selbständigen Tätigkeit notwendig 
und angemessen sind. 2Zuschüs­
se dürfen einen Betrag von 5.000 
Euro nicht übersteigen.
(2) 1Erwerbsfähige Leistungsbe­
rechtigte, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit ausüben, 
können durch geeignete Dritte 
durch Beratung oder Vermittlung 
von Kenntnissen und Fertigkeiten 
gefördert werden, wenn dies für 
die weitere Ausübung der selb­
ständigen Tätigkeit erforderlich ist. 

2Die Vermittlung von beruflichen 
Kenntnissen ist ausgeschlossen.
(3) 1Leistungen zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Leistungsbe­
rechtigten, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit aufneh­
men oder ausüben, können nur 
gewährt werden, wenn zu erwar­
ten ist, dass die selbständige Tätig­
keit wirtschaftlich tragfähig ist und 
die Hilfebedürftigkeit durch die 
selbständige Tätigkeit innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums 
dauerhaft überwunden oder ver­
ringert wird. 2Zur Beurteilung der 
Tragfähigkeit der selbständigen 
Tätigkeit soll die Agentur für Arbeit 
die Stellungnahme einer fachkun­
digen Stelle verlangen.
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 • Möglich ist auch eine Zuweisung in 
Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB II), 
wenn dies für die Erhaltung oder Wie-
dererlangung der Beschäftigungsfähig-
keit erforderlich ist.

 • Ein in der Praxis wichtiges Instrument 
stellt auch die Förderung von Arbeits-
verhältnissen dar (§ 16e SGB II): Unter 
bestimmten Voraussetzungen können 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber für 
die Beschäftigung von Asylberechtig-
ten und Schutzberechtigten im ersten 
Jahr des Arbeitsverhältnisses einen 
Zuschuss von 75 % des zu berücksich-
tigenden Arbeitsentgelts erhalten; im 
zweiten Jahr beträgt der Zuschuss 50 %.

 • Zur Eingliederung von Langzeit-
arbeitslosen (§ 16i SGB II) können 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
Lohnkostenzuschüsse für bis zu fünf 
Jahre erhalten. In den ersten beiden 
Jahren des Arbeitsverhältnisses beträgt 
der Zuschuss 100 %, er mindert sich in 
den folgenden Jahren um je 10 %. Vo-
raussetzung ist, dass die Leistungsbe-
ziehenden über 24 Jahre alt sind, seit 
mindestens sechs Jahren Grundsiche-
rungsleistungen beziehen und in die-
sem Zeitraum nicht oder nur sehr kurz 
erwerbsfähig waren.

 • Für Leistungsberechtigte unter 25 Jah-
ren können zur »Förderung schwer 
zu erreichender junger Menschen« 
(§ 16h SGB II) Leistungen mit dem 
Ziel erbracht werden, eine schuli-
sche, ausbildungsbezogene oder be-
rufliche Qualifikation abzuschließen 
oder anders ins Arbeitsleben einzu-
steigen. Daneben können die Betrof-
fenen auch darin unterstützt werden, 
Schwierigkeiten, »Sozialleistungen zu 
beantragen oder anzunehmen«, zu 

überwinden. Die Förderung umfasst 
zusätzliche Betreuungs- und Unter-
stützungsleistungen, um unter ande-
rem die erforderlichen therapeutischen 
Behandlungen einzuleiten und an eine 
frühzeitige intensive berufsorientierte 
Förderung heranzuführen.

Personen mit einer anderen Aufenthalts-
erlaubnis aus völkerrechtlichen, huma-
nitären oder politischen Gründen nach 
§§ 22–25b AufenthG können überwie-
gend ebenfalls Leistungen des Jobcenters 
zur Sicherung des Lebensunterhalts, aber 
auch zur Arbeitsmarktintegration nach 
dem SGB II beanspruchen. Ausgenom-
men sind nur Inhaberinnen und Inhaber 
bestimmter Aufenthaltserlaubnisse:

 • Aufenthaltserlaubnis nach §§ 23 Abs. 1, 
24 AufenthG, wenn die Aufenthaltsge-
währung wegen des Krieges im Her-
kunftsland erfolgt ist,

 • Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 
S. 1 AufenthG (vorübergehender Auf-
enthalt aus dringenden humanitären 
oder persönlichen Gründen) sowie

 • Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 
AufenthG (Unmöglichkeit der freiwil-
ligen Ausreise), wenn die Entscheidung 
über die Aussetzung der Abschiebung 
noch keine 18 Monate zurückliegt.

Diese Gruppen erhalten zur Sicherung 
des Lebensunterhalts Leistungen nach 
dem AsylbLG (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II; 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG) und haben da-
her auch keinen Zugang zu den Leistun-
gen der Jobcenter zur Arbeitsmarktinte-
gration.
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Personen mit einem anderen Aufent-
haltstitel aus völkerrechtlichen, huma-
nitären oder politischen Gründen nach 
§§ 22–25b AufenthG können grund-
sätzlich ebenfalls alle Leistungen des 
SGB III zur Arbeitsmarktintegration er-
halten. Eine Einschränkung besteht nur bei 
der außerbetrieblichen Berufsausbildung. 
Hierdurch können Inhaberinnen und 
Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§§ 23 Abs. 1, 24, 25 Abs. 4 S. 1, 25 Abs. 5 
AufenthG, denen zur Lebensunterhalts-
sicherung nur Leistungen nach dem 
AsylbLG gewährt werden (vgl. II 2.1), 
nicht gefördert werden.

Asylberechtigte, GFK-Flüchtlinge 
sowie subsidiär Schutzberechtigte kön-
nen ohne Wartezeit einen Anspruch auf 
BAföG-Leistungen während einer schu-
lischen Ausbildung oder eines Studiums 
haben (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BAföG).339 Für 
anderweitig Schutzberechtigte mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG gilt dies weiterhin erst, wenn 
sie sich seit mindestens 15 Monaten un-
unterbrochen rechtmäßig, gestattet oder 
geduldet in Deutschland aufhalten (§ 8 
Abs. 2 Nr. 2 BAföG). 

2.3 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis-
tungen und Förderangeboten haben alle 
Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach §§ 22–25b AufenthG – und damit 
auch alle asyl- und schutzberechtigten 
Personen – uneingeschränkt Zugang (vgl. 
II 1.3, II 1.4, II 1.5).

339 Weiser, Recht auf Bildung, a. a. O. (Fn. 202), 
S. 64 f.

2.2 Leistungen nach SGB III 

Als Personen mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 1–3 AufenthG ha-
ben Asyl- und Schutzberechtigte (also 
GFK-Flüchtlinge sowie subsidiär und an-
derweitig Schutzberechtigte) grundsätz-
lich einen uneingeschränkten Zugang zu 
den Leistungen der SGB III zur Einglie-
derung in den Arbeitsmarkt.

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit338 kann dem 
Arbeitgeber bei der Beschäftigung von 
Personen mit einer Aufenthaltserlaub-
nis grundsätzlich ein Eingliederungs-
zuschuss (vgl. II 1.2.2 h) gezahlt wer-
den, wenn der Förderzeitraum und die 
Nachbeschäftigungszeit innerhalb der 
Geltungsdauer der Aufenthaltserlaubnis 
liegen. Bei Asylberechtigten und Schutz-
berechtigten – sowie auch bei Personen 
mit einem anderen Aufenthaltstitel nach 
§§ 22–25b AufenthG – ist eine Förderung 
aber unabhängig davon grundsätzlich 
möglich, weil von einer Verlängerung des 
Aufenthaltsrechts ausgegangen werden 
kann.

Alle vier Personengruppen können 
auch alle Förderinstrumente des SGB III, 
bei denen es für bestimmte Personen-
gruppen (vgl. II 1.2.3) noch aufenthalts-
rechtliche Ausschlüsse gibt (Berufsaus-
bildungsbeihilfe, das Ausbildungsgeld, 
die berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen, die Vorphase der Assistierten 
Ausbildung sowie die außerbetriebliche 
Berufsausbildung) uneingeschränkt nut-
zen.

338 BA FW Eingliederungszuschuss, a. a. O. (Fn. 261), 
88.34–35.
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3. Personen mit einer 
Duldung nach § 60a 

AufenthG

3.1 Leistungen der Jobcenter (SGB II)

Wegen des Bezugs von Leistungen nach 
dem AsylbLG sind geduldete Migrantin-
nen und Migranten von den Leistungen 
des SGB II zur Eingliederung in Arbeit 
ausgeschlossen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG; 
§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II). Wie bei Asyl-
suchenden gilt dies auch, wenn sie keine 
Grundleistungen nach § 3 AsylbLG mehr 
beziehen, sondern die sogenannten Ana-
logleistungen nach § 2 AsylbLG: Dies än-
dert nichts daran, dass sie weiterhin unter 
das AsylbLG fallen (vgl. II 1.1).

3.2 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III)

Personen mit einer Duldung nach § 60a 
AufenthG und einem mindestens ein-
geschränkten Arbeitsmarktzugang (in 
der Regel bei dreimonatigem Aufenthalt 
und keinem Arbeitsverbot nach § 60a 
Abs. 6 AufenthG; vgl. I 3.1.1) haben eben-
so wie Asylsuchende grundsätzlich Zu-
gang zu den Leistungen des SGB III (vgl. 
II 1.2.1). Werden Förderleistungen mit 
dem Hinweis auf das Bestehen eines Ar-
beitsverbots nach § 60a Abs. 6 AufenthG 
abgelehnt, ist im Rahmen der Beratung 
zu klären, ob dessen Voraussetzungen tat-
sächlich gegenwärtig vorliegen. 

Die Entscheidung über die Gewäh-
rung eines Eingliederungszuschusses, 
die der Arbeitgeber bei der Agentur für 

Arbeit beantragen muss, ist eine Ermes-
sensentscheidung. Anders als etwa bei 
Asylsuchenden enthalten die Fachlichen 
Weisungen der Bundesagentur für Ar-
beit keine Hinweise zur Bewilligung eines 
Eingliederungszuschusses für Personen 
mit einer Duldung.340 

Der Zugang zu den Leistungen der 
Ausbildungsförderung, bei denen auf-
enthaltsrechtliche Einschränkungen oder 
Ausschlüsse bestehen, stellt sich seit dem 
Inkrafttreten des AuslBFG für Personen 
mit einer Duldung nach § 60a AufenthG, 
die Zugang zum Arbeitsmarkt haben, wie 
folgt dar (zu Einzelheiten zu den jeweili-
gen Leistungen vgl. II 1.2.3):

Anders als Asylsuchende können Ge-
duldete während einer Berufsausbil-
dung, einer berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahme341 und der Vorphase 
der Assistierten Ausbildung342 einen An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 
(BAB) haben, wenn sie sich seit mindes-
tens 15 Monaten ununterbrochen erlaubt, 
gestattet oder geduldet in Deutschland 
aufhalten (§ 60 Abs. 3 S. 2 SGB). Gleiches 
gilt für das Ausbildungsgeld (§ 122 Abs. 2 
SGB III). 

Zur Lebensunterhaltssicherung wäh-
rend einer schulischen Ausbildung oder 
eines Studiums kann ebenfalls wie bisher 
nach 15 Monaten Voraufenthalt ein An-
spruch auf BAföG-Leistungen bestehen 
(§ 8 Abs. 2a BAföG).

340 BA FW Eingliederungszuschuss, a. a. O. (Fn. 261), 
88.32–33, die als Verwaltungsvorschriften für die 
Sozialgerichte nicht bindend sind, ist eine Förde-
rung von Migrantinnen und Migranten mit einer 
Duldung nicht genannt. 

341 BA FW Berufsvorbereitende Bildungsmaßnah-
men, a. a. O. (Fn. 291), 52.30.

342 § 56 Abs. 2 S. 2 SGB III.
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Während einer durch BAB förder-
fähigen Berufsausbildung343 oder Aus-
bildungsvorbereitung344 sowie während 
einer nach dem BAföG förderfähigen 
Ausbildung345 besteht zudem ein An-
spruch auf (ergänzende) Leistungen 
nach § 2 AsylbLG zur Sicherung ihres 
Lebensunterhalts, wenn Personen mit ei-
ner Duldung seit 18 Monaten in Deutsch-
land leben.346 Geduldetete, die sich noch 
nicht 18 Monate hier aufhalten, beziehen 
Grundleistungen nach § 3 AsylbLG. 

Personen mit einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG können seit Inkrafttreten 
des AuslBFG an einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahme teilnehmen, 
wenn ihre Abschiebung seit neun Mona-
ten ausgesetzt ist; bei einer Einreise vor 
dem 1. August 2019 reichen drei Mona-
te (§ 52 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 und S. 3 SGB III). 
Außerdem sind schulische Kenntnisse 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 52 
Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB III; zu den Einzelhei-
ten vgl. II 1.2.3 b).

Eine Teilnahme an der Vorphase der 
Assistierten Ausbildung ist für Personen 
mit einer Duldung nach § 60a AufenthG 

343 § 57 SGB III.
344 § 51 SGB III; Teilnehmende an einer Vorphase 

der Assistierten Ausbildung haben Anspruch auf 
Berufsausbildungsbeihilfe wie Auszubildende in 
einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
(§ 56 Abs. 2 S. 2 SGB III); daher müsste ihre Aus-
bildung auch nach § 51 SGB III auch dem Grun-
de nach förderfähig sein.

345 § 2 BAföG.
346 § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AsylbLG; die Leistung erfolgt 

als Zuschuss.

möglich, wenn sie sich seit 15 Mona-
ten gestattet, geduldet oder erlaubt in 
Deutschland aufhalten (§ 75a Abs. 1 S. 2 
Nr. 1 SGB III). Außerdem sind Schul- 
und Deutschkenntnisse erforderlich, die 
einen erfolgreichen Übergang in eine 
Berufsausbildung erwarten lassen (§ 75a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB III). Damit gelten 
hier, anders als beim Zugang zu einer be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme, 
die gleichen Regelungen wie für Asylsu-
chende. 

Wie Asylsuchende sind Geduldete 
auch vollständig von einer außerbetrieb-
lichen Berufsausbildung ausgeschlos-
sen (§ 76 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 SGB III). 

Eine Übersicht über alle Förder in stru-
mente ist in der Tabelle im Anhang zu 
finden. 

3.3 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis-
tungen und Förderangeboten haben Mi-
grantinnen und Migranten mit einer Dul-
dung nach § 60a AufenthG den gleichen 
Zugang wie Asylsuchende (vgl. II 1.3, 
II 1.4, II 1.5).
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4. Personen mit einer 
Duldung nach § 60b 

AufenthG 

Auch wenn die Duldung für Personen mit 
ungeklärter Identität mit einem Arbeits-
verbot verbunden ist, sollte bei der Frage 
nach dem Zugang zu Leistungen zur Ar-
beitsmarktintegration berücksichtigt wer-
den, dass viele Betroffene diese Duldungs-
form nicht dauerhaft bzw. für einen länge-
ren Zeitraum haben werden. Zum einen 
kann die erforderliche Mitwirkungshand-
lung jederzeit nachgeholt werden mit 
der Folge, dass dann eine Duldung nach 
§ 60a AufenthG ausgestellt werden muss 
(§ 60b Abs. 4 S. 1 und 2 AufenthG). Zum 
anderen ist die rechtliche Bewertung, ob 
die Erteilungsvoraussetzung für eine Dul-
dung nach § 60b AufenthG im Einzelfall 
vorliegen, vielfach streitig, sodass es zu 
einer Revidierung der ursprünglichen 
Beurteilung kommen kann. Außerdem ist 
nicht für alle Vorhaben, die einer künfti-
gen Arbeitsmarktintegration dienen, eine 
Beschäftigungserlaubnis erforderlich. Der 
Besuch von Deutschkursen, die Nachho-
lung von Schulabschlüssen, das Studium 
und die schulischen Berufsausbildung 
(vgl. I 1.1) sind ohne Zugang zum Ar-
beitsmarkt möglich. 

Zur Vorbereitung auf den Einstieg in 
den Arbeitsmarkt nach einem Wegfall 
des Arbeitsverbots können also bestimm-
te Unterstützungsmaßnahmen sinnvoll 
sein. 

4.1 Leistungen der Jobcenter (SGB II)

Wegen des Bezugs von Leistungen nach 
dem AsylbLG sind Personen mit einer 
Duldung nach § 60b AufenthG von den 
Leistungen des SGB II zur Eingliederung 
in Arbeit ausgeschlossen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 
AsylbLG; § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II).

4.2 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III)

Die Agentur für Arbeit hat jungen Men-
schen und Erwachsenen, die am Arbeits-
leben teilnehmen oder teilnehmen wol-
len, Berufsberatung (§§ 29 ff. SGB III) 
anzubieten. Da die Absicht, am Erwerbs-
leben teilnehmen zu wollen, damit für 
den Zugang zu Berufsberatung ausreicht, 
können Personen mit einer Duldung 
nach § 60b AufenthG sie auch dann in 
Anspruch nehmen, wenn kein Arbeits-
marktzugang besteht.

Ausbildungsuchende und Arbeitsu-
chende haben nach § 35 SGB III einen 
Anspruch auf Vermittlung freier Aus-
bildungs- und Arbeitsstellen. Da wohl 
überwiegend vertreten wird, dass Per-
sonen, deren Arbeitsvermittlung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
gänzlich ausgeschlossen ist, keine Arbeit-
suchenden im Sinne des § 15 S. 2 SGB III 
sein können, haben Personen mit einer 
Duldung nach § 60b AufenthG keinen 
Vermittlungsanspruch (vgl. II 1.2.2 b).  

Eine Förderung durch Maßnahmen 
der Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 
Abs. 4 SGB III benötigen junge Men-
schen, die voraussichtlich Schwierigkei-
ten haben werden, den Abschluss der 
allgemeinbildenden Schule zu erreichen 
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oder den Übergang in eine Berufsaus-
bildung zu bewältigen (vgl. II 1.2.2 c). 
Dabei kann es sich um eine betriebliche, 
außerbetriebliche oder schulische Berufs-
ausbildung handeln.347 Weil die Regelung 
keine aufenthaltsrechtlichen Einschrän-
kungen enthält und die Förderung keinen 
Arbeitsmarktzugang voraussetzen dürf-
te (vgl. II 1.2.1), müssten auch Personen 
mit einer Duldung nach § 60b AufenthG 
durch diese Maßnahmen gefördert wer-
den können, zumal die Aufnahme einer 
schulischen Berufsausbildung ohne Be-
schäftigungserlaubnis möglich ist.

Zu den anderen Leistungen der Bun-
desagentur für Arbeit besteht kein Zu-
gang, da bei diesen Leistungen vorausge-
setzt wird, dass kein Arbeitsverbot besteht 
(vgl. II 1.2.1).

4.3 Sonstige Leistungen

Personen mit einer Duldung nach § 60b 
AufenthG können Leistungen der Ju-
gendsozialarbeit (SGB VIII) erhalten 
und an geeigneten sozialpädagogisch 

347 Fachkonzept Berufseinstiegsbegleitung im Auf-
trag der Bundesagentur für Arbeit, Stand Sep-
tember 2011, S. 5.

begleiteten Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsmaßnahmen teilnehmen, da zu 
den Leistungsberechtigten nach SGB VIII 
auch Ausländerinnen und Ausländer mit 
rechtmäßigem Aufenthalt oder Duldung 
(§ 6 Abs. 2 SGB VIII) gehören. Ein Aus-
schluss von jungen Menschen mit einer 
Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität ist nicht normiert. Die Aufnah-
me von Praktika oder anderen Tätigkei-
ten, für die eine Beschäftigungserlaubnis 
erforderlich ist (vgl. I 1.1), ist dagegen 
nicht möglich.

Bei einer Duldung nach § 60b 
AufenthG besteht auch die Möglichkeit, 
ein Verfahren zur Anerkennung im Aus-
land erworbener Berufsqualifikationen 
einzuleiten (vgl. II 1.4), da bestimmte auf-
enthaltsrechtliche Voraussetzungen nicht 
genannt sind (§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 2, § 6 
Abs. 1 BQFG)348 und eine Beschäftigungs-
erlaubnis hierfür nicht erforderlich ist.

Die Teilnahme an Angeboten im Rah-
men von Förderprogrammen auf Bundes-
ebene setzt nach den Richtlinien teilweise 
den (potenziellen) Zugang zum Arbeits-
markt voraus (vgl. II 1.5). 

348 BMBF, Erläuterungen zum Anerkennungsgesetz, 
a. a. O. (Fn. 310), S. 16.
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Teil III: Aufenthaltssicherung durch Ausbildung und 
Beschäftigung

1. Die neuen 
Duldungsformen

1.1 Ausbildungsduldung

Im Rahmen des Migrationspakets wurde 
auch die Ausbildungsduldung in § 60c 
AufenthG neu geregelt;349 das Ausbil-
dung- und Beschäftigungsduldungsgesetz 
ist am 1. Januar 2020 in Kraft getreten.350 
Dabei wurden die Erteilungsvorausset-
zungen erheblich verändert: 

Die Erteilung einer Ausbildungsdul-
dung setzt jetzt voraus, dass entweder 
eine mindestens zweijährige betriebli-
che oder schulische Berufsausbildung 
in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf 
oder eine Assistenz- oder Helferausbil-
dung351 aufgenommen wird. Letzteres 
genügt aber nur, wenn aufbauend auf 
diese Ausbildung anschließend eine min-
destens zweijährige Ausbildung in einem 

349 Die Ausbildungsduldung war durch das Integra-
tionsgesetz im Sommer 2016 eingeführt worden 
(§ 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG a. F.).

350 Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be-
schäftigung vom 8.7.2019, a. a. O. (Fn. 9),

351 Nach den Anwendungshinweisen des BMI zum 
Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Be-
schäftigung (a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.1.0.2, han-
delt es sich dabei im Wesentlichen um Berufe im 
Bereich der Alten- und Krankenpflege: bibb.de/
verzeichnis-ausbildungsberufe. 

Engpassberuf352 (einem Beruf, bei dem 
Fachkräfte besonders gesucht werden) 
begonnen werden kann und hierfür eine 
Ausbildungsplatzzusage vorliegt.

Es besteht ein Anspruch auf die Ertei-
lung einer Ausbildungsduldung sowie auf 
die Beschäftigungserlaubnis, wenn die 
Ausbildung als Asylsuchende oder Asyl-
suchender begonnen wurde und sie nach 
der endgültigen Ablehnung des Asylan-
trags fortgesetzt werden soll oder wenn 
eine Duldung nach § 60a AufenthG vor-
liegt. In diesem Fall müssen aber zusätzli-
che Bedingungen erfüllt sein. 

Seit der Neuregelung kann die Aus-
länderbehörde die Erteilung der Ausbil-
dungsduldung in Fällen »offensichtlichen 
Missbrauchs« versagen. Nach den An-
wendungshinweisen des BMI353 ist das 
insbesondere möglich bei »Scheinausbil-
dungsverhältnissen«, wenn »von vorn-
herein offenkundig ausgeschlossen ist, 
dass die Ausbildung zum Erfolg geführt 
werden kann«, zum Beispiel wegen nicht 
vorhandener Deutschkenntnisse oder bei 
wiederholten Abbrüchen von Berufsaus-
bildungen, wenn der Abbruch jeweils von 
den Auszubildenden zu verantworten 
war.

352 BMI, Weitere Hinweise zum Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz, a. a. O. (Fn. 137), S. 4 mit Hinweis 
auf die Fachkräfteengpassanalyse der BA vom 
Dezember 2019. 

353 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.1.2.

https://www.bibb.de/verzeichnis-ausbildungsberufe
https://www.bibb.de/verzeichnis-ausbildungsberufe
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Wird die Ausbildung mit einer Auf-
enthaltsgestattung oder einer Duldung 
begonnen, bestehen insbesondere die fol-
genden Versagungsgründe:

 • Es besteht ein Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 AufenthG, was vor al-
lem häufig der Fall ist, wenn die Aus-
zubildenden aus einem sogenannten 
sicheren Herkunftsstaat (Westbalkan-
staaten, Ghana und Senegal)354 kom-
men (zu den Einzelheiten vgl. I 3.1.1 b).

 • Es liegt eine Verurteilung wegen ei-
ner in Deutschland begangenen vor-
sätzlichen Straftat vor. Dabei werden 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 
Tagessätzen bzw. von bis zu 90 Tages-
sätzen wegen Straftaten, die nur von 
ausländischen Staatsangehörigen be-
gangen werden können,355 nicht be-
rücksichtigt (§§ 60c Abs. 2 Nr. 4, 19d 
Abs. 1 Nr. 7 AufenthG).

 • Es besteht ein Terrorismusbezug oder 
eine Terrorismusunterstützung (§§ 60c 
Abs. 2 Nr. 4, 19d Abs. 1 Nr. 6 AufenthG) 
oder es liegt eine Ausweisungsverfü-
gung oder eine Abschiebungsanord-
nung vor.356 

 • Die Identität ist nicht in den folgen-
den Zeiträumen geklärt worden: 
 ◉ Bei Einreise bis 31.12.2016: im Zeit-

raum bis zur Antragstellung

354 § 29a AsylG, Anlage II.
355 Das ist zum Beispiel ein wiederholter Verstoß 

gegen eine räumliche Beschränkung (§ 95 Abs. 1 
Nr. 7 AufenthG).

356 Nach § 58a AufenthG kann »auf Grund einer 
auf Tatsachen gestützten Prognose zur Abwehr 
einer besonderen Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland oder einer terroris-
tischen Gefahr ohne vorhergehende Ausweisung 
eine Abschiebungsanordnung erlassen« werden.

 ◉ Bei Einreise zwischen 1.1.2017 und 
31.12.2019: bis zum Zeitpunkt der 
Antragstellung, aber spätestens bis 
30.6.2020

 ◉ Bei Einreise ab 1.1.2020: bis sechs 
Monate nach der Einreise.

Die Frist gilt als gewahrt, wenn alle erfor-
derlichen und zumutbaren Maßnahmen 
ergriffen wurden und die Identität un-
verschuldet erst nach dieser Frist geklärt 
werden kann. Wenn die erforderlichen 
und zumutbaren Maßnahmen zur Iden-
titätsklärung ergriffen wurden, kann eine 
Ausbildungsduldung auch ohne sie erteilt 
werden. 

Auch nach den Anwendungshinweisen 
des BMI357 ist es während des gesamten 
Asylverfahrens bis zu dessen unanfecht-
barem Abschluss unzumutbar, »sich ei-
nen Pass des Herkunftsstaates zu beschaf-
fen oder in sonstiger Weise zur Passbe-
schaffung mit der Auslandsvertretung des 
Herkunftsstaates in Kontakt zu treten.« 

Der Nachweis der Identität ist da-
nach358 durch einen Pass oder andere 
Identitätsdokumente mit Lichtbild mög-
lich. Wenn andere Dokumente nicht be-
sorgt werden können, genügen auch an-
dere ausländische amtliche Dokumente, 
die biometrische Merkmale und Angaben 
zur Person enthalten, wie etwa Führer-
scheine, Dienstausweise oder Personen-
standsurkunden mit Lichtbild. Hilfsweise 
reichen beispielsweise auch Geburtsur-
kunden, Heiratsurkunden, Meldebeschei-
nigungen, Schulzeugnisse oder Schul-
bescheinigungen aus, wenn sie geeignet 

357 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.2.3.4, 60c.2.3.

358 Ebd., Nr. 60c.2.3.2.
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sind, auf ihrer Basis Pass- oder Passersatz-
papiere zu beschaffen.

Wird die Ausbildung mit einer Dul-
dung nach § 60a AufenthG begonnen, 
müssen für die Erteilung einer Ausbil-
dungsduldung noch zwei weitere Vor-
aussetzungen vorliegen:

 • Die Auszubildenden müssen eine Dul-
dung nach § 60a AufenthG seit min-
destens drei Monaten haben.359 Nach 
den Anwendungshinweisen des BMI360 
gibt dieser Zeitraum »den Ausländer-
behörden Gelegenheit, Maßnahmen 
zur Aufenthaltsbeendigung zu ergrei-
fen.«

 • Zudem dürfen keine konkreten Maß-
nahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
bevorstehen, die in einem hinreichen-
den sachlichen und zeitlichen Zusam-
menhang zur Aufenthaltsbeendigung 
stehen. Nach der Neuregelung sind 
jetzt im Gesetzestext verschiedene 
Konstellationen genannt:

 ◉ Eine ärztliche Untersuchung zur 
Feststellung der Reisefähigkeit wur-
de veranlasst. Liegt eine längerfristi-
ge oder dauerhafte Reiseunfähigkeit 
vor, verhindert dies die Erteilung 
der Ausbildungsduldung allerdings 
nicht.361

 ◉ Staatliche Fördermittel zur freiwilli-
gen Ausreise wurden beantragt.

359 Wenn die Einreise bis zum 31.12.2016 erfolgte 
und die Ausbildung bis 1.10.2020 begonnen wur-
de, muss diese Voraussetzung nicht erfüllt sein 
(§ 104 Abs. 17 AufenthG).

360 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.2.2.

361 Ebd., Nr. 60c.2.5.1.

 ◉ Die Buchung von Transportmitteln 
für die Abschiebung wurde eingelei-
tet. 

 ◉ Vergleichbar konkrete Vorberei-
tungsmaßnahmen zur Abschiebung 
wurden eingeleitet, wenn sie nicht 
erkennbar erfolglos bleiben müssen; 
nach der Gesetzesbegründung362 ist 
die Aufforderung zur Passersatzbe-
schaffung noch keine vergleichbare 
Vorbereitungsmaßnahme.

 ◉ Ein Dublin-Verfahren wurde einge-
leitet. 

Da damit auch die »Einleitung vergleich-
bar konkreter Vorbereitungsmaßnah-
men« ausreicht, bleibt den Ausländerbe-
hörden ein weiter Auslegungsspielraum.

Die Ausbildungsduldung kann frü-
hestens sieben Monate vor Ausbildungs-
beginn beantragt und frühestens sechs 
Monate vorher erteilt werden; sie wird 
für die Dauer der Ausbildung ausge-
stellt. Wird die Abschlussprüfung nicht 
bestanden, verlängert sich das Berufs-
ausbildungsverhältnis auf Antrag bis zur 
nächsten Wiederholungsprüfung, höchs-
tens um ein Jahr (§ 21 Abs. 3 BBiG); die 
Ausbildungsduldung wird dann ebenfalls 
entsprechend verlängert.363 Gleiches gilt, 
wenn die Ausbildungszeit auf Antrag der 
Auszubildenden verlängert wird, um das 
Ausbildungsziel zu erreichen.364 

362 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Druck-
sache 19/8286 vom 13.3.2019, S. 16.

363 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.3.2.

364 § 8 Abs. 2 BBiG; Anwendungshinweise des BMI 
zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung (a. a. O., Fn. 17), Nr. 60c.3.2.



1. Die neuen Duldungsformen 101

Bei einem Abbruch der Ausbildung 
wird einmalig eine Duldung für sechs 
Monate für die Suche nach einer weiteren 
Ausbildungsstelle erteilt (§ 60c Abs. 6 S. 1 
AufenthG). Finden die Auszubildenden 
eine neue Ausbildungsstelle, erhalten sie 
hierfür auf Antrag eine neue Ausbildungs-
duldung nach § 60c AufenthG, wenn alle 
Erteilungsvoraussetzungen weiterhin 
vorliegen.365 Wird die Ausbildung abge-
brochen, ist der Ausbildungsbetrieb – 
oder bei einer schulischen Ausbildung die 
Schule – verpflichtet, dies unverzüglich, 
in der Regel innerhalb von zwei Wo-
chen, der zuständigen Ausländerbehör-
de schriftlich mitzuteilen (§ 60c Abs. 5 
AufenthG). Bei einem Verstoß droht ein 
Bußgeld (§ 98 Abs. 2a Nr. 4 AufenthG). 

Nach einem erfolgreichen Abschluss 
der Berufsausbildung wird für sechs Mo-
nate eine Duldung zur Suche nach einer 
der beruflichen Qualifikation entspre-
chenden Arbeitsstelle erteilt, wenn die 
Auszubildenden nicht vom Ausbildungs-
betrieb übernommen werden; eine Ver-
längerung ist nicht möglich (§ 60c Abs. 6 
S. 2 AufenthG). 

Wenn die Inhaberin oder der Inha-
ber einer Ausbildungsduldung eine ent-
sprechende Arbeitsstelle finden, besteht 
unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Anspruch auf die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 19d Abs. 1a 
AufenthG (zu den Einzelheiten vgl. 
III 3.2).

365 Ebd., Nr. 60c.6.1.

1.2 Beschäftigungsduldung

Durch das Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsduldungsgesetz366 wurde auch eine 
weitere neue Form der Duldung, die so-
genannte Beschäftigungsduldung nach 
§ 60d AufenthG, geschaffen. Sie soll er-
teilt werden, wenn Personen anderthalb 
Jahre gearbeitet haben und weitere Vo-
raussetzungen erfüllen. Damit ist nur in 
untypischen Fällen ausnahmsweise eine 
Versagung möglich.367 Die Regelung ist 
am 1. Januar 2020 in Kraft getreten und 
soll bis zum 31. Dezember 2023 gelten.368 

Auch Ehe- oder Lebenspartnerinnen 
und -partner und die mit den Beschäf-
tigten zusammenlebenden minderjäh-
rigen, ledigen Kinder sollen eine Be-
schäftigungsduldung erhalten. Ein Teil 
der Erteilungsvoraussetzungen für eine 
Beschäftigungsduldung muss allerdings 
durch beide Ehe- oder Lebenspartnerin-
nen und -partner erfüllt werden. Ist das 
nicht der Fall, erhalten auch die Beschäf-
tigten selbst keine Beschäftigungsdul-
dung.369

366 Vom 8.7.2019, a. a. O. (Fn. 9).
367 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 

Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60d0.2.

368 Art. 3 des Ausbildungs und Beschäftigungsdul-
dungsgesetzes, a. a. O. (Fn. 9).

369 Zur Kritik daran vgl. auch Stellungnahme von 
PRO ASYL zum Entwurf eines Gesetzes über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung (BT-
Drucksache 19/8286) zur Sachverständigenan-
hörung des Ausschusses für Inneres und Heimat 
des Deutschen Bundestages am 3.6.2019 vom 
30. Mai 2019, S. 25, abrufbar auf proasyl.de un-
ter Material/Übersicht Material/Sorte Anzeigen: 
Stellungnahmen und Gutachten.

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/PRO-ASYL_Stellungnahme_GE-Ausbildungs-und-Besch%C3%A4ftigungsduldung_30052019.pdf
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Eine Beschäftigungsduldung soll für 30 
Monate erteilt werden, wenn insbesonde-
re370 folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind:

 • Die Einreise muss bis zum 1. August 
2018 erfolgt sein und die Beschäftigten 
müssen seit mindestens zwölf Mona-
ten eine Duldung haben, wobei Zeiten, 
in denen eine Duldung für Personen 
mit ungeklärter Identität nach § 60b 
AufenthG (I 4.1) erteilt wurde, nicht 
mitgerechnet werden. Kurzfristige Un-
terbrechungen, wenn sie die Duldung 
unverschuldet nicht rechtzeitig verlän-
gern lassen konnten oder die Auslän-
derbehörde in der Zeit der Prüfung der 
Duldungsgründe keine Duldung erteilt 
hatte, sind unbeachtlich.371

 • Zudem ist es erforderlich, dass die Ge-
duldeten seit mindestens 18 Monaten 
sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt sind. Die regelmäßige Arbeitszeit 
muss mindestens 35 Stunden pro Wo-
che betragen haben; bei Alleinerzie-
henden genügen 20 Wochenstunden. 
Kurzarbeit, die zu einer vorübergehen-
den Verringerung der regelmäßigen 
Arbeitszeit führt, hat keine Auswir-
kung auf die Beschäftigungsduldung.372 
Unverschuldete, kurzfristige Unterbre-
chungen der achtzehnmonatigen Vor-

370 Zu weiteren Einzelheiten vgl. auch Niedersäch-
sischer Flüchtlingsrat, Leitfaden für Flüchtlinge, 
Nr. 11.5.

371 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), Nr. 60d1.2.

372 BMI, Hinweise zur Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsduldung §§ 60c und 60d AufenthG mit 
Bezug zur Covid 19-Pandemie, Innenminister-
konferenz am 17. bis 19. Juni 2020 in Erfurt, M3-
21002/94#2, Berlin, 9. Juli 2020.

beschäftigungszeit sind unerheblich 
(§ 60d Abs. 3 S. 2 AufenthG). Nach den 
Hinweisen des BMI373 kann – weil es 
wegen der Covid 19-Pandemie ver-
mehrt zu Kündigungen kommt – auch 
eine Unterbrechung für einen Zeit-
raum von bis zu sechs Monaten un-
problematisch sein.

 • Der Lebensunterhalt muss in den 
letzten zwölf Monaten vor der Bean-
tragung der Beschäftigungsduldung 
durch die Arbeit selbst gesichert wor-
den sein.374 Auch hier sind unverschul-
dete, kurzfristige Unterbrechungen 
unerheblich. Außerdem muss der Le-
bensunterhalt auch weiterhin durch 
das Arbeitseinkommen finanziert 
werden können. Nach den Hinweisen 
des BMI375 ist der Bezug von Kurzar-
beitergeld für das Erfordernis der Le-
bensunterhaltssicherung nach § 60d 
Abs. 1 Nr. 5 AufenthG irrelevant. Da 
das Kurzarbeitergeld ohnehin keine 
»schädliche Sozialleistung« ist, bei 
deren Bezug der Lebensunterhalt als 
nicht selbst gesichert gilt (§ 2 Abs. 3 
Nr. 5 AufenthG), kann das nur bedeu-
ten, dass der ergänzende Bezug von 
Leistungen nach dem AsylbLG für die 
Dauer der Kurzarbeit ebenfalls irrele-
vant ist.376 Wird nach einer Kündigung 
Arbeitslosengeld I bezogen, wird der 

373 Ebd.
374 Vgl. § 2 Abs. 3 AufenthG; der Lebensunterhalt ist 

nicht gesichert, wenn ein Anspruch auf ergän-
zende Leistungen nach dem AsylbLG besteht.

375 BMI, Hinweise zur Covid 19-Pandemie, a. a. O. 
(Fn. 372).

376 Vgl. auch die entsprechenden Hinweise des BMI 
zu Aufenthaltstiteln: Covid 19-Pandemie; Hin-
weise für die Ausländerbehörden vom 9. April 
2020, S. 7.
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Lebensunterhalt weiterhin durch die 
Beschäftigung gesichert.377

 • Auch die Erteilung einer Beschäfti-
gungsduldung setzt voraus, dass die 
Identität in den folgenden Zeiträumen 
geklärt wurden: 

 ◉ Ist die Einreise bis zum 31.12.2016 
erfolgt und lag am 1.1.2020 seit 18 
Monaten ein Beschäftigungsverhält-
nis von 35 Wochenstunden (Allein-
erziehende: 20 Stunden) vor, muss 
die Identitätsklärung bis zur Bean-
tragung der Beschäftigungsduldung 
geschehen sein. 

 ◉ Liegen diese Voraussetzungen nicht 
vor, müssen die Beschäftigten die 
Identität bis zum 30.6.2020 geklärt 
haben. Auch die Ehe- oder Le-
benspartnerinnen und -partner ha-
ben diese Voraussetzung zu erfüllen.

Wurden die erforderlichen und zumut-
baren Maßnahmen zur Identitätsklärung 
ergriffen, kann eine Beschäftigungsdul-
dung auch ohne Identitätsklärung erteilt 
werden; es besteht also dann kein Rechts-
anspruch. Zu den Einzelheiten kann auf 
die Ausführungen zur Identitätsklärung 
bei der Ausbildungsduldung verwiesen 
werden (vgl. III 1.1).

 • Weitere Voraussetzungen sind das 
Vorhandensein mündlicher Deutsch-
kenntnisse von A 2 GER378 und ein 
erfolgreicher Integrationskursbesuch, 

377 BMI, Hinweise zur Covid 19-Pandemie, a. a. O. 
(Fn. 372).

378 Wenn kein Sprachstandzertifikat vorliegt, beur-
teilt die Ausländerbehörde die Deutschkenntnis-
se selbst, so die Anwendungshinweise des BMI 
zum Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung (a. a. O., Fn. 17), Nr. 60d.1.7.

wenn eine entsprechende Verpflich-
tung bestand.379 Letzteres muss auch 
bei den Ehe- oder Lebenspartnerinnen 
und -partnern der Fall sein. Außerdem 
ist nachzuweisen, dass die mit ihnen 
zusammenlebenden minderjährigen 
ledigen Kinder regelmäßig zur Schule 
gehen.

Bezüge zu extremistischen oder terroris-
tischen Organisationen und eine Verur-
teilung wegen einer in Deutschland be-
gangenen vorsätzlichen Straftat bei den 
Beschäftigten oder ihren Ehe- oder Le-
benspartnerinnen und -partnern stellen 
einen Versagungsgrund dar. Geldstrafen 
von nicht mehr als neunzig Tagessätzen 
werden nicht berücksichtigt, wenn die 
Verurteilung wegen Straftaten erfolgt ist, 
die nur von ausländischen Staatsangehö-
rigen begangen werden können (§§ 95 ff. 
AufenthG). Auch eine Ausweisungsver-
fügung oder Abschiebungsanordnung 
(§ 58a AufenthG) gegenüber den Beschäf-
tigten schließt die Erteilung einer Be-
schäftigungsduldung aus.

Endet nach der Erteilung einer Be-
schäftigungsduldung das Arbeitsverhält-
nis, sind die Betroffenen verpflichtet, dies 
innerhalb von zwei Wochen der Auslän-
derbehörde schriftlich oder elektronisch 
mitzuteilen; der Arbeitgeber ist ebenfalls 
zur Mitteilung innerhalb von zwei Wo-
chen verpflichtet (§§ 60d Abs. 3 S. 4, 82 
Abs. 6 AufenthG). 

Nach Ablauf der 30 Monate mit einer 
Beschäftigungsduldung soll die Auslän-
derbehörde eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25b Abs. 6 AufenthG erteilen, 

379 Erfolgte ein Kursabbruch, musste er unverschul-
det sein (§ 60d Abs. 1 Nr. 11 AufenthG). 
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wenn die Voraussetzungen für die Ertei-
lung der Beschäftigungsduldung weiter-
hin vorliegen. Konnten die Beschäftigten 
einen Integrationskurs besuchen, sind 
zusätzlich schriftliche Deutschkennt-
nisse von A 2 GER erforderlich, wobei 
es ausreicht, wenn diese Voraussetzung 
entweder von den Beschäftigten oder von 
ihren Ehe- oder Lebenspartnerinnen und 
-partnern erfüllt werden.380 Außerdem 
müssen die allgemeinen Erteilungsvor-
aussetzungen nach § 5 Abs. 1 AufenthG, 
wie die Erfüllung der Passpflicht, gegeben 
sein. Von diesen Voraussetzungen kann 
die Ausländerbehörde nach Ermessen ab-
sehen (§ 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG).

2. Aufenthaltserlaubnisse 
nach den 

Bleiberechtsregelungen

2.1 Aufenthaltsgewährung bei 
gut integrierten Jugendlichen 
und Heranwachsenden 
nach § 25a Abs. 1 AufenthG

Nach § 25a Abs. 1 AufenthG soll Jugend-
lichen und Heranwachsenden mit einer 
Duldung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden, wenn

 • sie sich seit vier Jahren ununterbro-
chen erlaubt, geduldet oder gestattet in 
Deutschland aufhalten,

380 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz über 
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung 
(a. a. O., Fn. 17), S. 27.

 • sie in Deutschland vier Jahre erfolg-
reich eine Schule besucht oder einen 
anerkannten Schul- oder Berufsab-
schluss erworben haben,

 • sie den Antrag auf Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis vor Vollendung des 
21. Lebensjahres stellen,

 • keine konkreten Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass sie sich nicht zur frei-
heitlichen demokratischen Grundord-
nung der Bundesrepublik Deutschland 
bekennen,

 • es wegen der bisherigen Ausbildung 
und Lebensverhältnisse gewährleis-
tet erscheint, dass sie sich in die Le-
bensverhältnisse der Bundesrepublik 
Deutschland einfügen können (soge-
nannte positive Integrationsprognose) 
und

 • die Abschiebung nicht wegen eigener 
falscher Angaben oder eigener Täu-
schung über die Identität oder Staats-
angehörigkeit ausgesetzt ist.

Durch die Formulierung »soll erteilt wer-
den« handelt es sich um einen sogenann-
ten Regelerteilungsanspruch. Liegen die 
Voraussetzungen vor, kann die Erteilung 
daher nur in Ausnahmefällen abgelehnt 
werden. 

In mehreren Bundesländern (Bran-
denburg, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein)381 gibt es zu dieser Regelung 

381 Brandenburg, Ministerium des Inneren und für 
Kommunales, Allgemeine Weisung im Aufent-
haltsrecht Nr. 2020.08, Erteilung von Aufent-
haltserlaubnissen an gut integrierte Jugendliche 
und Heranwachsende und an deren Familienan-
gehörige nach § 25a AufenthG vom 7. Dezember 
2020; Niedersächsisches Ministerium für Inneres 
und Sport, Hinweise zur Anwendung des § 25a 
des Aufenthaltsgesetzes; Aufenthaltsgewährung 
bei gut integrierten Jugendlichen und Heran-
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Verwaltungsvorschriften, in denen Vor-
gaben etwa zur Auslegung des Begriffs 
»erfolgreicher Schulbesuch« gemacht 
werden. 

Auch wenn seit der Novellierung des 
§ 25a AufenthG durch das Gesetz zur 
Neubestimmung des Bleiberechts und 
der Aufenthaltsbeendigung vom 27. Juli 
2015 keine ausdrückliche Mindestalters-
voraussetzung (zuvor 15 Jahre) mehr ge-
nannt ist,382 wird wegen der Verwendung 
des Begriffs »Jugendliche« aus dem Ju-
gendstrafrecht (§ 1 Abs. 2 JGG) ein Min-
destalter von 14 Jahren383 abgeleitet.384 
Diese Bezugnahme ist allerdings nicht 
zwingend, da das Aufenthaltsgesetz die-
sen Begriff ansonsten nicht verwendet 
(vgl. § 80 AufenthG zur Bestimmung der 
Handlungsfähigkeit).385 Dennoch wird 
auch in den Ländererlassen386 von diesem 
Mindestalter ausgegangen.

Die Aufenthaltserlaubnis kann auch 
erteilt werden, wenn der Asylantrag 
als offensichtlich unbegründet abge-

wachsenden, RdErl. d. MI vom 3.7.2019 – 14.31-
12230/1-8 – (§ 25a); Schleswig-Holstein, Minis-
terium für Inneres, ländliche Räume, Integration 
und Gleichstellung, Erlass § 25a des Aufenthalts-
gesetzes, Aufenthaltsgewährung bei gut integ-
rierten Jugendlichen und Heranwachsenden. 
Hier: Anwendungshinweise vom 16.5.2020. Eine 
Übersicht über die verschiedenen Erlasse zum 
AufenthG bietet das IvAF Projekt »BLEIBdran«, 
a. a. O. (Fn. 163).

382 BGBl. I, Nr. 32 vom 31. Juli 2015, S. 1386 ff. 
383 So auch § 7 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII.
384 So die Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 

18/4097, S. 42; OVG Saarlouis, Beschluss vom 
27.3.2018 – 2 A 267/16 –.

385 Fränkel in Hoffmann, Nomos Kommentar Aus-
länderrecht, 2. Aufl. 2016, § 25a AufenthG, Rn. 7.

386 Brandenburg, Weisung, a. a. O. (Fn. 381), S. 1; 
Nieders. Innenministerium, RdErl. vom 3.7.2019, 
a. a. O. (Fn. 381), Nr. 2.1.1; Schleswig-Holstein, 
Erlass § 25a, a. a. O. (Fn. 381), S. 3.

lehnt wurde (§§ 25a Abs. 4, 10 Abs. 3 S. 2 
AufenthG).

Ein ununterbrochener Aufenthalt 
ist auch dann anzunehmen, wenn ohne 
die Ausstellung einer Duldungsbeschei-
nigung eine faktische Duldung vorliegt, 
etwa wenn eine sogenannte Grenzüber-
trittsbescheinigung ausgehändigt wurde. 
Auch ein kurzzeitiges Verlassen des Bun-
desgebiets ohne Aufgabe des gewöhnli-
chen Aufenthalts ist unerheblich. Darü-
ber hinaus können Unterbrechungen von 
bis zu einem Jahr unberücksichtigt blei-
ben.387  

In der Regel liegt ein erfolgreicher 
Schulbesuch vor, wenn die Jugendli-
chen bzw. Heranwachsenden die Schule 
regelmäßig besucht haben und jeweils 
in die nächsthöhere Jahrgangsstufe ver-
setzt wurden bzw. die nächste Verset-
zung wahrscheinlich ist.388 Ein einmali-
ges Wiederholen steht der Annahme des 
erfolgreichen Schulbesuchs nicht entge-
gen, wenn »eine Einstellungsänderung 
erkennbar« ist und eine Gesamtschau für 
die Prognose eines zukünftigen erfolg-
reichen Schulbesuchs spricht.389 Zu den 
anerkannten Schulabschlüssen gehören 
alle förmlichen Abschlüsse an allgemein-
bildenden Schulen, aber auch anerkannte 
Abschlüsse an Volkshoch- oder Abend-
schulen.390

Wenn Jugendliche und Heranwachsen-
de eine schulische oder berufliche Ausbil-

387 Analog § 85 AufenthG, vgl. Fränkel in Hoffmann, 
Nomos Kommentar Ausländerrecht, 2. Aufl. 
2016, § 25a AufenthG, Rn. 5 m. w. N.

388 BT-Drucksache 17/ 5093, S. 15.
389 Huber/Mantel AufenthG/Göbel-Zimmermann/

Hupke, 3. Aufl. 2021, AufenthG § 25a, Rn. 11.
390 Huber/Mantel AufenthG/Göbel-Zimmermann/

Hupke, 3. Aufl. 2021, AufenthG § 25a, Rn. 10.
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dung oder ein Hochschulstudium aufge-
nommen haben, können zur Sicherung 
des Lebensunterhalts Sozialleistungen in 
Anspruch genommen werden. Ansonsten 
setzt die Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis grundsätzlich die eigenständige Le-
bensunterhaltssicherung voraus.391 

Allerdings kann vor dem Hintergrund 
des humanitären Zwecks der Regelung, 
gut integrierten Jugendlichen und He-
ranwachsenden eine eigene gesicherte 
Aufenthaltsperspektive zu eröffnen, hier-
von abgesehen werden, etwa während der 
Suche nach einem Ausbildungs- oder Ar-
beitsplatz (§ 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG).392

Eine strafrechtliche Verurteilung in 
einem bestimmten Umfang steht der Er-
teilung der Aufenthaltserlaubnis nach 
dem Wortlaut nicht notwendigerweise 
entgegen; sie ist (nur) ein Kriterium bei 
der zu treffenden Integrationsprogno-
se.393 Allerdings kann nach der Gesetzes-
begründung bei straffällig gewordenen 
Jugendlichen oder Heranwachsenden in 
aller Regel nicht von einer positiven Inte-
grationsprognose ausgegangen werden.394 

391 Das ist beim Bezug von Analogleistungen nach 
§ 2 AsylbLG i. V. m. SGB XII bzw. von Grund-
leistungen nach § 3 AsylbLG nicht gegeben, vgl. 
AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 2.5.1.2. 
Entgegen AVwV zum AufenthG, 2.5.1.3, ist die 
tatsächliche Inanspruchnahme von Wohngeld 
laut OVG Niedersachsen unschädlich, wenn kein 
Anspruch auf Leistungen zur Lebensunterhalts-
sicherung nach AsylbLG besteht; OVG Nieder-
sachsen, Beschluss vom 20.3.2012 – 8 LC 277/10 
– openjur.

392 Brandenburg, Weisung, a. a. O. (Fn. 381), S. 8; 
Nieders. Innenministerium, RdErl. vom 3.7.2019, 
a. a. O. (Fn. 381), Nr. 2.3; Fränkel in Hoffmann, 
Nomos Kommentar Ausländerrecht, 2. Aufl. 
2016, § 25a AufenthG, Rn. 7.

393 Fränkel in Hoffmann, Nomos Kommentar Aus-
länderrecht, 2. Aufl. 2016, § 25a AufenthG, Rn. 8.

394 BT-Drucksache 17/ 5093, S. 15. 

Die Formulierung, wonach »eigene« 
falsche Angaben oder »eigene« Täu-
schung über die Identität oder Staats-
angehörigkeit der Erteilung der Aufent-
haltserlaubnis entgegenstehen, stellt klar, 
dass es dabei nur auf das Verhalten der 
Antragsteller selbst ankommt, weshalb 
ihnen das ihrer Eltern nicht zugerech-
net werden kann.395 Zudem darf nur das 
aktuelle Verhalten in der Gegenwart be-
rücksichtigt werden; ein (vermeintliches) 
Fehlverhalten in der Vergangenheit stellt 
keinen Versagungsgrund dar.396 Schäd-
lich ist nur ein aktives Tun nach Eintritt 
der Volljährigkeit, wobei die Ausländer-
behörde grundsätzlich die Darlegungs- 
und Beweislast trägt.397

2.2 Aufenthaltsgewährung bei 
nachhaltiger Integration nach § 25b 
AufenthG

Inhaberinnen und Inhabern einer Dul-
dung soll nach § 25b AufenthG eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie 
sich »nachhaltig in die Lebensverhältnisse 
der Bundesrepublik Deutschland integ-
riert« haben. Das setzt regelmäßig vor-
aus, dass 

 • sie sich seit mindestens acht Jahren 
oder beim Zusammenleben mit min-
derjährigen Kindern seit mindestens 

395 Bergmann/Dienelt/Röcker, 13. Aufl. 2020, 
AufenthG § 25a, Rn. 19.

396 Fränkel in Hoffmann, Nomos Kommentar 
Ausländerrecht, 2. Aufl. 2016, § 25a AufenthG, 
Rn. 11; Nieders. Innenministerium, RdErl. vom 
3.7.2019, a. a. O. (Fn. 381), Nr. 2.2.

397 Fränkel in Hoffmann, Ausländerrecht, 2. Aufl. 
2016, § 25a AufenthG, Rn. 11.
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sechs Jahren ununterbrochen gedul-
det, gestattet oder mit einer Aufent-
haltserlaubnis im Inland aufgehalten 
haben,

 • sie sich zur freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung der Bundesrepu-
blik Deutschland bekennen, 

 • sie über Grundkenntnisse der Rechts- 
und Gesellschaftsordnung und der 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet 
verfügen, 

 • sie ihren Lebensunterhalt überwie-
gend durch Erwerbstätigkeit sichern 
oder wegen der bisherigen Schul-, 
Ausbildungs-, Einkommens- sowie der 
familiären Lebenssituation zu erwar-
ten ist, dass sie ihren Lebensunterhalt 
künftig sichern werden,

 • sie mündliche Deutschkenntnisse im 
Sinne des Niveaus A2 GER haben und

 • bei Kindern im schulpflichtigen Alter 
den tatsächlichen Schulbesuch nach-
weisen.

Auch zur Auslegung des § 25b AufenthG 
haben mehrere Bundesländer (Bremen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein und Thüringen)398 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25b AufenthG ist in der Regel 
von einer nachhaltigen Integration aus-
zugehen. Dabei wird die Formulierung 
»setzt regelmäßig voraus« verwendet. 
Das bedeutet, dass ausnahmsweise auch 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden 
kann, wenn die Voraussetzungen im 
Einzelfall nicht vollständig erfüllt sind, 

398 Vgl. Übersicht des IvAF-Projekts »BLEIBdran«, 
a. a. O. (Fn. 163).

aber besondere Integrationsleistungen von 
ver gleichbarem Gewicht vorliegen oder 
einzelne andere Regelerteilungsvoraus-
setzungen übererfüllt sind.399 Nach dem 
Erlass in Nordrhein-Westfalen400 kann in 
diesem Fall von der vollständigen Erfül-
lung der Voraufenthaltsdauer um Zeit-
räume von bis zu zwei Jahren abgesehen 
werden. Eine besondere berufliche Inte-
gration liegt vor, wenn über einen Zeit-
raum von mindestens einem Jahr konti-
nuierlich gute handwerkliche, technische 
oder andere berufliche Fertigkeiten im 
Rahmen der erlaubten beruflichen, ge-
lernten Tätigkeit oder im Rahmen der 
erlaubten qualifizierten Berufsausbildung 
eingebracht werden.401 

Ein vorübergehender Bezug von Sozi-
alleistungen ist für die Lebensunterhalts-
sicherung in der Regel u. a. bei Studieren-
den und Auszubildenden in anerkannten 
Lehrberufen oder in staatlich geförderten 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen uner-
heblich (§ 25b Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AufenthG). 
Außerdem müssen die sonstigen allge-
meinen Erteilungsvoraussetzungen nach 
§ 5 Abs. 1 AufenthG, wie die Erfüllung der 
Passpflicht, gegeben sein, wobei die Aus-
länderbehörde hiervon nach Ermessen 
absehen kann (§ 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG).

399 Vgl. BVerwG, Urteil vom 18.12.2019 – 1 C 
34.18 – Asylmagazin 4/2020, S. 131 ff. – asyl.net: 
M28100.

400 MKFFI NRW, Aufenthaltsgewährung bei gut 
integrierten Ausländern Anwendungshinweise 
zu § 25b Aufenthaltsgesetz vom 19. März 2021, 
2.2.1.3.

401 Der Thüringer Erlass enthält eine vergleichbare 
Regelung, siehe Ministerium für Migration, Jus-
tiz und Verbraucherschutz, Aufenthaltsgewäh-
rung bei gut integrierten Ausländern, Anwen-
dungshinweise zu § 25b des Aufenthaltsgesetzes 
vom 7. Juni 2019, S. 2.



108 III. Aufenthaltsverfestigung

3. Aufenthaltserlaubnis zum 
Zwecke der Beschäftigung

3.1 Aufenthaltserlaubnis für 
qualifizierte Geduldete nach § 19d 
Abs. 1 AufenthG (Ermessenserteilung)

Nach der im Jahr 2009 als § 18a AufenthG 
eingeführten Regelung kann Personen 
mit einer Duldung unter bestimmten Vo-
raussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis 
zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt 
werden, wenn die Bundesagentur für Ar-
beit der Erteilung der Beschäftigungser-
laubnis für ein konkretes Arbeitsplatzan-
gebot zugestimmt hat. Dabei wird keine 
Vorrangprüfung durchgeführt (also die 
Prüfung, ob deutsche Arbeitnehmerin-
nen/Arbeitnehmer oder Ausländerinnen/
Ausländer, die ohne Einschränkungen 
erwerbstätig sein können, für den Ar-
beitsplatz zur Verfügung stehen, vgl. § 39 
Abs. 3 Nr. 3 AufenthG). Im Hinblick auf 
die Ausbildung und die Beschäftigung 
muss eine der drei folgenden Optionen 
erfüllt sein:

 • Abschluss einer qualifizierten Be-
rufsausbildung bzw. eines Hoch-
schulstudiums in Deutschland und 
Ausübung einer der beruflichen 
Qualifikation entsprechenden Be-
schäftigung oder

 • Vorliegen eines Hochschulabschlusses, 
der in Deutschland anerkannt ist oder 
mit einem deutschen Hochschulab-
schluss vergleichbar ist, und seit zwei 
Jahren ununterbrochene Ausübung ei-
ner dem Abschluss angemessenen Be-
schäftigung oder 

 • eine seit drei Jahren als Fachkraft un-
unterbrochene Beschäftigung, die eine 
qualifizierte Berufsausbildung voraus-
setzt, sowie seit einem Jahr eigenstän-
dige Lebensunterhaltsicherung.

Nach den allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zum Aufenthaltsgesetz402 sind 
unter einer der beruflichen Qualifikati-
on entsprechenden Beschäftigung auch 
solche Tätigkeiten zu verstehen, die üb-
licherweise eine qualifizierte Ausbildung 
(oder ein Studium) voraussetzen und bei 
denen die mit der Ausbildung erworbe-
nen Kenntnisse zumindest teilweise oder 
mittelbar benötigt werden. Es muss also 
keine Beschäftigung im Ausbildungsbe-
ruf sein.

In allen Fällen müssen Deutschkennt-
nisse der Niveaustufe B1 GER (§ 2 Abs. 11 
AufenthG) vorliegen. Außerdem müssen 
der Lebensunterhalt eigenständig gesi-
chert403 und ausreichender Wohnraum 
vorhanden sein, die Passpflicht404 ist zu 
erfüllen. Folgende Umstände schließen 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
aus:

 • vorsätzliche Täuschung der Ausländer-
behörde über aufenthaltsrechtlich rele-
vante Umstände 

402 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 24), 18.a.1.0; 
nach den Anwendungshinweisen des BMI zum 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz (a. a. O., Fn. 18), 
19d.0.1, gelten die Ausführungen der AVwV zu 
Nummer 18a insoweit fort.

403 Vgl. § 2 Abs. 3 AufenthG; der Lebensunterhalt ist 
nicht gesichert, wenn ein Anspruch auf ergän-
zende Leistungen nach SGB II besteht.

404 Auch die anderen allgemeinen Erteilungsvoraus-
setzungen nach § 5 Abs. 1 AufenthG müssen im 
Regelfall gegeben sein.
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 • vorsätzliches Hinauszögern oder Be-
hindern behördlicher Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung 

 • Bezüge zu extremistischen oder terro-
ristischen Organisationen bzw. deren 
Unterstützung

 • Verurteilung wegen vorsätzlicher Straf-
taten (Geldstrafen von insgesamt bis 
zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tages-
sätzen wegen »ausländerspezifischer« 
Straftaten bleiben grundsätzlich außer 
Betracht).

Die BA prüft im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens, ob in dem angebote-
nen Arbeitsvertrag die gesetzlichen Rege-
lungen (Arbeitnehmerschutzgesetze etc.) 
eingehalten sind und die Entlohnung 
dem Tariflohn bzw. ortsüblichen Lohn 
entspricht (sogenannte Beschäftigungs-
bedingungsprüfung); Leiharbeit ist nicht 
möglich (§§ 19d Abs. 1a, 39, 40 Abs. 1 
Nr. 2 AufenthG). 

Die Aufenthaltserlaubnis nach dieser 
Vorschrift kann auch erteilt werden, wenn 
Umstände vorliegen, die sonst die Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels ausschließen 
(Einreise ohne erforderliches Visum so-
wie die unanfechtbare Ablehnung oder 
Rücknahme eines vorangegangen Asylan-
trags; § 19d Abs. 3, § 5 Abs. 2, § 10 Abs. 3 
S. 1 AufenthG). Liegen die Erteilungsvo-
raussetzungen vor, besteht ein Anspruch 
auf eine fehlerfreie Ermessensausübung. 
Wurde zwei Jahre lang eine der berufli-
chen Qualifikation entsprechende Be-
schäftigung ausgeübt, kann anschließend 
jede Beschäftigung aufgenommen wer-
den (§ 19d Abs. 2 AufenthG).

3.2 Aufenthaltserlaubnis für 
qualifizierte Geduldete nach § 19d 
Abs. 1a AufenthG (Anspruch)

Personen mit einer Ausbildungsdul-
dung (vgl. III 1.1) haben nach erfolgrei-
chem Abschluss dieser Berufsausbildung 
unter bestimmten Voraussetzungen ei-
nen Anspruch auf die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 19d Abs. 1a 
AufenthG durch die Ausländerbehörde. 
Sie benötigen ein konkretes Arbeitsplatz-
angebot für ein Arbeitsverhältnis, das 
ihrer in der Berufsausbildung erworbe-
nen beruflichen Qualifikation entspricht. 
Nach den Anwendungshinweisen des 
BMI405 ist es erforderlich, dass die bei der 
Ausbildung erworbenen Kenntnisse zu-
mindest teilweise oder mittelbar für die 
Beschäftigung benötigt werden. 

Die Erteilungsvoraussetzungen sind 
dieselben wie bei der Aufenthaltserlaub-
nis für sonstige qualifizierte Geduldete 
nach § 19d Abs. 1 AufenthG (vgl. III 3.1).

Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei 
Jahre erteilt und verlängert, wenn die Er-
teilungsvoraussetzungen weiterhin vor-
liegen (§ 8 Abs. 1 AufenthG). Da es sich 
um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit handelt, gelten für 
ihre Verlängerung die allgemeinen auf-
enthaltsrechtlichen Regelungen.406 Wurde 
zwei Jahre lang eine der beruflichen Qua-
lifikation entsprechende Beschäftigung 
ausgeübt, kann anschließend jede Be-
schäftigung aufgenommen werden (§ 19d 
Abs. 2 AufenthG).

405 Anwendungshinweise des BMI zum Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz (a. a. O., Fn. 18), 
Nr. 19d.1a.1. 

406 Ebd., Nr. 19d.1a.2. 
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Die flüchtlingspolitischen Entwicklungen 
in den Jahren 2014–2016, die u. a. das so-
genanntes Asylpaket I und das Integrati-
onsgesetz zur Folge hatten, haben dazu 
geführt, dass erstmals die Staatsangehö-
rigkeit von Asylsuchenden beim Zugang 
zu einer Beschäftigungserlaubnis, zu För-
derinstrumenten und zu Deutschkursen 
eine entscheidende Rolle spielt. Seither 
können Asylsuchende aus den sogenann-
ten »sicheren Herkunftsstaaten« wegen 
ihrer Staatsangehörigkeit vollständig vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden, 
was vor allem aufgrund der Vorgaben der 
EU-Aufnahmerichtlinie auch rechtlich 
problematisch ist. Das Herkunftsland ist 
seither auch im Hinblick auf einige Leis-
tungen zur Arbeitsmarktintegration und 
zu Deutschkursen entscheidend, da nur 
Asylsuchende, bei denen ein rechtmäßi-
ger und dauerhafter Aufenthalt zu erwar-
ten ist, hierzu sofort und uneingeschränkt 
Zugang haben. Diese »gute Bleibepers-
pektive« hängt nach der Auslegung der 
Bundesregierung allein von der jeweili-
gen Schutzquote im Asylverfahren beim 
BAMF ab.

Durch das im Migrationspaket ent-
haltene »Zweite Gesetz zur besseren 
Durchsetzung der Ausreisepflicht«407 
sollten »Fehlanreize zum rechtswidrigen 
Verbleib im Bundesgebiet trotz vollzieh-
barer Ausreisepflicht«408 beseitigt werden. 

407 BGBl. I, Nr. 31 vom 20.8.2019, S. 1294 ff. 
408 Gesetzentwurf BT-Drucksache 19/10047 vom 

10.5.2019, S. 2. 

Hierzu wurden die Mitwirkungspflich-
ten detailliert normiert und vor allem 
die Arbeitsverbote ausgeweitet. Zu ei-
ner Vereinfachung der rechtlichen Rah-
menbedingungen und zu einer größeren 
Übersichtlichkeit hat das Migrationspa-
ket nicht beigetragen. Im Gegenteil: Die 
Regelungen zum Arbeitsmarktzugang, 
zu Förderangeboten und die weiteren im 
Kontext Arbeitsmarktintegration rele-
vanten Bestimmungen sind nach wie vor 
auf eine Reihe verschiedener Gesetze und 
Verordnungen verteilt. Mit den dazuge-
hörigen Verwaltungsvorschriften und 
Kommentaren lassen sich ganze Regale 
füllen. Warum, wann und unter welchen 
Voraussetzungen bestimmte Personen-
gruppen Anspruch auf Förderung haben 
oder nicht, entzieht sich stellenweise jeg-
licher Logik. Wie sind die Änderungen 
durch das Migrationspaket in den einzel-
nen Bereichen zu bewerten, welche Än-
derungen sind notwendig? 

Die im Folgenden vorgeschlagenen 
Änderungen könnten auch als erste 
Schritte für eine Vereinfachung – und da-
mit auch für eine erhebliche Entbürokra-
tisierung – sorgen.

a. Arbeitsmarktzugang

Es ist zu begrüßen, dass die Vorrangprü-
fung bundesweit dauerhaft weggefallen 
ist und Asylsuchende jetzt neun Monate 
nach der Asylantragstellung einen Rechts-
anspruch auf die Erteilung einer Beschäf-
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tigungserlaubnis haben. In den anderen 
Konstellationen entscheiden aber nach 
wie vor die Ausländerbehörden nach Er-
messen über die Erteilung einer Beschäf-
tigungserlaubnis und auch das Zustim-
mungsverfahren bei der Bundesagentur 
für Arbeit bleibt mit reduziertem Prü-
fungsumfang bestehen. Erhebliche Aus-
wirkungen haben auch die Verpflichtung 
für Asylsuchende, bis zu 18 Monate oder 
sogar darüber hinaus in einer Erstaufnah-
meeinrichtung zu leben, und die Duldung 
nach § 60b AufenthG, die – mittels einer 
extensiven Auslegung der Norm – vielen 
geduldeten Personen erteilt wurde. Damit 
wurden die Arbeitsverbote erheblich 
ausgeweitet mit der Folge, dass jetzt ein 
erheblich größerer Teil der Geflüchteten 
zumindest für längere Zeit vom Arbeits-
markt ausgeschlossen bleibt, was auch er-
hebliche Auswirkungen auf die Beschäf-
tigungsfähigkeit hat. Daher bestehen fol-
gende Änderungsbedarfe:

 • Spätestens nach einer Wartefrist von 
drei Monaten sollte allen Asylsuchen-
den eine Beschäftigungserlaubnis er-
teilt werden können, unabhängig von 
der Unterbringungsform oder dem 
Herkunftsland.

 • Die ausländerbehördlichen Arbeits-
verbote nach §§ 60a Abs. 6, 60b Abs. 5 
S. 2 AufenthG müssen aufgehoben 
werden,409 auch da nirgendwo belegt 
ist, dass sie eine »Verhaltensände-
rung« etwa im Hinblick auf Mitwir-
kungshandlungen bewirken und sie 
darüber hinaus dem sozialpolitischen 

409 Vgl. auch Stellungnahme des Bundesrats vom 
25.2.2015, in: BT-Drucksache 18/4097, Anlage 3, 
S. 84 ff.

und -rechtlichen Grundgedanken der 
Selbsthilfe widersprechen. 

 • Nicht nur, aber vor allem auch, um die 
Zustimmungsfiktionen effektiv umzu-
setzen, sollte die Zuständigkeit für die 
Erteilung der Beschäftigungserlaubnis 
auf die Arbeitsverwaltung übertragen 
werden. 

 • Auf die Erteilung der Beschäftigungs-
erlaubnis sollte ein Anspruch beste-
hen bzw. es sollte eine gesetzliche 
Klarstellung zu den im Rahmen der 
Ermessensentscheidung berücksichti-
gungsfähigen Belangen erfolgen.

b. Förderungsmöglichkeiten und 
Lebensunterhaltssicherung 

Die Eröffnung eines grundsätzlichen Zu-
gangs zu den im SGB III verankerten För-
derleistungen der Bundesagentur für Ar-
beit für alle ausländischen Staatsangehö-
rigen ist ein wichtiger Schritt, ebenso wie 
die (überfällige) Ermöglichung der Finan-
zierung einer Ausbildung oder eines Stu-
diums durch Schließung der »BAFöG-« 
oder »BAB-Falle« nach der Änderung des 
Asylbewerberleitungsgesetzes. Dennoch 
bleiben Asylsuchende und Geduldete 
ganz oder teilweise von einigen Leistun-
gen zur Ausbildungsförderung ausge-
schlossen, zum Beispiel von der außer-
betrieblichen Berufsausbildung. Dies ist 
insbesondere für bildungsbenachteiligte 
Geflüchtete äußerst nachteilig. Wird die-
ser Ausschluss auch auf Geflüchtete mit 
einer Behinderung angewendet, bei de-
nen diese Ausbildungsform die einzige 
Möglichkeit des Erwerbs eines anerkann-
ten Ausbildungsabschlusses ist, steht dies 
nicht im Einklang mit dem besonderen 
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Schutz von Menschen mit Behinderun-
gen durch das höherrangige Recht – wie 
die UN-Behindertenrechtskonvention. 

Auch ein zielgruppenübergreifender 
Zugang zu Deutschkursen wurde nicht 
implementiert. Durch die Beibehal-
tung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
bleibt es dabei, dass nach Feststellung 
der Schutzberechtigung ein »Rechtskreis-
wechsel« von der Agentur für Arbeit zum 
Jobcenter erfolgt, was häufig zu Verzöge-
rungen bei der Arbeitsmarktintegration 
führt. Daher bestehen folgende Ände-
rungsbedarfe:

 • Ausländischen Staatsangehörigen, 
die sich gewöhnlich in Deutsch-
land aufhalten,410 muss der Zugang 
zu Berufsausbildungsbeihilfe, zu 
BAföG-Leistungen sowie zu allen aus-
bildungsunterstützenden Leistungen 
des SGB III eingeräumt werden, damit 
der Lebensunterhalt während der Aus-
bildungszeit ohne Bezug »schädlicher« 
Sozialleistungen  finanziert und der 
Abschluss einer Ausbildung erleichtert 
bzw. überhaupt ermöglicht wird. 

 • Auch Asylsuchende und Geduldete 
sollten uneingeschränkt die Möglich-
keit erhalten, kostenfrei Deutsch zu 
lernen.

 • Außerdem sollte das Asylbewerberleis-
tungsgesetz abgeschafft werden, auch 
um eine einheitliche Zuständigkeit der 
Jobcenter für die Arbeitsmarktintegra-
tion aller Geflüchteten herzustellen.

410 Zur Frage des gewöhnlichen Aufenthalts i. S. d. 
§ 30 SGB I siehe Weiser, Sozialleistungen, a. a. O. 
(Fn. 272), S. 19 ff. 

c. Aufenthaltssicherung

Durch das Migrationspaket wurde die 
Chance verpasst, Auszubildenden und 
Beschäftigten die Sicherung ihres Aufent-
halts durch eine Aufenthaltserlaubnis zu 
ermöglichen. Dies wäre rechtssystema-
tisch passender gewesen und hätte eine 
größere Rechtssicherheit geschaffen. 

Mit der Einführung der Beschäfti-
gungsduldung wurde stattdessen eine 
neue Duldungsform konzipiert, die ledig-
lich eine »Aussetzung der Abschiebung« 
aufgrund des Arbeitsverhältnisses bedeu-
tet und erst nach 30 Monaten den Erhalt 
einer Aufenthaltserlaubnis ermöglicht. 
Die einzelnen Erteilungsvoraussetzungen 
stellen allerdings nicht nur während der 
Covid-19-Pandemie hohe Hürden dar, 
inklusive einer – verfassungsrechtlich 
bedenklichen – Schlechterstellung von 
Familien. Daher kommt die Erteilung 
einer Beschäftigungsduldung in vielen 
Fällen nur für Geflüchtete infrage, die 
ohnehin einen Anspruch auf die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis haben.411 
Die Ausbildungsduldung wurde zwar auf 
bestimmte Helferausbildungen erweitert, 
ansonsten aber mit neuen Erteilungsvor-
aussetzung ausgestattet – unter anderem 
muss die Identität bis zu bestimmten 
Zeitpunkten geklärt worden sein –, so-
dass diese Option jetzt für erheblich we-

411 Zu den Möglichkeiten der Aufenthaltssicherung 
vgl. Caritasverband für die Diözese Osnabrück 
e. V., ZBS AuF (Zentrale Beratungsstelle. Arbeits-
marktintegration und Fachkräftesicherung III), 
Arbeitshilfe 5: »Sicherung des Aufenthaltsdurch 
Beschäftigung – Erteilungsvoraassetzungen 
für verschiedene Aufenthaltstitel«, aktualisier-
te Fassung vom 31. Januar 2021, abrufbar bei 
zbs-auf.info unter Publikationen.

https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-2-rahmenbedingungen-von-praktika-und-aehnlichen-taetigkeiten-fuer-asylsuchende-geduldete-auslaenderinnen-und-andere-gefluechtete/
https://www.zbs-auf.info/download/unternehmensinfo-4-arbeitshilfe-sicherung-des-aufenthalts-durch-beschaeftigung-erteilungsvoraussetzungen-fuer-verschiedene-aufenthaltstitel-hrsg-dicv-os/
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niger Geduldete nutzbar ist. Daher beste-
hen folgende Änderungsbedarfe:

 • Auszubildende und Studierende soll-
ten auf Grundlage der allgemeinen Er-
teilungsvoraussetzung412 für die Dauer 
ihrer Ausbildung und während deren 
Vorbereitung413 eine Aufenthaltser-
laubnis erhalten können.

 • Beschäftigten sollte ohne lange Vorauf-
enthaltszeiten in Anlehnung an § 25b 
AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden. 

Auf der Grundlage des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts vom 18. Juli 2012 
zum AsylbLG414 bleibt es ein wichtiger 
politischer Auftrag, den Arbeitsmarktzu-
gang von geflüchteten Menschen sozial- 
und menschenrechtlich auszugestalten, 
also einen auf Partizipation beruhen-
den Ansatz zu wählen. Das Bundesver-

412 § 5 AufenthG; der Lebensunterhalt wäre bei ei-
nem Zugang zu BAB und zu BAföG-Leistungen 
eigenständig gesichert.

413 Beispielsweise während einer Einstiegsqualifizie-
rung (§ 54a SGB III).

414 BVerfG, Urteil vom 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 1 
BvL 2/11 – asyl.net: M19839. 

fassungsgericht hat festgestellt, dass die 
Menschenwürde »migrationspolitisch 
nicht zu relativieren« ist.415 Damit hat es 
die Argumentation verworfen, wonach 
ein Absenken der Leistungen für Asyl-
suchende und geduldete Personen schon 
deshalb zulässig sei, weil Anreize für Wan-
derungsbewegungen nach Deutschland 
vermieden werden müssten. Weiterhin 
ist es nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht zulässig, bei der kon-
kreten Ausgestaltung existenzsichernder 
Leistungen pauschal nach dem Aufent-
haltsstatus zu differenzieren.416 An diesen 
Aussagen muss sich auch die Arbeits-
marktpolitik für geflüchtete Menschen 
messen lassen. Allein die sozialrechtliche 
Zielsetzung einer individuellen Hilfe zur 
Selbsthilfe lässt Ausgrenzungsstrategien 
nicht zu, bei denen ganze Gruppen von 
Bildung, Ausbildung und Beschäftigung 
ausgeschlossen werden.

415 Ebd., Rn. 121.
416 Ebd., Rn. 99. 
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Abkürzungen

a. F. alte Fassung

AG Amtsgericht

AsA Assistierte Ausbildung 

AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz

AsylG Asylgesetz

AsylVfG Asylverfahrensgesetz (bis 2015)

AufenthG Aufenthaltsgesetz (Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und 
die Integration von Ausländern im Bundesgebiet)

AufenthG Aufenthaltsverordnung

AuslBFG Ausländerbeschäftigungsbeförderungsgesetz

AVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift

AWoV Ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung

BA Bundesagentur für Arbeit

BAB  Berufsausbildungsbeihilfe 

BaE  Außerbetriebliche Berufsausbildung 

BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bundesgesetz über individuelle 
Förderung der Ausbildung)

BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

BBiG Berufsbildungsgesetz

BeschV Beschäftigungsverordnung (Verordnung über die Beschäftigung von 
Ausländerinnen und Ausländern)

BeschVerfV Beschäftigungsverfahrensverordnung (Verordnung über das Verfahren 
und die Zulassung von im Inland lebenden Ausländern zur Ausübung 
einer Beschäftigung)

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

BOF Berufsorientierung für Zugewanderte
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BQFG Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (Gesetz über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen)

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

DA Durchführungsanweisungen

EMRK  Europäische Menschenrechtskonvention

EQFAO Einstiegsqualifikations-Anordnung

ESF Europäischer Sozialfonds

FEG Fachkräfteeinwanderungsgesetz

FW Fachliche Weisungen

GER Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen

GG Grundgesetz

GFK Genfer Flüchtlingskonvention (Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge)

HwO Handwerksordnung

IQ ESF-Qualifikationsprogramm »Integration durch Qualifizierung«

IvAF ESF-Integrationsrichtlinie Bund, Handlungsschwerpunkt Integration von 
Asylbewerberinnen, Asylbewerbern und Flüchtlingen

JGG Jugendgerichtsgesetz

LSG Landessozialgericht

MiLoG Mindestlohngesetz

MKFFI NRW Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen

n. F. neue Fassung

OVG Oberverwaltungsgericht

PerjuF Perspektiven für junge Flüchtlinge

SG Sozialgericht

SGB Sozialgesetzbuch

StGB Strafgesetzbuch

VG Verwaltungsgericht

VGH Verwaltungsgerichtshof

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
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Tabelle 1: Überblick zum Arbeitsmarktzugang (vereinfacht)

Personengruppe Arbeitsmarktzugang Ausnahmen

Asylsuchende mit  
Aufenthaltsgestattung

wohnhaft in Erstauf­
nahmeeinrichtung

bis 9 Monate

nach  
9 Monaten

Kein Arbeitsmarktzugang

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis (mit 
Zustimmung der BA oder bei zustim­
mungsfreien Beschäftigungen)

permanentes Ar­
beitsverbot (Asylsu­
chende aus sicheren 
Herkunftsstaaten)

Asylsuchende mit  
Aufenthaltsgestattung

wohnhaft außerhalb 
der Erstaufnahmeein­
richtung

bis 3 Monate

nach  
3 Monaten 
 

nach  
9 Monaten 

nach  
4 Jahren

Kein Arbeitsmarktzugang

Beschäftigung nach Ermessenprüfung der 
Ausländerbehörde möglich (mit Zustim­
mung der BA oder bei zustimmungsfreien 
Beschäftigungen)

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis (mit 
Zustimmung der BA oder bei zustim­
mungsfreien Beschäftigungen)

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis für 
jede Art von Tätigkeit ohne Zustimmung 
der BA

permanentes Ar­
beitsverbot (Asylsu­
chende aus sicheren 
Herkunftsstaaten)

Asyberechtigte, inter­
national oder national 
Schutzberechtigte mit 
Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 1–3 
AufenthG

Beschäftigung und selbstständige Erwerbs­
tätigkeit gestattet

Personen mit Duldung  
nach § 60a AufenthG

wohnhaft in Erstauf­
nahmeeinrichtung

bis 6 Monate*

nach  
6 Monaten*

Kein Arbeitsmarktzugang 

Beschäftigung nach Ermessenprüfung der 
Ausländerbehörde möglich (mit Zustim­
mung der BA oder bei zustimmungsfreien 
Beschäftigungen)

permanentes 
Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 S. 1 
AufenthG

Personen mit Duldung  
nach § 60a AufenthG

wohnhaft außerhalb 
der Erstaufnahmeein­
richtung

bis 3 Monate 
 
 

nach 3 Mo­
naten 
 

nach 4 Jahren

Kein Arbeitsmarktzugang (Beschäftigun­
gen, bei denen die BA nicht zustimmen 
muss, wie Berufsausbildungen, sind 
möglich)

Beschäftigung nach Ermessensprüfung der 
Ausländerbehörde möglich (mit Zustim­
mung der BA oder bei zustimmungsfreien 
Beschäftigungen)

Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis für 
jede Art von Tätigkeit ohne Zustimmung 
der BA

permanentes 
Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 S. 1 
AufenthG

Personen mit Duldung  
nach § 60b AufenthG

Kein Arbeitsmarktzugang

* Bei Personen mit Duldung nach § 60a AufenthG werden nur Voraufenthaltszeiten mit dieser Duldung 
angerechnet.
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Tabelle 2: Überblick zur Ausbildungsförderung

Die Tabelle stellt diejenigen Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zur Ausbildungs-
förderung dar, bei denen aufenthaltsrechtliche Einschränkungen bestehen. 

Berufsausbil‑
dungsbeihilfe

Berufsvor‑
bereitende 
Bildungsmaß‑
nahmen

Vorphase der 
Assistierten 
Ausbildung

Außerbetrieb‑
liche Berufs‑
ausbildung

Asylsuchende Nein Ja,  
­ wenn die Schul­ 
und Deutsch­
kenntnisse einen 
erfolgreichen 
Übergang in eine 
Berufsausbildung 
erwarten lassen  
und  
­ 15 Monaten 
Voraufenthalt

Ja,  
­ wenn die Schul­ 
und Deutsch­
kenntnisse einen 
erfolgreichen 
Übergang in eine 
Berufsausbildung 
erwarten lassen  
und  
­ 15 Monaten 
Voraufenthalt

Nein

Asylberechtigte 
und Schutzberech­
tigte

Ja Ja Ja Ja

Personen mit einer 
Duldung nach 
§ 60a AufenthG

Ja, nach 15 Mona­
ten Voraufenthalt

Ja,  
­ wenn die Schul­ 
und Deutsch­
kenntnisse einen 
erfolgreichen 
Übergang in eine 
Berufsausbildung 
erwarten lassen  
und  
­ die Abschiebung 
seit 9 Monaten aus­
gesetzt ist oder  
­ bei Einreise 
vor 1.8.2019: die 
Abschiebung seit 
3 Monaten ausge­
setzt ist

Ja,  
­ wenn die Schul­ 
und Deutsch­
kenntnisse einen 
erfolgreichen 
Übergang in eine 
Berufsausbildung 
erwarten lassen  
und  
­ 15 Monaten 
Voraufenthalt

Nein

Personen mit einer 
Duldung nach 
§ 60b AufenthG

Nein Nein Nein Nein
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Tabelle 3: Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen
A

: E
le

m
en

ta
re

 S
p

ra
ch

ve
rw

en
d

u
n

g

A
1

 –
 A

n
fä

n
g

er
 

(B
re

ak
th

ro
u

g
h

)

Kann vertraute, alltägliche Ausdrücke und einfache Sätze verstehen und ver­
wenden. Kann sich und andere vorstellen und anderen Leuten Fragen stellen 
und kann auf Fragen dieser Art Antwort geben. Kann sich auf einfache Art ver­
ständigen, wenn die Gesprächspartner/innen langsam und deutlich sprechen 
und bereit sind zu helfen.

A
2

 –
 G

ru
n

d
le

g
en

‑
d

e 
K

en
n

tn
is

se
 

(W
ay

st
ag

e) Kann Sätze und häufig gebrauchte Ausdrücke verstehen. Kann sich in routine­
mäßigen Situationen verständigen, in denen es um einen einfachen Austausch 
über geläufige Dinge geht. Kann mit einfachen Mitteln die eigene Herkunft 
und Ausbildung, die direkte Umgebung und Dinge im Zusammenhang mit 
unmittelbaren Bedürfnissen beschreiben.

B
: S

el
b

st
st

än
d

ig
e 

Sp
ra

ch
ve

rw
en

d
u

n
g

B
1

 –
 F

o
rt

g
e

‑
sc

h
ri

tt
en

e 
Sp

ra
ch

ve
r‑

w
en

d
u

n
g

 
(T

h
re

sh
o

ld
) Kann die Hauptpunkte verstehen, wenn klare Standardsprache verwendet wird 

und wenn es um vertraute Dinge geht. Kann sich einfach und zusammenhän­
gend über vertraute Themen äußern. Kann über Erfahrungen und Ereignisse 
berichten und zu Plänen und Ansichten kurze Begründungen oder Erklärungen 
geben.

B
2

 –
 S

el
b

st
än

d
ig

e 
Sp

ra
ch

ve
rw

en
d

u
n

g
 

(V
an

ta
g

e) Kann die Hauptinhalte komplexer Texte zu konkreten und abstrakten Themen 
verstehen; versteht im eigenen Spezialgebiet auch Fachdiskussionen. Kann 
sich so spontan und fließend verständigen, dass ein normales Gespräch mit 
Muttersprachlern ohne größere Anstrengung auf beiden Seiten gut möglich ist. 

C
: K

o
m

p
et

en
te

 S
p

ra
ch

ve
rw

en
d

u
n

g

C
1

 –
 F

ac
h

ku
n

d
ig

e 
Sp

ra
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ke
n

n
tn

is
se

 
(E

ff
ec

ti
ve

 O
p

er
at

i‑
o

n
al

 P
ro

fi
ci

en
cy

)

Kann ein breites Spektrum anspruchsvoller, längerer Texte verstehen und auch 
implizite Bedeutungen erfassen. Kann sich spontan und fließend ausdrücken, 
ohne öfter deutlich erkennbar nach Worten suchen zu müssen. Kann sich klar 
zu komplexen Sachverhalten äußern und dabei verschiedene Mittel zur Text­
verknüpfung angemessen verwenden.

C
2

 –
 A

n
n

äh
er

n
d

 
m

u
tt

er
sp

ra
ch

li‑
ch

e 
K

en
n

tn
is

se
 

(M
as

te
ry

)

Kann praktisch alles, was er/sie liest oder hört, mühelos verstehen. Kann Infor­
mationen aus verschiedenen schriftlichen und mündlichen Quellen zusam­
menfassen und dabei Begründungen und Erklärungen in einer zusammenhän­
genden Darstellung wiedergeben. Kann sich spontan, sehr flüssig und genau 
ausdrücken und auch bei komplexeren Sachverhalten feinere Bedeutungsnu­
ancen deutlich machen.
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rung«
•	 Laufend aktualisierte Fach­

informationen

adressen.asyl.net

Adressdatenbank mit
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